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self- oder DIY-Biologen, auch Biohacker 
genannt. Eröffnet und begleitet wurde die 
Veranstaltung durch die Ausschussvorsit-
zende Patricia Lips, die Moderation teil-
ten sich der Projektleiter, Dr. Arnold Sau-
ter, und zwei der Mitautoren, Dr. Harald 
König vom ITAS und Dr. Thomas Reiß 
vom Fraunhofer ISI.
Rüdiger Trojok, ITAS-Mitarbeiter und 
ebenfalls Mitautor des TAB-Berichts, 
stellte als bekannter Vertreter der DIY-
Szene in seinem Vortrag deren Motive 
und Aktivitäten am Beispiel der Antibioti-
kaforschung dar. Eine wohlwollende Ein-
ordnung dieser Überlegungen aus der Per-
spektive der etablierten Forschung nahm 
Dr. Ursula Theuretzbacher, eine führen-
de Expertin vom Centre for Anti-Infec-
tive Agents (Cefaia) vor. Ein wichtiges 
Thema der Veranstaltung waren natur-
gemäß Fragen der Biosafety, also dem 
Schutz vor unerwünschten ökologischen 
und gesundheitlichen Folgen des legalen 
Umgangs mit gentechnisch veränderten 
Organismen, sowie der Biosecurity, d. h. 
dem Schutz vor illegalem, irrtümlichem 
oder auch böswilligem Umgang. Die 
Angst vor Bioterrorgefahren durch Bio-
hacker wird regelmäßig vor allem in den 
Medien thematisiert, doch konkrete An-
haltspunkte für gravierende Sicherheits-
mängel aus der DIY-Biologie konnte im 
Fachgespräch niemand benennen. Prof. 
Dr. Detlef Bartsch, Leiter der Abteilung 
Gentechnik im zuständigen Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit, erläuterte die seiner Ansicht 
nach angemessene gültige Regulierung 
und verwies darauf, dass anders als in den 
USA in Europa die Durchführung gen-
technischer Arbeiten an strenge Bedin-
gungen geknüpft sei. Dies wurde auch in 
den Beiträgen von Dr. Michael Liss von 
Thermo Fisher Scientific, einem führen-
den Anbieter von Gensynthesen, sowie 
von Christof Potthof vom Gen-ethischen 
Netzwerk e. V. hervorgehoben.
Im letzten Beitrag betonte Prof. Dr. Alfred 
Nordmann von der Technischen Univer-
sität Darmstadt die Veränderungen der 
bekannten, zumeist umfangreichen Ar-
beitsberichten – eine Reihe weiterer Ar-
beits-, Präsentations-, Diskussions- und 
Beteiligungsformate an: Projekte und Be-
richte aus dem Horizon-Scanning, Stake-
holderpanelumfragen und -workshops, 
öffentliche Fachgespräche und weitere 
Diskursformate richten sich nicht nur 
an die Abgeordneten und Parlaments-
gremien, sondern auch an Interessierte 
aus Ministerien, Behörden, Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen und nicht zu-
letzt an die Öffentlichkeit.
Neue Projekte
Nachdem im Herbst 2016 die Ausschuss-
vorsitzende Patricia Lips eine Themen-
findung für neue TA-Projekte gestartet 
hatte, waren gut 40 Untersuchungsauf-
träge von den Ausschüssen und Fraktio-
nen des Deutschen Bundestages eingerei-
cht worden. Die Themenvorschläge wur-
den vom TAB kommentiert und der TA-
Berichterstattergruppe Vorschläge für 
eine mögliche Bearbeitung unterbreitet. 
Nach gemeinsamer Diskussion wählten 
die Abgeordneten insgesamt zehn Pro-
jekte aus. Die im März vom ABFTA zur 
Bearbeitung durch das TAB bis Herbst 
2018 beschlossenen Projekte werden in 





Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 164 »Synthe-
tische Biologie – die nächste Stufe der Bio- 
und Gentechnologie« war Anlass aus-
führlicher Befassungen im Bundestag. 
Gemeinsam mit dem ABFTA veranstal-
tete das TAB am 29. September 2016 ein 
gutbesuchtes öffentliches Fachgespräch 
unter der Überschrift »Synthetische Bio-
logie, Genome Editing, Biohacking – Her-
ausforderungen der neuen Gentechnolo-
gie«. Darin ging es insbesondere um die 
Aktivitäten der sogenannten Do-it-your-
Erhöhung der Mittel für TA
Am 22. November 2016 stimmte der 
Deutsche Bundestag in seiner beschluss-
fassenden Sitzung zum Haushalt 2017 der 
Erhöhung der Haushaltsmittel für die 
wissenschaftliche Politikberatung durch 
das Büro für Technikfolgen-Abschät-
zung beim Deutschen Bundestag (TAB) 
zu. Zum 1. Januar 2017 wurden die Mittel 
um 25 % angehoben, »damit die wissen-
schaftliche parlamentarische Politikbe-
ratung zu den aktuellen und zukünftigen 
Herausforderungen der technologischen 
und gesellschaftlichen Entwicklungen so 
erfolgreich wie bisher fortgesetzt und das 
anerkannt hohe Niveau der TAB-Arbeiten 
weiterhin sichergestellt werden kann« – so 
begrüßten die Vorsitzende des für TA zu-
ständigen Bundestagsausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (ABFTA), Frau Patricia Lips, 
sowie die TA-Berichterstatter der Bun-
destagsfraktionen Dr. Philipp Lengsfeld 
(CDU), Rene Röspel (SPD), Ralph Len-
kert (Die Linke) und Harald Ebner (Bünd-
nis 90/Die Grünen) diese substanzielle 
Mittelerhöhung.
Nachdem der Bundestag schon 2002 und 
2010 jeweils eine sehr positive Gesamtbi-
lanz der TAB-Arbeiten gezogen und Bun-
destagspräsident Prof. Dr. Norbert Lam-
mert diese Einschätzung zum 25-jährigen 
Jubiläum Ende 2015 wiederholt unterstri-
chen, aber zugleich auch herausgestellt 
hatte, dass die große Beratungsnachfra-
ge aus den Ausschüssen und Fraktionen 
mit den bisherigen Mitteln (und Struk-
turen) nicht mehr ausreichend zu decken 
sei, sahen sich das TAB und die Berichter-
statter für TA bzw. der ABFTA ermutigt,
die Frage der Mittelerhöhung beharrlich 
anzustreben. Es ist ein großer Erfolg, dass 
dies nunmehr gelungen ist – nachdem 
die Finanzmittel über mehr als 25 Jahre 
nahezu unverändert geblieben waren bei 
gleichzeitig deutlich erweitertem Arbeits-
spektrum und erhöhtem Arbeitsvolumen.
Den gewachsenen Aufgaben entsprechend 























Denk- und Herangehensweise in der Syn-
thetischen Biologie und durch diese. Zu-
künftig werde nicht mehr gefragt, was 
könne der Ingenieur von der Natur ler-
nen, sondern wie könne die Natur durch 
den Ingenieur umgestaltet werden. Das 
bringe neue Forschungs- und Forscher-
typen hervor. In vielen Diskussionsbei-
trägen, insbesondere vonseiten der teil-
nehmenden Bundestagsabgeordneten, 
wurde der herausragende Stellenwert ei-
ner größtmöglichen Transparenz bezüg-
lich der Aktivitäten und Motive aller mit 
gentechnischen Arbeiten befassten For-
schenden in öffentlichen und privaten 
Institutionen wie auch der DIY-Biolo-
gen betont. Sowohl der TAB-Bericht als 
auch das Fachgespräch haben dazu einen 
wichtigen Beitrag geleistet.
Auch bei der ersten Lesung des Berichts –
erschienen als Bundestagsdrucksache 
Nr. 18/7216 – im Plenum am 23. März 
2017 wurde von den Rednern der Wert der 
umfassenden, differenzierten und sach-
lichen Analyse und Darstellung hervor-
gehoben. Stephan Albani (CDU/CSU) er-
öffnete die Debatte, danach äußerten sich 
die vier ständigen Berichterstatter für TA.
Öffentliche Veranstaltung
zu Social Bots
Dr. Sonja Kind und Dr. Marc Bovenschulte 
vom TAB-Konsortialpartner VDI/VDE-
IT leiteten und moderierten am 26. Januar 
2017 im Deutschen Bundestag ein öffent-
liches Fachgespräch zu Social Bots. Hin-
tergrund und Anlass der Veranstaltung 
war die Erstellung einer TAB-Vorstudie 
(Kurzstudie) zu diesem Thema. Deren Ba-
sis sind eine Literatur- und Quellenanaly-
se sowie 24 Experteninterviews mit Fach-
leuten aus sechs Bereichen: Wissenschaft, 
Verwaltung, zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen, Parteien (Social-Media-Beauf-
tragte), Presse/Medien sowie Wirtschaft. 
Zur Vorbereitung der Veranstaltung wur-
den Thesen erarbeitet, die zur Diskussion 
gestellt wurden. Zweck und Ziel der Ver-
anstaltung war es auch, diese Thesen und 
weitere zentrale Zwischenergebnisse des 
Anfang des Jahres noch nicht abgeschlos-
senen TAB-Projekts (s. Beitrag in diesem 
TAB-Brief, S. 31) zu diskutieren, zu über-
prüfen und Ansatzpunkte für politisches 
Handeln zu reflektieren. Da das Thema 
auf ein großes mediales und politisches 
Interesse trifft, diente das Fachgespräch 
auch zur grundsätzlichen Positionsbe-
stimmung des Phänomens Social Bots.
Dr. Sonja Kind führte zunächst in die 
Ausgangslage ein, um anschließend das 
Thema durch Experten, den Abgeordne-
ten, Vertretern der Presse sowie Interes-
sierten aus der Öffentlichkeit diskutieren 
zu lassen, und zwar entlang dreier Haupt-
diskussionsstränge bzw. -blöcke, die je-
weils durch einen kurzen Impulsvortrag 
eingeleitet wurden:
 › Einfluss und Wirksamkeit von Social 
Bots: Was ist heute machbar und wie 
wird der Einfluss nachgewiesen? (Prof. 
Dr. Simon Hegelich, Hochschule für 
Politik an der TU München). 
 › Zukünftige Einsatzmöglichkeiten von 
Social Bots: Wofür können Social Bots 
zukünftig eingesetzt werden? (Benedikt 
Walter, freier Journalist).
 › Enttarnungssysteme und Eindäm-
mungsmöglichkeiten: Wie lassen sich 
Social Bots erkennen und verhindern? 
(Dr. Christian Grimme, Westfälische 
Wilhelms-Universität Münster).
Die Diskutanten begrüßten, dass der Um-
gang mit dem Thema durch die Kurzstu-
die und das öffentliche Fachgespräch eine 
Versachlichung erfahre. So sei das Thema 
in den Medien schon seit 2015 präsent, je-
doch tendenziell entweder mit einem pa-
nikmachenden Tenor oder eher verharm-
losend. Einig waren die Sachverständigen 
sich darin, dass Social Bots zwar ein sehr 
gut nachweisbares Phänomen seien, deren 
Wirkungen jedoch noch nicht eindeutig 
belegt werden konnten. Ob und inwieweit 
Social Bots tatsächlich die politische Wil-
lensbildung beeinflussen, könne momen-
tan noch nicht abschließend beantwor-
tet werden; ein Zusammenhang zwischen 
deren Einsatz und einer Einflussnahme 
auf politische Diskurse und Debatten sei 
allerdings zu vermuten. Bislang sei der 
Wirkungsraum von Social Bots – gemes-
sen an den Nutzerzahlen in Deutschland 
– nicht sehr groß und finde im Wesent-
lichen über Twitter statt – hier werde je-
doch durchaus ein hohes Multiplikato-
renpotenzial gesehen.
Mit Blick auf die zukünftigen Einsatz-
möglichkeiten ging es um eben diese Po-
tenzialität von Social Bots. Erörtert wurde, 
dass Social Bots nicht nur im politischen, 
sondern auch im wirtschaftlichen Bereich 
das Potenzial haben, über falsche oder ab-
lenkende Nachrichten Schaden z. B. durch 
eine Börsenmanipulation zu erzielen. Eine 
Schwierigkeit bestehe auch darin, dass vor 
dem Hintergrund der zunehmenden An-
wendungsreife von künstlicher Intelligenz 
Mensch und Maschine immer schwerer zu 
unterscheiden seien, dieser Unterschied 
aber für Menschen deutlich erkennbar 
sein sollte. Ein mögliches Risiko von So-
cial Bots werde im anstehenden Bundes-
tagswahlkampf gesehen. Trotz Selbstver-
pflichtungen der Parteien könnten andere 
Akteure sich der Social Bots im Wahl-
kampf bedienen. Dabei reichten schon 
sehr wenige Social Bots aus, um soge-
nannte Filterblasen zu erzeugen.
Im letzten Diskussionsblock ging es da-
rum, wie Social Bots enttarnt und einge-
grenzt werden könnten. Eine mögliche 
Kennzeichnungspflicht wurde von den 
Sachverständigen kontrovers diskutiert, 
da diese technisch nur schwer umsetzbar 
und ein Verstoß schwer zu sanktionieren 
sei. Dagegen werde auf die Selbstregula-
tion der sozialen Netzwerke gesetzt, die 
aufgrund ihres primär aus Werbeein-
nahmen bestehenden Geschäftsmodells 
ein Eigeninteresse daran haben, Social 
Bots auf ihren Plattformen zu unterbin-
den. Konsens bestand bei den Experten 
darin, dass die mediale Aufklärung und 
auch die Technikkompetenz der Inter-
netnutzenden im Sinne einer Digital Li-
teracy zu stärken seien. Ein Bedarf für 






















die (immer noch vergleichsweise neuen) 
öffentlichen und der klassischen, nicht-
öffentlichen Petition (Einzelanliegen, die 
sich nicht für eine Veröffentlichung auf 
der Plattform eignen). Hier bestand Ei-
nigkeit, dass eine Weiterentwicklung der 
öffentlichen Petitionen nicht zulasten des 
individuellen Grundrechts, sich mit einer 
Bitte oder Beschwerde an den Bundestag 
wenden zu können, gehen dürfe. Auf In-
teresse stieß auch der Vorschlag, die mo-
bile Nutzung der Petitionsplattform zu er-
leichtern. Am 29. Mai 2017 vertiefte der 
Petitionsausschuss die Diskussion um das 
Petitionswesen in einer öffentlichen An-
hörung, zu der neben Britta Oertel auch 
der ITAS-Kollege (und frühere TAB-
Mitarbeiter) Ulrich Riehm sowie weitere 
Sachverständige eingeladen waren. Auch 
hier standen die E-Petitionen im Vorder-
grund. In der Diskussion ging es um die 
Fragen, wie sich die öffentlichen Peti-
tionen stärken lassen und wie das Peti-
tionsverfahren transparenter werden 
kann. Außerdem besprachen die Abge-
ordneten und Experten, wie das Verhält-
nis zu privaten Kampagnenportalen ge-
staltet werden sollte.
TAB-Berichte im Bundestag
Folgende Berichte wurden im ABFTA 
behandelt:
Als letzten Bericht in der ablaufenden 
18. Legislaturperiode des Deutschen Bun-
destages nahm der ABFTA am 21. Juni 
2017 den TAB-Arbeitsbericht Nr. 175 »Ad-
ditive Fertigungsverfahren (3-D-Druck)« 
ab. Zuvor waren am 26. April 2017 der 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 174 »Chancen 
und Risiken mobiler Kommunikation 
in der Arbeitswelt« sowie der TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 173 »Online-Bürgerbe-
teiligung an der Parlamentsarbeit« am 
29. März 2017 abgenommen worden, wie 
auch am 15. Februar 2017 der TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 170 »Neue Arzneimit-
tel gegen vernachlässigte Krankheiten« 
(Bundestagsdrucksache Nr. 18/12306). 
Die Abnahme der TAB-Arbeitsberichte 
de auch für Journalisten bzw. die Medien 
gesehen. Die Funktionsweisen von Algo-
rithmen in sozialen Medien sollten bes-
ser verstanden werden, auch appellierten 
die Sachverständigen zur Vorsicht bei der 
Verbreitung von Nachrichten.
Gespräch mit Abgeordneten 
des Petitionsausschusses
Der Deutsche Bundestag bietet Bürgern 
seit mehr als 10 Jahren verschiedene Mög-
lichkeiten, sich mithilfe des Internets in 
die parlamentarische Arbeit einzubrin-
gen. Nachdem das TAB hierzu kürzlich 
seinen Arbeitsbericht Nr. 173 »Online-
Bürgerbeteiligung an der Parlamentsar-
beit« fertiggestellt hatte, lud der Petitions-
ausschuss zwei der Autoren (Britta Oertel 
und Dr. Steffen Albrecht) am 29. März 
2017 zu einem Fachaustausch über die Er-
gebnisse dieser Untersuchung ein.
Bei der Diskussion, an der neben Abgeord-
neten und Mitarbeitern aller Fraktionen 
auch Mitarbeiter des Ausschussdiens-
tes teilnahmen, ging es insbesondere um 
die Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung 
mittels E-Petitionen. Das E-Petitions-
system des Bundestages besteht seit 2005 
und gilt international als Vorreiter. Die 
Onlineplattform ist eines der meistbe-
suchten Angebote des Webauftritts des 
Bundestages. Aktuell sind allerdings sin-
kende Beteiligungszahlen sowohl bei der 
Einreichung als auch bei der Mitzeich-
nung und Diskussion von Petitionen zu 
beobachten.
Das Autorenteam des TAB-Berichts stellte 
verschiedene Optionen für die Weiterent-
wicklung der E-Petitionen zur Diskussi-
on, darunter die stärkere und zielgerich-
tete Bewerbung des Angebots oder eine 
behutsame Öffnung in Richtung der ak-
tuell beliebten Kampagnenportale, bei 
der aber zur Abgrenzung die Alleinstel-
lungsmerkmale der direkt beim Bundes-
tag eingereichten Petitionen betont wer-
den sollten. Intensiv diskutiert wurde das 
Verhältnis der beiden Verfahrenswege für 
Nr. 168 »Weiße Biotechnologie – Stand 
und Perspektiven der industriellen Bio-
technologie: Verfahren, Anwendungen, 
ökonomische Perspektiven« (Innova-
tionsanalyse – Teil I) sowie Nr. 169 »Weiße 
Biotechnologie - Stand und Perspektiven 
der industriellen Biotechnologie: Umwelt- 
und Nachhaltigkeitspotenziale« (Innova-
tionsanalyse – Teil II) war noch 2016 am 
30. November erfolgt.
Alle genannten Berichte, wie auch die 
TAB-Arbeitsberichte Nr. 171 »Digitale 
Medien in der Bildung« (Bundestags-
drucksache Nr. 18/9606) und Nr. 166 
»Neue elektronische Medien und Sucht-
verhalten« (Bundestagsdrucksache 
Nr. 18/8604) befinden sich noch in der 
Beratung im federführenden ABFTA oder 
in den mitberatenden Ausschüssen oder 
müssen noch zur Beratung an diese über-
wiesen werden. Eine erste Lesung im Bun-
destagsplenum fand am 23. März 2017 
zum TAB-Arbeitsbericht Nr. 164 »Syn-
thetische Biologie« (Bundestagsdrucksa-
che Nr. 18/7216) statt.
Neue Mitarbeiterin
Seit dem 1. Mai 2017 hat das TAB eine 
weitere Mitarbeiterin: Tina Lehmann stu-
dierte Geografie (B. A. an der HU Ber-
lin) bzw. Geografische Entwicklungsfor-
schung (M. Sc. an der FU Berlin). Ihre 
Studieninhalte »Nachhaltiger Tourismus« 
und »Regionalentwicklung« führten sie 
auch nach Indien und Kenia. Sie verfügt 
zudem über vielfältige Erfahrungen in der 
Büro- und Projektarbeit sowie als kauf-
männische Angestellte. Frau Lehmann 
arbeitet zurzeit überwiegend im Sekreta-
riatsbereich. Neben der Mitarbeit in der 
Büroorganisation und dem Korrektorat 
bei Publikationen soll sie als Projektas-























Höhere EMF-Belastung durch Digitalisierung 
der Gesellschaft?
Deutschland – orientieren sich in Grenz-
wertfragen an diesen Empfehlungen.
Mit Blick auf die neuen technologischen 
Entwicklungen und Anwendungen in 
den verschiedenen hoch- und niederfre-
quenten EMF-Bereichen sowie zur diesbe-
züglich noch notwendigen Verbesserung 
der wissenschaftlichen Datenlage wur-
den und werden seitens der zuständigen 
Bundesministerien und deren nachgeord-
neten Behörden Forschungsprogramme 
und -projekte durchgeführt, die zu einer 
Verbesserung der Risikoabschätzung und 
-bewertung für EMF beitragen sollen. Zu 
nennen sind hier vor allem die (Folge-)
Forschungsvorhaben aus dem Deutschen 
Mobilfunk Forschungsprogramm (DMF) 
und der freiwilligen Selbstverpflichtung 
der Mobilfunknetzbetreiber sowie die 
weiterführenden Forschungsbemühun-
gen des BfS (seit 2014) etwa im Rahmen 
des Umweltforschungsplans des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), die 
zum Teil einen sehr breiten, umfassenden 
Ansatz verfolgen.
Ziele und Vorgehensweise
Im Rahmen des TA-Projekts werden die 
Ergebnisse aus den aktuellen nationalen 
und internationalen Forschungsprojek-
ten gesichtet und insbesondere darauf 
hin analysiert, ob relevante bzw. neue Er-
kenntnisse vorliegen, die substanziell die 
Diskussionen zu möglichen gesundheit-
lichen Auswirkungen bzw. Risiken der 
(HF-)EMF verändern könnten. Außerdem 
sollen mögliche Forschungslücken und 
Forschungsbedarfe identifiziert werden. 
Ein weiteres Ziel besteht darin, Möglich-
keiten und/oder Strategien zu einer sinn-
vollen (notwendigen) Minimierung der 
Exposition der Bevölkerung durch EMF 
zu identifizieren bzw. zu beschreiben.
Von besonderer Relevanz ist die Perspekti-
ve bzw. die Fokussierung auf Forschungs-
bemühungen, die zur besseren Risikobe-
wertung der Exposition von Kindern, aber 
In den kommenden Jahren ist eine wei-
tere Zunahme von elektromagnetischen 
Feldern (EMF) bzw. von EMF-Quellen 
zu erwarten. Ursachen hierfür sind der 
Stromnetzausbau, die Forcierung der 
Elektromobilität (z. B. drahtlose Über-
tragung von Strom via Induktionsmag-
netfelder) und vor allem die rasante Digi-
talisierung nahezu aller Lebensbereiche, 
die gleichzeitig mit einer starken Nut-
zung mobil einzusetzender Technolo-
gien verbunden ist. Hochfrequente EMF 
(HF-EMF) sind Grundlage digitaler, ka-
belloser Kommunikation z. B. zwischen 
WLAN-Routern und Rechnern, Tab-
lets, Mobiltelefonen etc. im gesamten öf-
fentlichen Raum und in praktisch allen 
privaten Haushalten. Dabei generieren 
viele verschiedene WLAN-Netze, Funk-
sendemasten sowie Stromnetze mehre-
rer Spannungsebenen (im NF-Bereich) 
gleichzeitig diverse EMF. Zum Teil ist 
noch unklar, welche Wechselwirkun-
gen zwischen den von den verschiede-
nen elektrischen Geräten erzeugten EMF 
zu erwarten sind. Mit dem verstärkten 
Auftreten von EMF ist jedoch prinzipi-
ell eine insgesamt höhere Belastung der 
Bevölkerung verbunden.
Die Auswirkungen nichtionisierender 
Strahlung niederer und hoher Frequen-
zen auf lebende Organismen sind seit 
Jahren Gegenstand intensiver Forschung 
mit nach wie vor teilweise nicht eindeuti-
gen, übereinstimmenden Befunden, wo-
raus unterschiedliche und teils konträ-
re Interpretationen resultieren. Zugleich 
bilden die als gesichert geltenden wissen-
schaftlichen Befunde zu biologischen Wir-
kungsschwellen bei technisch erzeugter 
elektromagnetischer Strahlung, unter-
halb derer keine (identifizier- oder mess-
bare) Wirkungen auftreten, die Grundlage 
für Grenzwertempfehlungen der Inter-
nationalen Kommission zum Schutz vor 
nichtionisierender Strahlung (ICNIRP). 
Nationale und internationale Experten-
gruppen und Institutionen – wie die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) oder die 
Strahlenschutzkommission (SSK) und das 
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) in 
auch von älteren Personen und Menschen 
mit Vorerkrankungen einen substanziel-
len Beitrag leisten (könnten). Da die heu-
tigen Kinder und Jugendlichen vermutlich 
lebenslang und in zunehmendem Maße 
EMF ausgesetzt sein werden, ist die Fra-
ge nach möglichen Langzeitwirkungen 
von besonderer Bedeutung. So hat auf-
grund der wissenschaftlichen Unsicher-
heiten hinsichtlich möglicher Langzeitri-
siken bei intensiver Mobiltelefonnutzung 
auch die Internationale Krebsforschungs-
agentur (IARC) der WHO 2011 die HF- 
EMF in die Gruppe 2B der IARC-Skala 
eingestuft, wonach es nach gegenwärti-
gem Kenntnisstand begrenzte Hinweise 
auf kanzerogene Wirkungen dieser Felder 
gibt. Diese Hinweise resultieren aus epide-
miologischen Beobachtungen, können je-
doch nicht oder nicht hinreichend durch 
experimentelle Befunde gestützt werden.
Schließlich wird im Rahmen des TA-Pro-
jekts systematisch erhoben, welche EMF 
in welcher Form und in welcher Stärke 
durch welche Geräte und Anlagen gene-
riert werden. Auf dieser Grundlage sol-
len dann die daraus resultierenden Be-
lastungen für Menschen abgeschätzt 
werden. Dabei werden mögliche kumu-
lative Effekte durch gleichzeitig wirksame 
EMF-Quellen unterschiedlicher Frequen-
zen genauso berücksichtigt wie absehba-
re technische Weiterentwicklungen (z. B. 
Mobilfunk der 5. Generation). Dies dient 
auch dazu, mögliche Erkenntnislücken 




gen verschiedener Frequenzbereiche 
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Was wissen wir eigentlich über die 
Nachhaltigkeit der Landwirtschaft?
erfolgt z. B. im Rahmen der Berichter-
stattung zur Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung mit drei unmittelbar re-
levanten Indikatoren (Artenvielfalt und 
Landschaftsqualität in der Agrarland-
schaft, Stickstoffüberschuss sowie Flä-
chenanteil ökologischer Landbau). Die 
Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft 
(DLG) legt seit 2015 jährlich einen Nach-
haltigkeitsbericht für den deutschen Ag-
rarsektor vor, der neben Indikatoren aus 
den Bereichen Ökologie, Ökonomie und 
sozialer Verantwortung einen aggregier-
ten Nachhaltigkeitsindex umfasst.
Aggregationsstufen zwischen dem ein-
zelnen landwirtschaftlichen Betrieb und 
dem gesamten Agrarsektor sind bisher 
hingegen kaum erfasst worden. Ledig-
lich zum Vergleich von ökologischer und 
konventioneller Landwirtschaft sind in 
den letzten Jahren zahlreiche Veröffent-
lichungen erschienen, wobei meist spe-
zifische Aspekte wie Ertragsniveau, öko-
logische Wirkungen oder wirtschaftliche 
Ergebnisse verglichen wurden.
Eine bessere Erkenntnislage bei der Nach-
haltigkeitsbewertung landwirtschaftli-
cher Systeme ist für die zukünftige Ag-
rar- und Umweltpolitik auf nationaler 
und europäischer Ebene von zentraler 
Bedeutung. Dass enorme Herausforde-
rungen bei der notwendigen, nachhaltigen 
Ausgestaltung der Landwirtschaft beste-
hen, ist interessen-, partei- und akteurs-
übergreifender Konsens und wurde im 
Kontext der Internationalen Grünen Wo-
che Anfang 2017 als zentrale Zukunfts-
aufgabe für Politik, Gesellschaft und Wis-
senschaft breit kommuniziert. Dabei geht 
es insbesondere um den Erhalt landwirt-
schaftlicher Betriebe sowie darum, den 
weiteren landwirtschaftlichen Struktur-
wandel möglichst sozial- und umweltver-
träglich zu gestalten.
Ziel und Vorgehensweise
Durch das Projekt »Nachhaltigkeitsbewer-
tung landwirtschaftlicher Systeme – Stand 
Das übergeordnete Leitbild einer nachhal-
tigen Entwicklung bildet naturgemäß auch 
den Orientierungsrahmen der Debatten 
über die Entwicklungen und Herausforde-
rungen der Landwirtschaft. Wie in vielen 
anderen gesellschaftlichen Bereichen gibt 
es allerdings keinen Konsens darüber, wie 
eine nachhaltige Landwirtschaft aussehen 
müsste und wie sie erreicht werden kann. 
Dementsprechend gehen auch die Mei-
nungen über den aktuellen Zustand und 
die wünschenswerten politischen Gestal-
tungsmaßnahmen auseinander.
Die Landwirtschaft in Deutschland und 
der EU unterliegt einem kontinuierli-
chen Strukturwandel hin zu weniger, 
dafür stärker spezialisierten und größe-
ren Betrieben. Vor diesem Hintergrund 
gibt es seit Jahren eine breite und kont-
roverse Diskussion, welche Betriebsgrö-
ßen und Formen der Landbewirtschaf-
tung und Lebensmittelproduktion den 
Zielstellungen einer nachhaltigen Land-
wirtschaft am besten entsprechen. Dabei 
wird in der Debatte oftmals eine simpli-
fizierende Gegenüberstellung von klein-
strukturierter, bäuerlicher und ökologi-
scher Landwirtschaft auf der einen Seite 
und industriell organisierter, konventio-
neller Landwirtschaft mit Großbetrieben 
auf der anderen Seite vorgenommen. Eine 
solche Polarisierung bildet jedoch die tat-
sächliche Vielfalt der vor allem regional 
unterschiedlichen Bedingungen und Her-
ausforderungen der Landwirtschaft nicht 
ab und eignet sich folglich auch nicht als 
Basis für eine Nachhaltigkeitsbewertung.
Die Food and Agriculture Organization 
der Vereinten Nationen (FAO) hat einen 
allgemeinen Rahmen zur Nachhaltigkeits-
bewertung landwirtschaftlicher Betriebe 
wie auch von Wertschöpfungsketten bzw. 
Unternehmen im Bereich Landwirtschaft 
und Lebensmittel vorgelegt (Sustainabi-
lity Assessment of Food and Agriculture 
Systems [SAFA]). In Deutschland und der 
Schweiz gibt es weitere Ansätze zur Nach-
haltigkeitsbewertung landwirtschaftlicher 
Betriebe. Eine Nachhaltigkeitsbewertung 
der deutschen Landwirtschaft insgesamt 
und Perspektiven« sollen Informationen 
zur Frage bereitgestellt werden, welche 
Ansätze einer Nachhaltigkeitsbewertung 
landwirtschaftlicher Systeme geeignet er-
scheinen, um als Orientierungsrahmen 
für eine ökonomisch tragfähige, sozial- 
und umweltverträgliche Gestaltung der 
zukünftigen Agrar- und Umweltpolitik 
dienen zu können. Das Projekt soll vier 
Schwerpunkte umfassen:
1. Analyse des landwirtschaftlichen Struk-
turwandels in der deutschen und euro-
päischen Landwirtschaft und dessen 
Nachhaltigkeitsrelevanz.
2. Vergleichender Überblick über Stand 
und Perspektiven der Nachhaltig-
keitsbewertung landwirtschaftlicher 
Betriebe und des Agrarsektors in 
Deutschland und international (Kon-
text, Methoden, Indikatoren, Daten-
lage, Ergebnisse).
3. Vergleich von ökologischer und kon-
ventioneller Landwirtschaft als Bei-
spiel einer vergleichenden Nachhal-
tigkeitsbewertung landwirtschaftlicher 
Systeme.
4. Darstellung nötiger Schritte und des 
evtl. bestehenden Forschungsbedarfs 
hin zu einer Nachhaltigkeitsbewertung 
landwirtschaftlicher Systeme sowie 
Identifikation von Gestaltungsfeldern, 
Akteurszuständigkeiten und Koope-
rationsformen für die Ausgestaltung 
einer nachhaltigeren landwirtschaft-
lichen Produktion in Deutschland.
TA-Projekt
Nachhaltigkeitsbewertung landwirt-
schaftlicher Systeme – Herausforde-
rungen und Perspektiven
Themeninitiative
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Lichtverschmutzung: künstliche Beleuchtung 
zur falschen Zeit am falschen Ort
len beeinträchtigt werden kann. Auch 
bei Pflanzen gibt es Hinweise auf Aus-
wirkungen der Lichtverschmutzung in 
Gestalt einer verfrühten Ausbildung 
von Blüten bzw. einer verspäteten 
Winterruhe.
 › Wirtschaftliche und soziokulturelle
Folgen: Ursache für die Lichtver-
schmutzung ist häufig eine ineffi-
ziente Beleuchtungstechnik, die wie-
derum gesellschaftliche Folgekosten 
durch einen zu hohen Energiebedarf 
verursacht. Soziokulturelle Folgen der 
Lichtverschmutzung sind das visu-
elle Verschwinden des Sternenhim-
mels durch Überblendung und die 
Beeinträchtigung der erdgebundenen 
Weltraumforschung.
Aktuell eröffnen die lichttechnischen und 
-planerischen Entwicklungen und die 
Massenverfügbarkeit lichtemittierender 
Dioden (LEDs) für Beleuchtungszwecke 
ein Möglichkeitsfenster für neue techni-
sche und gestalterische Innovationen und 
Lösungen: LED-Produkte bieten aufgrund 
ihrer Fokussierbarkeit und digitalen Steu-
erbarkeit das Potenzial, Streulicht und 
Lichtverschmutzung gezielt einzudäm-
men und sparen zudem im Vergleich zu 
Glühlampen erhebliche Mengen an Ener-
gie ein. Zugleich birgt LED-Beleuchtung 
aber auch neue Risiken hinsichtlich der 
Lichtverschmutzung, unter anderem we-
gen des hohen Blauanteils im Lichtspek-
trum, dessen Auswirkungen auf Flora, 
Fauna und die menschliche Gesundheit 
noch weitgehend unbekannt sind. Neue 
Trends in der städtischen Lichtplanung, 
der Lichtindustrie und in Normungsver-
fahren auf nationaler und europäischer 
Ebene bieten zugleich Ansätze zur Ver-
ringerung der Trade-offs zwischen Zie-
len und unerwünschten Folgen künstli-
cher Beleuchtung.
Ziel und Vorgehensweise
In der Öffentlichkeit wächst das Bewusst-
sein für das Thema Lichtverschmutzung 
und den damit einhergehenden Beein-
Die Etablierung elektrischer Lichtquellen 
in den 1880er Jahren ermöglichte erheb-
liche Veränderungen bzw. Fortschritte 
der Arbeits- und Lebensweisen der Men-
schen. Die seitdem ungebrochene Aus-
breitung künstlicher Lichtquellen lässt 
aber auch eine unbeabsichtigte Folge die-
ser Entwicklung immer stärker in den 
Vordergrund treten, die sogenannte Licht-
verschmutzung. Damit wird die Aufhel-
lung der Umwelt und des Nachthimmels 
durch künstliches Licht bezeichnet, die 
eine unerwünschte Nebenwirkung von 
privater und öffentlicher Straßen-, Park-
wege und Uferbeleuchtung, dekorativen 
oder werblichen Anstrahlungen oder von 
Lichtkunst ist. Gerade über Großstädten 
entstehen sogenannte Lichtglocken, die 
sich im Zuge von Urbanisierung und Zer-
siedelung des ländlichen Raumes immer 
weiter ausbreiten.
Die wissenschaftliche Beschäftigung mit 
dem Thema Lichtverschmutzung hat in 
den letzten Jahren stark zugenommen. 
In verschiedenen Disziplinen werden die 
teilweise negativen biologischen, ökologi-
schen, gesundheitlichen, soziokulturellen 
und wirtschaftlichen Folgen künstlicher 
Beleuchtung bei Nacht untersucht:
 › Menschliche Gesundheit: Die erhebli-
che Exposition mit künstlichem Licht 
beeinflusst die körpereigenen biologi-
schen Rhythmen des Menschen mit 
möglichen Folgen für die physische und 
psychische Gesundheit. Dazu können 
etwa Stress oder hormonelle Wirkun-
gen zählen (mit ggf. steigenden Risiken 
für Krebs- und Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen). Als gesundheitlich proble-
matisch angesehen wird vor allem die 
tagsüber verringerte, nachts hingegen 
erhöhte Exposition mit Licht, die die 
natürlichen Dunkel- und Ruhephasen 
beeinträchtigt.
 › Flora und Fauna: Lichtverschmutzung 
kann zu Störungen von Lebensbedin-
gungen und Verhaltensweisen führen, 
etwa bei nachtaktiven Insekten oder 
bei Zugvögeln, deren Orientierung in 
der Nacht durch künstliche Lichtquel-
trächtigungen. Verstärkt engagieren sich 
Bürger in sogenannten Dark-Sky-Initia-
tiven und in bürgerwissenschaftlichen 
Projekten. Auch politisch gewinnt das 
Thema zunehmend an Relevanz. Zwar 
existieren in Deutschland derzeit keine 
verbindlichen Grenzwerte für Lichtim-
missionen, aber Licht wird im Bundesim-
missionsschutzgesetz (BImschG) zu den 
Immissionsarten gezählt, von denen un-
ter Umständen eine umweltschädliche 
Wirkung ausgeht. In Slowenien, Italien 
und Frankreich wurden erste Gesetze zur 
Eindämmung von Lichtverschmutzung 
verabschiedet.
Das TA-Projekt wird eine Zusammen-
stellung des Wissensstands zu Umfang, 
aktuellen Entwicklungstrends und Aus-
wirkungen der Lichtverschmutzung vor-
nehmen. Darauf aufbauend sollen Hand-
lungsoptionen identifiziert werden, die zu 
einer Verringerung der Lichtverschmut-
zung bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der nutzbringenden Ziele der Beleuch-
tung beitragen. Dadurch soll die Debat-
te um die Vor- und Nachteile künstlicher, 
nächtlicher Beleuchtung intensiviert und 
eine evidenzbasierte politische Begleitung 
laufender lichtplanerischer und techni-
scher Entwicklungen ermöglicht werden.
TA-Projekt
Lichtverschmutzung – Ausmaß, gesell-
schaftliche und ökologische Auswir-
kungen sowie Handlungsansätze
Themeninitiative



























Killerroboter auf dem Vormarsch?
Autonome Waffensysteme im Fadenkreuz
gen durch die Funkübertragung von Sen-
sordaten bzw. Steuerbefehlen und durch 
den Abwägungsprozess des menschlichen 
Operateurs bis zum Einsatzbefehl wegfal-
len. Der Steigerung der Autonomie mili-
tärischer Systeme einschließlich von Waf-
fensystemen wird daher in strategischen 
Überlegungen einiger Schlüsselakteure 
eine hohe Priorität eingeräumt.
Diese Entwicklung wird unter ethischen 
Gesichtspunkten kontrovers diskutiert, 
vor allem mit Bezug auf vollautonome 
bewaffnete Systeme: Im Vordergrund 
der Debatte steht die Frage, inwieweit es 
ethisch vertretbar ist und politisch zuläs-
sig sein soll, Maschinen im Gefecht auto-
nom über Leben und Tod von Menschen 
entscheiden zu lassen. Vor diesem Hin-
tergrund forderten 2015 in einem offe-
nen Brief über 20.000 Personen, darunter 
viele KI-Forscher und bekannte Persön-
lichkeiten wie Stephen Hawking und Elon 
Musk, ein Verbot offensiver autonomer 
Waffen. Auch Menschenrechtsorganisa-
tionen (z. B. koordiniert Human Rights 
Watch die Kampagne »Stop Killer Ro-
bots« eines Netzwerks nationaler und in-
ternationaler NGOs) und die Bundesre-
gierung (laut Koalitionsvertrag) drängen 
auf eine Ächtung dieser Waffensysteme. 
Ziel und Vorgehensweise
Bereits 2011 hat das TAB eine Bestands-
aufnahme und Folgenabschätzung zur mi-
litärischen Nutzung unbemannter Syste-
me vorgelegt (TAB-Arbeitsbericht Nr. 144 
»Stand und Perspektiven der militärischen 
Nutzung unbemannter Systeme«), jedoch 
nicht mit besonderem Fokus auf den au-
tonomen Kampfeinsatz. Darauf aufbau-
end sollen in dem neuen TA-Projekt drei 
Themenbereiche untersucht werden: tech-
nische Aspekte, ethische Fragestellungen 
und internationale Politikfragen.
Technische Aspekte: Es soll untersucht 
werden, wie sich der technologische Rei-
fegrad und die Entwicklungsperspekti-
ven autonomer Waffensysteme gegenüber 
In der Robotik und bei der Forschung zu 
künstlicher Intelligenz (KI) wurden in den 
letzten Jahren beeindruckende Fortschrit-
te erzielt, die auch vor dem militärischen 
Bereich nicht Halt machen. Unbemannte 
fliegende Systeme (sogenannte Drohnen) 
sind seit Langem fester Bestandteil mili-
tärischer Operationen. Auch für speziel-
le Einsätze am Boden (beispielsweise bei 
der Kampfmittelbeseitigung) oder im bzw. 
unter Wasser (z. B. zur Seeminenabwehr) 
kommen bereits unbemannte Systeme 
zum Einsatz. Wenngleich die Handlungs-
autonomie dieser – in Aufbau und Zielset-
zung teils sehr unterschiedlichen – Syste-
me derzeit noch beschränkt ist und sich 
ihre Steuerung regelmäßig unter mensch-
licher Kontrolle befindet, so ist angesichts 
der intensiven Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeit zu erwarten, dass der Grad 
der Autonomie von robotischen und KI-
Systemen ansteigen und ihre militärische 
Nutzung deutlich zunehmen wird.
Der aktuell technisch erreichbare Auto-
nomiegrad erlaubt es beispielsweise, dass 
eine Drohne selbsttätig ein bestimmtes 
Gebiet abfliegt, um Aufklärungsdaten zu 
sammeln und an eine Basisstation zu sen-
den. Dort sind menschliche Operateure
im Einsatz, die diese Daten auswerten 
und für komplexere Missionen bzw. ei-
nen möglichen Waffeneinsatz die letzt-
endlichen Entscheidungen treffen (bei der 
Drohne Predator z. B. ein Pilot und zwei 
Sensorspezialisten).
Bei einem vollautonomen Waffensystem 
würden dagegen auch die Zielauswahl, die 
Unterscheidung zwischen Kombattanten 
und Zivilisten, die Angriffsentscheidung 
und schließlich der Waffeneinsatz selbst-
tätig durch das System ohne menschli-
che Einwirkung erfolgen. Das militärische 
Interesse an einer gesteigerten Autono-
mie speist sich vor allem aus zwei ent-
scheidenden Vorteilen: Zum einen kann 
ein autonomes System auch bei Abbruch 
der Kommunikationsverbindung mit der 
Basisstation weiter agieren, zum anderen 
erlaubt sie schnellere Reaktionszeiten in 
Gefechtssituationen, da die Verzögerun-
dem Stand von 2011 weiterentwickelt ha-
ben. Darauf gestützt sollen die 2011 im 
TAB-Bericht getroffenen Einschätzun-
gen mit dem Schwerpunkt auf (voll)au-
tonome Kampfeinsätze aktualisiert und 
ergänzt werden.
Ethische Fragestellungen: Im Hinblick auf 
die sehr unterschiedlichen Autonomie-
grade und Einsatzzwecke unbemannter 
militärischer Systeme sollen deren ethi-
sche Implikationen differenziert dis-
kutiert werden. Dabei soll auf die An-
schlussfähigkeit zu lebenspraktischen 
bzw. rechtlichen Problemstellungen be-
sonderer Wert gelegt werden, beispiels-
weise hinsichtlich Fragen der Verantwor-
tung und Haftbarkeit sowie in Bezug auf 
das humanitäre Völkerrecht bzw. die 
Menschenrechte.
Internationale Politikfragen: Es soll un-
tersucht werden, welche sicherheitspoliti-
schen Implikationen eine mögliche Ver-
fügbarkeit autonomer Waffensysteme 
nach sich ziehen könnte. Beispielsweise 
ist zu befürchten, dass die Entscheidung, 
einen Konflikt mit Waffen auszutra-
gen, leichter gefällt wird, wenn anstelle 
menschlicher Soldaten autonome Waffen-
systeme ins Feld geführt werden können. 
Dies könnte destabilisierend wirken und 
Kriege wahrscheinlicher werden lassen. 
Aus rüstungskontrollpolitischer Perspek-
tive stellt sich die zentrale Frage, welche 
Handlungsmöglichkeiten Deutschland 
auf internationaler Ebene besitzt, um die 
































Auf dem Weg in den vernetzten Bauernhof?
Stand und Perspektiven digitaler Landwirtschaft
Veränderungen in den vor- und nachgela-
gerten Wertschöpfungsketten (z. B. Land-
maschinenhersteller, Lebensmittelindus-
trie, Einzelhandel) anzustoßen. Struktu-
ren, Abläufe und Verantwortlichkeiten 
in der Landwirtschaft könnten sich da-
mit grundlegend ändern.
Die beschriebenen Entwicklungen wer-
den mittlerweile unter dem Begriff Land-
wirtschaft 4.0 zunehmend in Politik und 
Öffentlichkeit diskutiert. Generell ist fest-
zustellen, dass in der Diskussion und den 
vorliegenden Veröffentlichungen gerne 
auf erfolgreiche Einzelanwendungen und 
ihre Potenziale verwiesen wird. Hinsicht-
lich der Fragen, wie eine umfassend ver-
netzte Landwirtschaft 4.0 realisiert wer-
den könnte und welche Wirkungen sie 
hätte, gibt es jedoch noch große Unsicher-
heiten. Noch handelt es sich bei der Land-
wirtschaft 4.0 um eine Zukunftsvision, 
vor deren Verwirklichung diverse Hür-
den zu bewältigen sind. Insgesamt handelt 
es sich um ein Thema mit hohem politi-
schen Gestaltungsbedarf, damit sich die 
angesprochenen Potenziale – insbesonde-
re die Chance auf eine bessere Vereinbar-
keit ökonomischer und ökologischer Zie-
le – umsetzen lassen.
Ziele und Vorgehensweise
Für die Bearbeitung dieses Themenfeldes 
sind sinnvollerweise zwei Ebenen zu un-
terscheiden: zum einen die Optimierung 
und Automatisation spezifischer land-
wirtschaftlicher Produktionsschritte bzw. 
-funktionen mithilfe von digitalen Ein-
zelanwendungen (Smart Farming), zum 
anderen die umfassende Vernetzung und 
Auswertung von Daten im Rahmen über-
greifender Managementsysteme (Land-
wirtschaft 4.0).
In der ersten Projektphase wird es pri-
mär darum gehen, einen systematischen 
Überblick über Stand und Tendenzen bei 
digitalen Agrartechnologien – sowohl 
Hard- als auch Software – zu schaffen. 
Dazu wird eine Bestandsaufnahme rele-
Die Digitalisierung führt zu einer Umge-
staltung ganzer Lebens- und Wirtschafts-
bereiche. Auch die Landwirtschaft, die 
sich in Deutschland durch ein hohes Tech-
nisierungs- und Automatisierungsniveau 
auszeichnet, ist davon nicht ausgenom-
men. Etliche innovative Agrartechnolo-
gien, bei denen digitale Datenverarbei-
tung ein entscheidendes Element ist, sind 
bereits praxisreif oder in fortgeschrittener 
Entwicklung:
 › Roboteranwendungen u. a. zur auto-
matisierten mechanischen Unkraut-
bekämpfung, zur Obsternte oder zum 
Melken von Kühen;
 › Drohnen für die Kartierung landwirt-
schaftlicher Flächen oder zur Erhebung 
des Bodenzustands bzw. des Zustands 
von Pflanzenbeständen etc.;
 › automatisierte landwirtschaftliche 
Fahrzeuge auf Basis von satellitenge-
stützten Navigationssystemen;
 › Sensortechniken in der Pflanzenpro-
duktion (z. B. zur Erfassung von Boden- 
und Ernteparametern, Krankheitsbe-
fall oder der Nährstoffversorgung der 
Pflanze) und in der Tierproduktion 
(z. B. zur Erfassung der Futteraufnahme 
oder von Tiergesundheitsparametern).
Digitale Technologien dieser Art erzeu-
gen potenziell riesige Datenmengen (Big 
Data), die sich wiederum mit externen 
Datenquellen verbinden lassen (Wetter-
daten, Geodaten etc.). Mithilfe geeigne-
ter Analysetools (z. B. Apps, webbasierte 
Managementsysteme) lassen sich daraus 
Rückschlüsse für die Optimierung einzel-
ner Produktionsschritte ziehen, ein Vor-
gang, der als Smart Farming bzw. Pre-
cision Agriculture bezeichnet wird. Die 
Hoffnung ist – analog zu Industrie 4.0 –
digitale Landwirtschaftsmaschinen zu 
übergreifenden Produktionssystemen 
zu vernetzen (cyberphysische Systeme), 
sodass sich landwirtschaftliche Produk-
tionsprozesse flexibel steuern und insge-
samt transparenter, ressourceneffizienter 
und nachhaltiger gestalten lassen. Digi-
tale Technologien haben in der Agrar-
technik darüber hinaus das Potenzial, 
vanter Technologiefelder vorgenommen 
(Roboteranwendungen, Drohnen, Sen-
sortechniken, automatisierte landwirt-
schaftliche Fahrzeuge), die neben dem 
aktuellen Stand der Technikentwicklung 
auch konkrete Anwendungsmöglichkei-
ten, maßgebliche FuE-Akteure und -Pro-
jekte sowie Integrationsmöglichkeiten in 
softwarebasierte Werkzeuge der Daten-
verarbeitung und -analyse thematisiert. 
Auch voraussichtliche Pfade der weiteren 
Technikentwicklung sowie die betriebli-
chen, infrastrukturellen sowie rechtlichen 
Rahmenbedingungen einer erfolgreichen 
Implementierung werden beleuchtet.
Der Fokus der zweiten Projektphase wird 
auf übergreifenden Fragen der systemisch 
vernetzten Landwirtschaft liegen. Es wird 
eine systematische Analyse der damit ver-
bundenen Chancen und Risiken erfolgen, 
um frühzeitig Wirkungen auf die Ent-
wicklung der Landwirtschaft einschät-
zen zu können. Besonderes Interesse gilt 
dabei einerseits den Auswirkungen der 
Vernetzung auf kleinere und mittlere 
landwirtschaftliche Betriebe sowie an-
dererseits dem Beitrag, der die Digitali-
sierung zu einer sozial und ökologisch 
verträglichen und ökonomisch erfolgrei-
chen Landwirtschaft leisten kann. Weite-
re Untersuchungsfragen betreffen (neue) 
Rechtsfragen sowie infrastrukturelle Rah-
menbedingungen (Internet, Open Data, 
Standards). Schließlich sollen parlamen-
tarische Handlungsbedarfe und mögliche 
Handlungsoptionen zur Gestaltung der 

































Digitale Technologien für mehr Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen
Bei etlichen Neuentwicklungen ist offen, 
ob bzw. inwieweit die unterstellten Po-
tenziale auch jenseits von Einzelanwen-
dungen für größere Personengruppen 
realisiert werden können. Denn die Di-
gitaltechniken werden in einem komple-
xen Beziehungsgeflecht diverser Akteure 
mit unterschiedlichen (Teil-)Zuständig-
keiten erforscht, entwickelt, angepasst, 
eingesetzt und finanziert. 2009 kam das 
TAB zur Einschätzung, dass es bei vielen 
technischen Optionen zur Überwindung 
von Barrieren eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen den jeweils unterstellten Po-
tenzialen und der tatsächlichen Anwen-
dung gibt. In aktuellen Untersuchungen 
wird dies bestätigt und darauf hingewie-
sen, dass die Digitalisierung diverser Le-
bensbereiche auch negative Folgen und 
neue Barrieren für Menschen mit Behin-
derung mit sich bringen kann, wenn de-
ren besondere Bedürfnisse nicht bereits 
bei der Anwendungsentwicklung berück-
sichtigt werden.
Ziel und Vorgehensweise
Zuerst sollen Möglichkeiten und Gren-
zen digitaler Technologien zur besseren 
Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen anhand von Fallbeispielen dargestellt 
werden. Die Beispiele sollen den Unter-
suchungsraum in folgenden Dimensio-
nen sondieren:
 › Lebensbereiche: Im Fokus stehen Situa-
tionen der alltäglichen Lebensführung 
und Freizeitbereiche. Dazu sind expli-
zit auch die Bewältigung von Verwal-
tungsangelegenheiten und die politi-
sche Teilhabe zu zählen.
 › Art der funktionalen Einschränkung: 
Neben motorischen sowie visuell und 
akustisch wahrnehmenden Funktions-
einschränkungen sollen auch kognitive 
und psychische Einschränkungen in 
den Blick genommen werden.
 › Art der Technik: Sowohl assistive 
Technologien als auch barrierearme 
oder -freie Umfeldgestaltung sollen 
berücksichtigt werden.
Der Begriff »gesellschaftliche Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen« wird 
meist sehr umfassend für unterschiedli-
che Lebensbereiche verwendet. Die Span-
ne reicht von alltäglicher Lebensführung 
und Wohnen über Rehabilitation und Ge-
sundheit, Mobilität, Bildung, Arbeit und 
Beschäftigung, Freizeitaktivitäten bis zu 
Verwaltungsangelegenheiten und politi-
scher Teilhabe.
Digitalen und vernetzten Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) 
wird regelmäßig großes Potenzial attes-
tiert, unterschiedliche Lebenssituatio-
nen für Menschen mit Behinderungen 
zu verbessern und bestehende Barrieren 
der gesellschaftlichen Teilhabe abzumil-
dern. Die UN-Behindertenrechtskonven-
tion verpflichtet die Vertragsstaaten, ent-
sprechende Technologien zu erforschen, 
zu entwickeln und bereitzustellen.
Im TAB-Arbeitsbericht Nr. 129 »Chan-
cen und Perspektiven behinderungs-
kompensierender Technologien am Ar-
beitsplatz« aus dem Jahr 2009 wurden 
vielfältige technische Lösungen vorge-
stellt, die Menschen mit motorischen, vi-
suellen und akustischen Beeinträchtigun-
gen am Arbeitsplatz und auf Arbeitswegen 
unterstützen und umgebende Barrieren 
absenken können. Das damals attestier-
te Potenzial etlicher digitaler Technolo-
gien ist zweifellos auch auf andere Lebens-
bereiche übertragbar und dürfte durch 
das mobile Internet zusätzlich gesteigert 
werden. Denn die Technikkomponenten 
werden zunehmend ubiquitär verfügbar. 
Auch werden fortlaufend neue digitale 
Anwendungen entwickelt, die Menschen 
mit Behinderungen die gesellschaftliche 
Teilhabe erleichtern und Brücken auf 
dem Weg zu barrierefreien Infrastruk-
turen bauen. Beispiele hierfür sind wheel-
map.org, eine Onlinekarte für rollstuhl-
gerechte Orte, die Apps Greta und Starks 
zur Audiodeskription bzw. Untertitelung 
von Kinofilmen für Blinde bzw. Gehör-
lose oder die App LetMeTalk zur unter-
stützten Kommunikation für Menschen 
mit Sprachstörungen.
In der zweiten Projektphase sollen folgen-
de Aspekte vertiefend betrachtet werden:
 › Das Innovationssystem, wobei folgende 
Fragen im Fokus stehen: Welche Kon-
stellationen erweisen sich als besonders 
erfolgversprechend, wo werden struk-
turelle Probleme gesehen? Mit welchen 
Maßnahmen könnte die Technikent-
wicklung gestärkt werden? Wie sind 
Technikentwicklung und -einsatz in 
nationalen Aktionsplänen und Teilha-
beberichten verankert?
 › Der relevante Rechtsrahmen zum 
Technikeinsatz mit folgenden vor-
dringlichen Fragen: Wer hat in Berei-
chen der alltäglichen Lebensführung, 
der Freizeit und politischen Teilhabe 
welche Verantwortlichkeiten und 
Pflichten? Wie können Menschen mit 
Behinderungen ihre Rechte in diesem 
Bereich einfordern? Welche strukturel-
len gesellschaftlichen Herausforderun-
gen ergeben sich?
 › Perspektive der Nutzer, wobei folgende 
Aspekte angesprochen werden sollen: 
Wie wird die Technologie wahrge-
nommen (wenn z. B. digitale techni-
sche Assistenz persönliche Assistenz 
verdrängt)? Welche Folgen auf die per-
sönliche Autonomie und informatio-
nelle Selbstbestimmung verbinden sie 
mit dem Technikeinsatz? Entstehen 
möglicherweise neue Barrieren und 
Abhängigkeiten?
TA-Projekt
Potenziale von mobilem Internet
und digitalen Technologien für die 
bessere Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen
Themeninitiative



























Genome Editing am Menschen –
durch technischen Fortschritt zur
ethisch-rechtlichen Neubewertung?
che Debatte über die ethischen und recht-
lichen Fragen der Keimbahntherapie. Die-
se Debatte wurde seitdem vom Deutschen 
Ethikrat in einer Reihe von Veranstaltun-
gen vorangetrieben, teils gemeinsam mit 
der Leopoldina und/oder der DFG, teils in 
Sitzungen mit Ethikräten anderer Staaten, 
darunter der britische Nuffield Council 
on Bioethics, der ein besonders umfang-
reiches Arbeitsprogramm zum Genome 
Editing entwickelt hat.
Im März dieses Jahres stellte die Leopol-
dina ein Diskussionspapier von elf Auto-
ren vor (»Ethische und rechtliche Beurtei-
lung des genome editing in der Forschung 
an humanen Zellen«), die sich für den 
»Einsatz von genome editing zur Erfor-
schung der menschlichen Embryonalent-
wicklung«, die »Erforschung von Keim-
bahntherapien und -effekten« sowie die 
»Verwendung von Embryonen für For-
schungszwecke« aussprechen. Hierfür 
wäre eine Änderung der (trotz bzw. wegen 
des Embryonenschutzgesetzes teilweise 
nicht eindeutigen) Rechtslage notwendig.
Ziel und Vorgehensweise
Eine größere interdisziplinäre Darstel-
lung des Themas Genome Editing am 
Menschen liegt bislang auf Deutsch nicht 
vor. Das BMBF fördert seit Herbst 2016 
insgesamt sieben interdisziplinäre For-
schungsprojekte und fünf Klausurwo-
chen zu »ethischen, rechtlichen und so-
zialen Aspekten moderner Verfahren der 
Genom-Editierung und deren möglicher 
Anwendungen«, wobei in gut der Hälf-
te humanmedizinische Fragen themati-
siert werden. Nach Abschluss der Projekte 
Ende 2019 wird eine vielfältige und um-
fassende Informationsgrundlage für die 
weitere gesellschaftliche und politische 
Auseinandersetzung in Deutschland mit 
den Perspektiven und Herausforderun-
gen des Genome Editing am Menschen 
(wie auch im Bereich der Landwirtschaft) 
vorliegen. Für das Jahr 2019 ist außer-
dem eine anwendungsübergreifende TA-
Studie zum Thema Genome Editing des 
Die jüngste Generation gentechnischer 
Verfahren, das sogenannte Genome 
Editing (mit Methoden wie CRISPR-
Cas9), hat aufgrund ihrer einfachen und 
vielfältigen Anwendbarkeit seit einigen 
Jahren einen Forschungsboom sowohl in 
der Pflanzen- und Tierzucht als auch in 
der Humanmedizin ausgelöst. Viele For-
schende erwarten durch die größere Prä-
zision und die nun möglich werdende Mo-
difikation endogener (zelleigener) Gene 
eine relevante Verminderung unerwarte-
ter und unerwünschter Nebeneffekte, die 
im Bereich der somatischen (d. h. auf Kör-
perzellen gerichteten und nicht die Ver-
erbung beeinflussenden) Gentherapie die 
Entwicklung bislang stark gebremst ha-
ben. Als Folge wird eine Erweiterung gen-
basierter Therapiemöglichkeiten erwartet. 
Und selbst eine Keimbahnintervention, 
d. h. ein dauerhafter, vererbbarer Eingriff 
in das menschliche Genom, rückt inzwi-
schen in den Bereich des Möglichen. Be-
richte über entsprechende Versuche chi-
nesischer Wissenschaftler (wenn auch an 
nichtentwicklungsfähigen Embryonen) 
haben Anfang 2015 eine intensive wis-
senschaftliche und ethische, in gewissem 
Umfang auch politische und öffentliche/
mediale Debatte ausgelöst, die durch 
weitere Versuche an Embryonen (u. a. in 
Großbritannien) befeuert wurde.
In Deutschland legten im Sommer 2015 
zuerst die Interdisziplinäre Arbeitsgrup-
pe Gentechnologiebericht der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wis-
senschaften und danach gemeinsam die 
Nationale Akademie der Wissenschaf-
ten Leopoldina, die Deutsche Akademie 
der Technikwissenschaften acatech, die 
Akademienunion sowie die Deutsche For-
schungsgemeinschaft Stellungnahmen zu 
einer ersten Bewertung und zum weite-
ren Umgang mit Genome Editing beim 
Menschen vor und sprachen sich für ein 
internationales Moratorium für Keim-
bahninterventionen aus. Ein generelles 
Forschungsmoratorium wurde nicht ge-
fordert, sondern vielmehr die weitere Ab-
klärung möglicher Chancen und Risiken 
des Verfahrens sowie eine gesellschaftli-
schweizerischen Pendants des TAB, der 
TA-SWISS, zu erwarten, die im Dezem-
ber 2016 ausgeschrieben wurde.
Diese laufenden Parallelaktivitäten wur-
den bei der Zielstellung und dem Zu-
schnitt des TAB-Projekts berücksich-
tigt, um dem 19. Deutschen Bundestag 
2018 eine nützliche Informationsgrund-
lage bieten zu können. Ziel der Untersu-
chung ist eine aktuelle Sachstandserhe-
bung sowohl zur Keimbahntherapie als 
auch zur somatischen Gentherapie mit-
hilfe von Genome-Editing-Verfahren.
Da sich die beiden Anwendungsberei-
che stark hinsichtlich der naturwissen-
schaftlich-technisch, medizinisch, bio-
ethisch und rechtlich relevanten Fragen 
und Streitpunkte unterscheiden, werden 
zwei verschiedene Herangehensweisen 
und Schwerpunkte gewählt: Während bei 
der Keimbahntherapie eine Analyse des 
bisherigen und laufenden ethischen und 
rechtlichen, fachwissenschaftlichen und 
öffentlichen Diskurses im Vordergrund 
steht, soll bei der somatischen Genthera-
pie vor allem der naturwissenschaftlich-
medizinische Sachstand erhoben werden. 
Das Ziel sind kompakte Darstellungen zu 
den beiden Anwendungsfeldern als Infor-
mationsgrundlage für absehbare Debatten 
über eine mögliche Anpassung des Em-
bryonenschutzgesetzes sowie über Fragen 
der Intensivierung der Forschungs- und 
Entwicklungsförderung somatischer Gen-
therapieansätze z. B. zur Krebstherapie.
Monitoring
Genome Editing am Menschen
Themeninitiative



























Welchen Einfluss haben Algorithmen
auf die Meinungsbildung?
Es ist davon auszugehen, dass Algorith-
men eine zunehmend wichtige Rolle für 
die Meinungsbildung spielen. Auf der ei-
nen Seite ermöglicht ihr Einsatz den Me-
dienkonsumenten einen gegenüber vor-
digitalen Medien erheblich leichteren 
Zugriff auf ein breites Spektrum an Infor-
mationen und (auch politischen) Stellung-
nahmen. Auf der anderen Seite besteht die 
Gefahr, dass die Meinungsbildung durch 
häufig nicht klar erkennbare algorithmi-
sche Mechanismen (z. B. den Facebook-
Newsfeed-Algorithmus bzw. das Suchma-
schinenranking) beeinflusst oder sogar 
manipuliert wird.
Das Wirkungsgefüge von Algorithmen 
und digitalen Medien ist in den vergan-
genen Jahren zunächst in Fachkreisen, zu-
nehmend aber auch in den Massenmedien 
in den Fokus der Aufmerksamkeit geraten. 
Dabei werden u. a. folgende Fragen disku-
tiert: Welche Inhalte bekommen Face-
booknutzende zu sehen, welche Ergebnis-
listen werden bei der Googlesuche einge-
blendet? Wie nutzen Medienanbieter die 
neuen Möglichkeiten beispielsweise zur 
Priorisierung und Erstellung von Medien-
berichten? Welche Bedeutung haben algo-
rithmisch unterstützte Medienangebote 
für die Meinungsbildung bzw. die Her-
stellung von (politischer) Öffentlichkeit? 
Wirken sich Falschmeldungen, Hasskom-
mentare oder »Filterblasen« auf demokra-
tische Entscheidungen aus?
Gleichwohl stellte ein interdisziplinäres 
Wissenschaftlerteam 2016 im Wissen-
schaftsmagazin Nature fest, dass es noch 
zu wenige Analysen zu den (möglichen) 
Auswirkungen des Einsatzes von Algo-
rithmen auf soziale, kulturelle und politi-
sche Bereiche gebe. Zivilgesellschaftliche 
Initiativen fordern zumindest eine besse-
re Nachvollziehbarkeit und ggf. Kontrol-
le von Algorithmen.
Ziel und Vorgehensweise
Im TAB-Projekt wird sich dem kom-
plexen Themenfeld aus zwei Richtun-
Eine wichtige Quelle politischer Infor-
mationen und Grundlage für die Mei-
nungsbildung sind Onlinemedien, über 
die sich in den letzten Jahren immer mehr 
Menschen zu wichtigen gesellschaftlichen 
Themen informieren. Dabei sind auch 
Suchmaschinen von Bedeutung, die wie 
Internetportale und soziale Netzwerke 
heute fester Bestandteil der alltäglichen 
Mediennutzung vieler Menschen sind.
Die Funktionsweise digitaler Medien wird 
durch Algorithmen bestimmt. Algorith-
men entscheiden beispielsweise, welche 
Webseiten für eine Suchanfrage als re-
levant angesehen werden und in welcher 
Reihenfolge die Ergebnisse präsentiert 
werden. Sie legen auf der Grundlage von 
Mediennutzungsdaten fest, welche Aus-
wahl von Meldungen (und Werbung) ein 
Nutzer wann angezeigt bekommt. Auf 
diese Weise können sie die Meinungsbil-
dung beeinflussen.
Doch nicht nur die sozialen Medien, 
auch die traditionelle Medienberichter-
stattung wird zunehmend durch Algo-
rithmen geprägt. Journalisten – wie auch 
weitere Akteure, die zur Meinungsbil-
dung beitragen – werden bei Kernaufga-
ben wie Recherchieren, Gewichtung und 
Auswahl von Informationen, Produktion 
und Distribution von Beiträgen etc. durch 
Algorithmen unterstützt. Noch sind ma-
schinelle Nachrichten auf Bereiche be-
schränkt, zu denen standardisierte Daten 
(z. B. Sporttabellen, Unternehmensberich-
te) vorliegen. Aber vor dem Hintergrund 
der rasanten Entwicklung lernender Al-
gorithmen ist mit einer Ausweitung auf 
andere Bereiche zu rechnen.
Der Einsatz von Algorithmen dient auch 
dazu, die Präferenzen der Rezipienten zu 
erkunden: So zeigen die Washington Post 
oder das US-Nachrichtenportal Upwor-
thy Testpersonen vor der Veröffentlichung 
unterschiedliche Versionen eines Beitrags. 
Eine Software ermittelt daraufhin, wel-
che Kombination von Titelei, Bildern und 
Textbausteinen von der Leserschaft am 
besten akzeptiert wird.
gen genähert: Die dynamischen, durch 
Algorithmen geprägten Entwicklungen 
werden sowohl in Bezug auf traditionel-
le als auch soziale Medien diskutiert. Im 
Mittelpunkt stehen die Einflüsse auf die 
Meinungsbildung. Den Ausgangspunkt 
bilden Literaturanalysen zu den techni-
schen Grundlagen und zur Verwendung 
von Algorithmen in digitalen Medien, 
zur wissenschaftlichen Diskussion und 
zu möglichen politischen Handlungsin-
strumenten. Die öffentliche Diskussion 
hierzu wird durch eine Analyse von Bei-
trägen in Presse und Rundfunk erfasst. 
Experteninterviews mit Fachleuten aus 
Wissenschaft und Praxis ergänzen die 
Herangehensweise.
Ausgewählte Aspekte sollen im Rahmen 
von Dialogelementen des Stakeholder Pa-
nel TA vertieft werden. Dazu werden Dis-
kussionen in Fokusgruppen durchgeführt 
und Thesen generiert, beispielsweise zu 
den Fragen, welche Potenziale, Limitie-
rungen, Chancen und Risiken Nutzen-
de mit personalisierten Nachrichten ver-
binden. In einer Onlinebefragung sollen 
die Ergebnisse aus den Fokusgruppen va-
lidiert werden.
Das TAB knüpft mit diesem TA-Projekt 
auch an die TA-Vorstudie »Social Bots« 
an, in der sich mit den Auswirkungen von 
Social Bots u. a. auf die öffentliche Mei-
nung beschäftigt wurde, also von Compu-
terprogrammen, die darauf ausgerichtet 
sind, in sozialen Netzwerken maschinell 
erstellte Beiträge zu generieren, um so die 
öffentliche Diskussion zu beeinflussen.
TA-Projekt
Algorithmen in digitalen Medien und 
ihr Einfluss auf die Meinungsbildung
Themeninitiative


























Virtual und Augmented Reality –
die Realität erweitern
gebracht werden, scheint vor allem der 
multimediale, konsumnahe Bereich von 
VR an Dynamik zu gewinnen. Tatsäch-
lich stehen jedoch aktuelle Entwicklungen 
von B2B-Lösungen für Industrie, Medi-
zin, Tourismus, Kultur, Bau- und Archi-
tekturgewerbe dem Verbraucherbereich 
in nichts nach. Dies unterstreicht die öko-
nomische und gesellschaftliche Relevanz 
von VR und AR.
Ziel und Vorgehensweise
In der TA-Vorstudie werden in einem ex-
plorativem Ansatz Entwicklungspfade, 
Anwendungspotenziale und Technikfol-
gen von VR und AR untersucht. Die all-
gemeinen Herausforderungen, die aus 
der Verschränkung realer und virtuel-
ler Umwelten resultieren, werden dabei 
genauso in den Blick genommen wie die 
anwendungsspezifischen Technologiepo-
tenziale und -folgen. Wesentliche Unter-
suchungsfragen lauten: In welchen Berei-
chen des privaten und beruflichen Alltags 
sind bzw. werden VR- oder AR-Technolo-
gien relevant? Welche Bedeutung nehmen 
VR bzw. AR in einer zunehmend digita-
lisierten Welt ein, welche neuen Services 
und Geschäftsmodelle sind zu erwarten? 
Wie verändert VR und AR unseren be-
ruflichen und privaten Alltag oder unse-
re Praxis der Mediennutzung? Wie wirkt 
sich ein dauerhafter Aufenthalt in virtuel-
len Welten auf unsere physische und psy-
chische Gesundheit aus?
Für die Untersuchung sollen u. a. leitfa-
dengestützte Interviews mit Experten der 
verschiedenen potenziellen Anwendungs-
felder durchgeführt sowie die vorhande-
ne Literatur zum Thema gesichtet werden. 
Für jedes der betrachteten Anwendungs-
felder soll als Ergebnis eine Roadmap er-
stellt werden, welche die unterschiedli-
chen Pfade der Technologieentwicklung 
abbildet, und darauf basierend die An-
wendungspotenziale darstellt. Die Road-
maps sollen sodann im Rahmen eines Ex-
pertenworkshops diskutiert, validiert und 
auf anwendungsfeldübergreifende Quer-
Als Virtual Reality (VR) wird eine com-
putergestützte, softwaregenerierte Si-
mulation realer oder fiktiver Umwelten 
bezeichnet, in die die Nutzer mithilfe ge-
eigneter Mensch-Maschine-Schnittstellen 
(z. B. eine VR-Brille) versetzt werden und 
in der sie mit der simulierten Umwelt in-
teragieren können. Im Gegensatz dazu 
handelt es sich bei der Augmented Reali-
ty (AR) um eine computergenerierte Er-
weiterung der wahrnehmbaren Realität. 
Hier werden beispielsweise Zusatzinfor-
mationen wie Texte, Bilder oder virtuelle 
Objekte in das Sichtfeld der Nutzer einge-
blendet, etwa Arbeitshinweise in die Bril-
le eines Montagemitarbeiters.
Die Intensität der Verschränkung physi-
scher und virtueller Realitäten wird als 
Immersionsgrad bezeichnet: Während to-
tale Immersion ein Gefühl des vollständi-
gen Eintauchens in eine virtuelle, künst-
liche Umwelt beschreibt, ist bei geringen 
Immersionsgraden die reale Umwelt stets 
noch allgegenwärtig (dies ist bei AR-Lö-
sungen der Fall). Für eine perfekte VR-
Umgebung wären alle Bestandteile der 
realen Welt, also Lebewesen, Gegenstän-
de, Naturerscheinungen wie auch deren 
Geräusche, Gerüche und haptische Ei-
genschaften, zu simulieren – davon sind 
die momentan verfügbaren technischen 
Lösungen allerdings noch weit entfernt.
Gleichwohl befinden sich die Technolo-
gien, deren Ursprünge in den 1960er Jah-
ren liegen, infolge von kontinuierlichen 
Leistungssteigerungen und der einset-
zenden Kostendegression aktuell in einer 
Entwicklungsphase, in der sie in diverse 
professionelle und private Anwendungs-
bereiche Einzug halten. Erfolgreiche An-
wendungsversuche gibt es beispielsweise 
in der Behandlung von Phobien, in de-
nen die Patienten mithilfe der VR mit der 
angstauslösenden Situation virtuell kon-
frontiert werden (z. B. Kontakt mit Spin-
nen, Erleben großer Höhen).
Durch die Vielzahl neuer Geräte, die 
von Herstellern wie Samsung, Microsoft, 
Sony, Google oder HTC auf den Markt 
bezüge und Enabling Technologies über-
prüft werden. Sie dienen schließlich dazu, 
Auswirkungen und Folgen der Anwen-
dung von VR bzw. AR-Technologien ab-
zuschätzen und etwaige Handlungsbe-
darfe zu identifizieren.
Übergreifendes Ziel des Analyseprozes-
ses ist, das zunehmend komplexe Unter-
suchungsfeld differenziert zu betrachten, 
richtungsweisende Herausforderungen 
der zukünftigen Entwicklungen zu be-
nennen und daran geknüpfte Folgen für 
Wirtschaft und Gesellschaft abzuleiten.
TA-Vorstudie































Die Enquete-Kommission »Internet und digitale Gesellschaft« der 17. Wahl-
periode des Deutschen Bundestages war auch ein Experiment in Sachen On-
line-Bürgerbeteiligung: Die Kommission hatte den Auftrag, »die Öffentlich-
keit in besonderem Maße in ihre Arbeit« einzubeziehen. Das Experiment 
kann als gelungen bewertet werden – auch wenn die Beteiligungszahlen 
hinter den Erwartungen zurückblieben. Doch was kann aus den Erfahrun-
gen der Internet-Enquete für die Online-Bürgerbeteiligung an der parlamen-
tarischen Arbeit gelernt werden?
Das Experimentierfeld 
Internet-Enquete
Auch bei der Enquete-Kommission »In-
ternet und digitale Gesellschaft« (Inter-
net-Enquete) war zu beobachten, dass die 
Zahl der Teilnehmenden an den Beteili-
gungsangeboten hinter den Erwartungen 
der Initiatoren zurückblieb. Zwar mel-
deten sich auf der Beteiligungsplattform 
enquetebeteiligung.de, auf der Teilneh-
mende Vorschläge einbringen und dis-
kutieren konnten, rund 3.300 Personen 
an. Doch nur knapp 600 Teilnehmende 
brachten sich aktiv ein, und lediglich 200 
stellten einen oder mehrere eigene Vor-
schläge zur Diskussion. Nur wenige die-
ser Teilnehmenden verfolgten die Diskus-
sion über einen längeren Zeitraum hin-
weg, wie die Analyse der Aktivitäten auf 
der Plattform ergab.
Die Funktionalität der nach dem Prinzip 
der Liquid Democracy aufgebauten Platt-
form war dabei ebenso wie die inhaltli-
che Ausrichtung der Beiträge durchge-
hend aufgaben- und zielorientiert. Mit der 
Entscheidung, die Sitzungen der Internet-
Enquete grundsätzlich öffentlich zu ma-
chen (und per Livestream im Internet zu 
übertragen) und eine aktuelle Bericht-
erstattung über den Kurznachrichten-
dienst Twitter anzubieten, gewährleiste-
te die Kommission die Transparenz ihrer 
Arbeit. Es ist davon auszugehen, dass es 
mit der Onlineplattform enquetebeteili-
gung.de gelungen ist, viele Personen ein-
zubeziehen, die sonst keine Anbindung 
an die parlamentarische Arbeit gehabt 
hätten. Daher kommen sowohl die Mit-
glieder der Enquete-Kommission als auch 
wissenschaftliche und journalistische Be-
»Online-Bürgerbetei l igung« um-
fasst Angebote, die es Bürgern ermög-
lichen, mithilfe des Internets Einfluss 
auf politische Entscheidungen zu neh-
men – und dies über den Wahlakt hin-
aus. Institutionen auf der nationalen und 
internationalen Ebene streben eine Stär-
kung der Bürgerbeteiligung an, um die 
Beziehungen zwischen Bürgerschaft und 
Staat sowie die Rechtsetzung zu verbes-
sern. Durch zusätzliche Informationen 
oder vorangehende Diskussionen soll die 
Qualität politischer Entscheidungen subs-
tanziell verbessert und das Vertrauensver-
hältnis zwischen Bürgerschaft und staat-
lichen Institutionen gestärkt werden.
In Deutschland haben viele Menschen 
laut Umfragen den Anspruch und die Er-
wartung, sich in politische Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse auch 
beim Deutschen Bundestag einbringen 
zu können. Auch der Bundestag selbst 
bezeichnet die Gestaltung der Beziehun-
gen zur Öffentlichkeit als eine der zen-
tralen aktuellen Herausforderungen ange-
sichts des medialen und gesellschaftlichen 
Wandels. Durch Onlinebeteiligungsange-
bote können die etablierten Schnittstellen 
zwischen der parlamentarischen Arbeit 
und den gesellschaftlichen Akteuren, wie 
öffentliche Anhörungen, Enquete-Kom-
missionen, das Petitionswesen oder per-
sönliche Kontakte der Abgeordneten in 
ihren Wahlkreisen, ergänzt und erwei-
tert werden. Digitale Medien erleichtern 
durch die Entkoppelung von räumlicher 
und zeitlicher Gebundenheit prinzipiell 
die Teilnahme an entsprechenden Ange-
boten. Dennoch ist keine starke Zunah-
me der Beteiligungszahlen in den letzten 
Jahren zu verzeichnen.
obachter zu dem Schluss, dass die Inter-
net-Enquete ihrem Auftrag, die Öffent-
lichkeit in ihre Arbeit einzubeziehen, in 
vielfältiger, innovativer und auch effekti-
ver Weise nachgekommen ist.
Onlinebeteiligungsangebote 
des 18. Deutschen 
Bundestages
Bei der Internet-Enquete als einem Son-
dergremium des Bundestages hatte die 
Online-Bürgerbeteiligung den Status 
des »Besonderen« (so der Einsetzungs-
beschluss) bzw. eines »Experimentierfel-
des« (Schlussbericht der Enquete). Sie ist 
aber auch in anderen Gremien bereits –
wenn auch nicht zentraler – Bestandteil 
der parlamentarischen Arbeit. So wurden 
zum Zeitpunkt der TAB-Untersuchung 
(Stand: Sommer 2016) vier weitere On-
linebeteiligungsangebote vom Bundes-
tag betrieben:
Der Ausschuss Digitale Agenda greift die 
Idee auf, die Meinungen der Öffentlich-
keit zu Themen des Ausschusses über ein 
Onlinebeteiligungsangebot einzuholen. 
In einem als Pilotprojekt gekennzeichne-
ten Onlineforum können Inhalte der öf-
fentlichen Fachgespräche des Ausschusses 
kommentiert und diskutiert werden. Die 
Nutzung des Forums wird durch Leitli-
nien geregelt, die unter anderem eine ano-
nyme Nutzung ermöglichen und die Ver-
öffentlichung der Beiträge erst nach einer 
Prüfung durch das Ausschusssekretariat 
vorsehen. Die Resonanz dieses Angebots 
in der Bevölkerung ist allerdings sehr ge-
ring. In den 2 Jahren des Betriebs (Herbst 
2014 bis Herbst 2016) wurden zu 13 Fach-
gesprächen gerade einmal 7 Beiträge ver-
öffentlicht, die nicht von den Mitarbeitern 
des Ausschusssekretariats stammten. Al-
lerdings wird auf Twitter lebhaft über die 
Arbeit des Ausschusses diskutiert: Der 
Ausschuss unterhält zwar keinen eige-
nen Account, unter dem Hashtag #btADA 
wurden zwischen Oktober 2014 und Ende 
2015 jedoch insgesamt 781 Tweets gesen-
det, und auch 12 der insgesamt 16 Abge-
Bewährt, aber nur begrenzt genutzt: Online-






















ordneten des Ausschusses haben sich an 
der Twitterdiskussion beteiligt.
Die Kommission Lagerung hoch radioak-
tiver Abfallstoffe (Mai 2014 bis Juli 2016) 
war wie die Internet-Enquete ein Son-
dergremium des Bundestages, das dieser 
aufgrund eines eigenen Gesetzes (Stand-
ortauswahlgesetz) gemeinsam mit dem 
Bundesrat einrichtete. Sie sollte in ei-
nem konfliktreichen gesellschaftlichen 
Handlungsfeld grundsätzliche Fragen der 
Standortsuche für ein Endlager hoch ra-
dioaktiver Abfallstoffe klären. Das Stand-
ortauswahlgesetz legte fest, dass die Öf-
fentlichkeit umfassend informiert und 
mithilfe von Formaten wie Bürgerdialo-
gen und Onlinebeteiligungsverfahren in 
die Arbeit der Kommission einbezogen 
werden muss. Zur Umsetzung standen der 
Kommission eine Geschäftsstelle sowie 
eigene finanzielle Mittel zur Verfügung. 
Neben einem Onlineforum, das im Soft-
wareportfolio der Bundestagsverwaltung 
für alle Ausschüsse bereitgestellt wird, 
konnte die Endlagerkommission daher 
auch mehrere Vor-Ort-Veranstaltungen 
sowie zwei extern betreute Onlinekonsul-
tationen durchführen – letztere stellen ein 
Novum beim Deutschen Bundestag dar. 
Außerdem wurde die Arbeitsweise der 
Kommission durch Liveübertragungen 
von Sitzungen sowie eine Berichterstat-
tung über Twitter transparent gemacht.
Am Onlineforum beteiligten sich 42 Per-
sonen mit 304 Diskussionsbeiträgen, al-
lerdings wurde die Diskussion in hohem 
Maße von nur wenigen Teilnehmenden 
geprägt. Die Onlinekonsultationen er-
möglichten es, Berichte abschnittsweise zu 
bewerten und zu kommentieren. Die tech-
nischen Plattformen waren grundsätzlich 
übersichtlich gestaltet. Die erste Konsul-
tation zu Kriterien der Standortauswahl 
richtete sich gezielt an ein Fachpublikum 
und erreichte 31 aktive Teilnehmende. 
An der zweiten, an eine breite Öffentlich-
keit gerichteten Konsultation zum Ab-
schlussbericht beteiligten sich 111 Per-
sonen. Hier kam es zu Mehrfachregistrie-
rungen von Teilnehmenden mit dem Ziel, 
die Abstimmungsprozesse zu dominie-
ren. Aufgrund zeitlicher Engpässe konn-
ten die Anmerkungen zum Abschluss-
bericht nicht mehr bei dessen Erstellung 
berücksichtigt, sondern nur ergänzend 
nachgereicht werden. Dennoch schätzte
die Kommission das Instrument der On-
linekonsultationen als grundsätzlich ge-
lungen ein.
Bereits seit 2004 betreibt der Bundestag 
im Rahmen seines Jugendportals mitmi-
schen.de ein Onlineforum, über das Ju-
gendliche ab 11 Jahren und junge Er-
wachsene angeregt werden sollen, über 
politische Themen zu diskutieren. Eine 
Rückkopplung der Diskussionen an par-
lamentarische Arbeitsprozesse ist hier 
allerdings nicht vorgesehen. Das Forum 
ist ansprechend gestaltet, die Inhalte 
sind zielgruppengerecht aufbereitet. Die 
Zahl der beim Portal registrierten Teil-
nehmenden ist mit 12.000 hoch, aller-
dings sind im mehrjährigen Zeitverlauf 
sinkende Nutzungszahlen des Online-
forums zu beobachten. Als einziges An-
gebot des Bundestages verfügt das Por-
tal über eine Fanseite bei Facebook, bei 
der auch auf eine datenschutzkonforme 
Einbindung geachtet wurde.
Das einzige verfasste, also rechtlich ge-
regelte Onlinebeteiligungsangebot des 
Bundestages sind elektronische Petitionen. 
Auch sie bestehen bereits seit langer Zeit. 
2005 wurde – zunächst als Modellversuch –
der Onlinezugang zu Petitionen eröff-
net und so ein neues Format der Online-
Bürgerbeteiligung etabliert: die öffentli-
chen Petitionen. Mithilfe dieses 2008 in 
den Regelbetrieb überführten Verfahrens 
können Anliegen an den Bundestag for-
muliert werden, die auf der dafür einge-
richteten Petitionsplattform veröffentlicht 
werden. Über sie kann in einem Online-
forum diskutiert werden. Öffentliche 
Petitionen können durch Mitzeichnung 
unterstützt werden: Bei mehr als 50.000 
Mitzeichnungen innerhalb von 4 Wochen 
nach Publikation sichert der Petitions-
ausschuss des Bundestages in seinen Ver-
fahrensgrundsätzen eine Anhörung der 
Petenten in einer öffentlichen Ausschuss-
sitzung zu. Davon abgesehen werden öf-
fentliche Petitionen wie alle anderen For-
men von Petitionen behandelt.
Die Petitionsplattform ist mit mehr als 
2 Mio. registrierten Teilnehmenden und 
knapp 47.000 Besuchen pro Monat eines 
der am stärksten genutzten Onlineange-
bote des Bundestages. Im Jahr 2015 wur-
den 384 Petitionen veröffentlicht und fast 
500.000 elektronische Mitzeichnungen 
registriert. Auch das Diskussionsforum 
wird rege genutzt. Die Umsetzung der 
Petitionsplattform wird in der Untersu-
chung des TAB in Bezug auf die Kriterien 
Gebrauchstauglichkeit, Repräsentativität 
und Inklusivität, Transparenz und Anbin-
dung sowie Identitätsschutz als gut bewer-
tet. Im internationalen Vergleich weist das 
2004 2006 2008 2010
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Angebot einen beachtlichen Modernisie-
rungsgrad auf. Aktuelle Herausforderun-
gen bestehen u. a. in der Anpassung der 
Plattform für mobile Endgeräte sowie im 
Umgang mit außerparlamentarischen Pe-
titionsportalen, denen vonseiten der Be-
völkerung wachsende Aufmerksamkeit 
zukommt.
Auch wenn sich Onlinebeteiligungsan-
gebote bereits in einigen Teilbereichen 
etabliert und bewährt haben, bleiben die 
Kernbereiche der parlamentarischen Ar-
beit weitgehend unberührt von diesen 
Angeboten. Nur 2 der gegenwärtig ins-
gesamt 23 ständigen Ausschüsse nutzen 
das Internet zur Bürgerbeteiligung, zu-
dem sind die meisten der beschriebenen 
Angebote zeitlich begrenzt. Dabei spielen 
auch technische, personelle und finan-
zielle Rahmenbedingungen beim Bundes-
tag für die Umsetzung von Online-Bür-
gerbeteiligung eine Rolle. Beispielsweise 
ermöglichten allein die Einsetzungsbe-
schlüsse von Internet-Enquete und Endla-
gerkommission die gezielte Beauftragung 
externer Dienstleistungen zur Realisie-
rung neuartiger Beteiligungsformate.
Optionen der zukünftigen 
Entwicklung
Für die Weiterentwicklung der Online-
Bürgerbeteiligung beim Deutschen Bun-
destag bietet sich insbesondere das For-
mat der Konsultationen an, die im Un-
terschied beispielsweise zu Onlineforen, 
Befragungen und Interaktionen in sozia-
len Medien eine stärkere Einbeziehung in 
parlamentarische Prozesse erlauben, die 
Entscheidungsmacht dabei aber entspre-
chend dem Grundsatz der repräsentati-
ven Demokratie bei den gewählten Ab-
geordneten belassen. Als Zeitpunkt für 
eine Onlinebeteiligung hat sich ein frü-
hes Stadium der Meinungsbildung und 
Entscheidungsfindung bewährt. Formel-
le Regelungen (wie bei den Petitionen) 
oder verbindliche Zusagen zur Berück-
sichtigung der Beteiligungsergebnisse so-
wie die Beteiligung von Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages an den Verfah-
ren können die Motivation zur Teilnahme 
erhöhen. Als ergänzendes, konsultatives 
Verfahren bietet Online-Bürgerbetei-
ligung auch die Chance, gezielt Bevöl-
kerungsgruppen, wie z. B. Jugendliche, 
einzubinden, denen sonst kaum formel-
le Mitwirkungsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen.
Um eine erfolgreiche Umsetzung zu ge-
währleisten, sollten die Erfahrungen mit 
Online-Bürgerbeteiligung innerhalb der 
Bundestagsverwaltung gremienübergrei-
fend gesammelt und ausgewertet werden. 
Das britische Unterhaus beispielsweise hat 
ein »digital outreach team« eingerichtet, 
das u. a. die Durchführung von Online-
konsultationen unterstützt. Auf Basis der 
bisherigen Erfahrungen beim Deutschen 
Bundestag und darüber hinaus könnten 
technische und verfahrensbezogene Stan-
dards entwickelt werden, die den Aufbau 
neuer Angebote erleichtern. Den jeweili-
gen Gremien sollten finanzielle und per-
sonelle Mittel sowie Entscheidungskom-
petenzen zugewiesen werden. 
In strategischer Hinsicht ist die Frage zu 
klären, welche Form der Beteiligung von 
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den Abgeordneten gewünscht ist und 
von Bürgern genutzt wird. Der Deutsche 
Bundestag hat sich in den letzten Jah-
ren auf einen Pfad der behutsamen, suk-
zessiven Entwicklung seiner Onlinebe-
teiligungsangebote begeben, der sowohl 
Experimente (wie die Arbeitsweisen der 
Internet-Enquete) als auch die Weiterent-
wicklung etablierter Verfahren (wie die E-
Petitionen) umfasst. Die auf diesem Weg 
gesammelten Erfahrungen können noch 
stärker genutzt werden, um die Potenzi-
ale der Online-Bürgerbeteiligung auszu-
schöpfen und die Beziehungen zur Öf-
fentlichkeit zu pflegen.
Dieser Beitrag basiert auf dem Bericht 
»Online-Bürgerbeteiligung an der Parla-
mentsarbeit«, der in Kürze als TAB-Ar-

























17 Krankheiten wie Chagas- oder Denguefieber, die fast ausschließlich in ar-
men Ländern auftreten, werden in der medizinischen Forschung und Pro-
duktentwicklung seit Jahrzehnten vernachlässigt. Verfügbare Medikamente
werden dadurch oft nicht an die Erfordernisse vor Ort angepasst, ha-
ben erhebliche Nebenwirkungen und verlieren mit der Zeit ihre Wirksam-
keit. Teilweise fehlen wirksame Arzneimittel ganz, wie die Ebolaepidemie 
2014 auf dramatische Weise vor Augen führte. Diese Situation wird zuneh-
mend als globales Gesundheitsproblem wahrgenommen und diskutiert. 
Einigkeit besteht, dass weder der öffentliche Sektor noch die Privatwirt-
schaft allein die Kapazitäten besitzen, um neue Arzneimittel gegen die-
se Krankheiten zu entwickeln und zu einem Preis zur Verfügung zu stel-
len, der in Entwicklungsländern bezahlbar ist. Unterschiedliche Ansichten 
gibt es zur generellen Eignung des vorherrschenden patentbasierten In-
novationssystems, und folglich werden die in den letzten Jahren disku-
tierten und teilweise bereits etablierten Maßnahmen zur Stärkung der 
Forschung und Produktentwicklung je nach Standpunkt unterschiedlich 
bewertet und unterstützt.
lichkeiten und Grenzen vielfältiger weite-
rer Maßnahmen anhand von zahlreichen 
Praxisbeispielen thematisiert.
Der pharmakologische 
Innovationsprozess und die 
Öffnung von FuE-Prozessen
Arzneimittel unterliegen in den Indus-
trieländern einem Verbotsprinzip mit Er-
laubnisvorbehalt. Die Produktionserlaub-
nis (Zulassung) wird nur erteilt, wenn für 
neue Mittel deren Sicherheit und Wirk-
samkeit belegt sowie eine qualitätsgesi-
cherte Produktion und ein Sicherheits-
monitoring vom Hersteller garantiert 
werden. Dafür sind vielfältige FuE-Ak-
tivitäten nötig. Der Ablauf aufeinander 
aufbauender Produktentwicklungspha-
sen wird als pharmakologischer Inno-
vationsprozess bezeichnet (Abb. 1). Jen-
seits der Grundlagenforschung läuft er 
in vielen Ländern weitgehend in kom-
merziellen Strukturen ab. Dabei werden 
FuE-Investitionen über geistige Eigen-
tumsrechte (Patente, Unterlagenschutz, 
Datenexklusivität) staatlich geschützt, 
sodass der Rechteinhaber für einen be-
grenzten Zeitraum über die gewerbliche 
Nutzung allein entscheiden darf. Diese 
Rechte können mittels Lizenzen übertra-
gen und damit verwertet werden. Sie sind 
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 170 »Neue 
Arzneimittel gegen vernachlässigte ar-
mutsassoziierte Krankheiten« gibt einen 
Überblick über vielfältige Initiativen von 
öffentlichen, gemeinnützigen und priva-
ten FuE-Akteuren sowie von politischen 
Entscheidungsträgern, die das Ziel ver-
folgen, die Forschung und Produktent-
wicklung im Bereich armutsassoziierter 
Krankheiten zu stärken. Es wurde hinter-
fragt, welche Maßnahmen lediglich dis-
kutiert, welche getestet oder bereits um-
fangreich angewendet werden. Diese am 
pharmakologischen Innovationsprozess 
ausgerichtete Vorstellung der Maßnah-
men bildet zusammen mit einer vertie-
fenden Istzustandsanalyse des FuE-Stand-
orts Deutschland die Basis zur Ableitung 
von Handlungsoptionen für den Deut-
schen Bundestag.
Dieser TAB-Briefbeitrag konzentriert 
sich auf Initiativen zur Öffnung und ge-
meinsamen Nutzung unterschiedlicher 
Elemente des Innovationsprozesses. 
Dies wird im Kontext armutsassoziierter 
Krankheiten teilweise als Open Innova-
tion bezeichnet. Dabei handelt es sich um 
einen kleinen Ausschnitt aus dem breiten 
Spektrum an Maßnahmen zur Überwin-
dung des bestehenden FuE-Defizits. Im 
TAB-Bericht wird die derzeitige Situa-
tion ausführlicher dargestellt und Mög-
ein wichtiger Garant, mit dem Kapital für 
die Produktentwicklung akquiriert wer-
den kann. Nach der Zulassung ermög-
lichen sie befristete Monopolpreise, bei 
denen die FuE-Aufwendungen ein Preis-
bestandteil sind, die jedoch auch positive 
Investmentreturns ermöglichen. Die ho-
hen Monopolpreise neuer Medikamente 
sind nahezu für jeden Patienten, der die-
se benötigt, eine große Herausforderung. 
In den Industrieländern wird diese erheb-
liche finanzielle Belastung des Einzelnen 
solidarisch finanziert. Bei vielen in den 
Industrieländern verbreiteten Krankhei-
ten funktioniert dieser Marktmechanis-
mus im Großen und Ganzen, was jedoch 
keinesfalls heißt, dass es keine Kritik gibt.
Bei schwacher Nachfrage – wenn ein neu-
es Medikament nur selten benötigt wird 
und/oder wenn Betroffenengruppen u. a. 
wegen fehlender sozialer Sicherungssys-
teme finanzschwach sind – versagt dieser 
Mechanismus, denn auch Monopolpreise 
können nicht beliebig gesteigert werden, 
und folglich ist eine vollständige Refinan-
zierung der FuE-Investitionen nicht zu 
erwarten. Daher bleiben in kommerzia-
lisierten Strukturen diese Investitionen 
aus und eine forschungsseitige Vernach-
lässigung ist die Folge. Bei Krankheiten, 
die vor allem in armen Ländern auftreten, 
geschieht dies seit Jahrzehnten.
Da Marktmechanismen bei armutsasso-
ziierten Krankheiten nicht funktionie-
ren, wächst bei einigen FuE-Akteuren die 
Bereitschaft, andere Geschäftsmodelle zu 
testen. In dieser Konstellation ist der In-




Die Grundlagenforschung wird bislang 
überwiegend in öffentlichen Forschungs-
einrichtungen durchgeführt. Sie dient 
dem besseren Verständnis einer Krank-


























(Targets) gesucht. Dafür werden biolo-
gische Materialien benötigt, die nur in 
krankheitsendemischen Gebieten genom-
men werden können. In den Industrie-
ländern wird das Probenmaterial zuneh-
mend in Biobanken zusammengeführt, 
gelagert und mit modernster Labortech-
nik (u. a. DNA-Sequenzierungsautoma-
ten, höchstauflösende Mikroskopiertech-
nik) standardisiert oder gar automatisiert 
aufbereitet und analysiert. Dafür wurden 
spezialisierte Forschungszentren aufge-
baut und die erforderliche Technik teilwei-
se zu sogenannten Forschungsinfrastruk-
turen zusammengeführt (z. B. European 
Molecular Biology Laboratory). Die Zen-
tren definieren mit ihren Förderern For-
schungsschwerpunkte und -program-
me. Einige nehmen nicht nur national 
oder europäisch bedeutsame medizini-
sche Herausforderungen, sondern auch 
Krankheiten, die nahezu ausschließlich 
in Entwicklungsländern auftreten, in ihre 
Forschungsagenda auf. Im Rahmen des 
TAB-Projekts wurden die vom britischen 
Centre for Genomics and Global Health 
initiierten Aktivitäten zur Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten, allen voran 
Malaria, als beispielgebend eingeschätzt, 
das bestehende Forschungsdefizit zu sen-
ken. Folgende internationale Forschungs-
netzwerke und Datenaustauschplattfor-
men sind dadurch entstanden:
 › Das Malaria Genomic Epidemio-
logy Network (MalariaGEN) will 
einen digitalen Atlas der Genomva-
rianz der relevantesten Malariaerre-
ger erstellen. Am Netzwerk beteiligen 
sich inzwischen knapp 200 Forscher 
in über 30 Ländern. Arbeitsschwer-
punkte sind Genomsequenzierungen 
sowie die digitale Aufbereitung und 
Bereitstellung der genetischen Daten 
und der daraus gewonnenen Analyse-
ergebnisse. Der Atlas ist für alle Netz-
werkteilnehmer frei zugänglich.
 › Das Plasmodium Diversitiy Network 
Africa will die genetische Plasmo-
diendiversität und die Resistenzentste-
hung in Subsahara-Afrika erforschen 
und zeitnah über aufkommende Resis-
tenzen informieren. Beteiligte afrika-
nische Institute sammeln kontinuier-
lich Blutproben von Malariaerkrank-
ten und schicken sie zum Wellcome 
Trust Sanger Institute nach Großbri-
tannien. Dort werden die Plasmo-
diengenome sequenziert sowie Daten 
und Analyseergebnisse über den Atlas 
der Genomvarianz für das Netzwerk 
bereitstellt.
Für den Atlas als zentrale Datenaus-
tauschplattform wurden ethische Regeln 
und Datenschutzstandards definiert. Sie 
sollen sowohl die Souveränität der Pro-
benlieferanten als auch den verantwort-
lichen Zugang zu den genetischen Daten 
und deren Nutzung sichern. Die Liefe-
ranten behalten die Verantwortung über 
das bereitgestellte Material und die ge-
netischen Daten, sie müssen in deren 
netzwerkinterne Nutzung einwilligen. 
Ergebnisse aus den Netzwerkprojekten 
werden veröffentlicht und über den At-
las netzwerkintern zugänglich gemacht, 
es sei denn, die Projektleitung visiert eine 
Patentierung an. Letzterer werden enge 
Grenzen gesetzt: Ein Patent soll nur als 
Anreiz zur weiteren Produktentwicklung 
dienen. Falls Lizenzgebühren anfallen, 
sollen diese in die teilnehmenden südli-
chen Gemeinschaften f ließen.
Substanzscreening und 
Präklinik
Je detaillierter das Wissen aus der Grund-
lagenforschung ist, desto zielgerichteter 
kann nach Substanzen gesucht werden, 
die an krankheitsspezifische Targets bin-
den (Schlüssel-Schloss-Prinzip). Ähn-
lich wie biologische Proben in Biobanken 
werden potenziell bindungsfähige Mole-
küle in Substanzbibliotheken gesammelt 
und aufbewahrt. Diese Moleküle können 
Ausgangsstoffe für Arzneimittel sein und 
sind patentierbar. Pharmafirmen haben 
umfangreiche Substanzbibliotheken auf-
gebaut, deren Zugang im Regelfall streng 
limitiert ist. Einige Firmen haben be-
gonnen, ihre Substanzbibliotheken für 
FuE-Aktivitäten zu einzelnen vernach-
lässigten Krankheiten ein Stück weit zu 
öffnen. Sie scannten Millionen Molekü-
le auf ihre Bindungsfähigkeit an bereits 
identifizierte Targets entweder allein 
oder mit ausgewählten öffentlichen oder 
gemeinnützigen Kooperationspartnern. 
Die diesbezüglich weitreichendste Initia-
tive startete der Pharmakonzern GlaxoS-
mithKline (GSK): Firmenintern wurden 

























und Laboren Partnerschaft zur
Studiendurchführung
Abb. 1 Open-Innovation-Elemente bei der Arzneimittelentwicklung gegen 
armutsassoziierte Krankheiten
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17 küle herausgefiltert, die an malariaspe-
zifische Targets binden.
Das Screening ist jedoch nur der erste 
Schritt in der präklinischen Produktent-
wicklung. Weitere Analysen sind notwen-
dig, um aus der großen Zahl bindungsfä-
higer Moleküle die besten Leitstrukturen 
herauszufiltern und nur diejenigen mit 
der wahrscheinlich besten Verträglichkeit 
und größten Wirksamkeit zu Substanz-
kandidaten weiterzuentwickeln. Das ge-
schieht anhand unterschiedlicher Labor-
tests, dann mit Tierversuchen (Präklinik).
Parallel zum Screening etablierte GSK ei-
nen »Pool for Open Innovation against ne-
glected tropical diseases«, speiste die Da-
ten und geistigen Eigentumsrechte zu den 
vielversprechendsten Molekülen ein und 
erlaubte die Nutzung für FuE-Aktivitäten 
zu weiteren 21 vernachlässigten Krank-
heiten. Dieser zunächst firmeninterne 
Pool wurde Ende 2011 zum globalen Pa-
tentpool »WIPO Re:Search« ausgeweitet.
Ein weiteres Element der Open-Innova-
tion-Initiative war die Einrichtung eines 
Open Lab am GSK-Forschungscampus 
Tres Cantos (Spanien). Es wird von der 
firmeneigenen Stiftung grundfinanziert. 
Dort können auch externe Forscher an der 
Produktentwicklung zu vernachlässig-
ten Krankheiten arbeiten, sofern sie Da-
ten, Ergebnisse und möglicherweise re-
sultierende geistige Eigentumsrechte in 
den Patentpool einspeisen. 2015 ist das 
europäische Marie-Skłodowska-Curie-
Programm zur personellen Forschungs-
förderung für diesbezügliche Aktivitäten 
geöffnet worden. Es finanziert seitdem 
auch mehrjährige Forschungstätigkeiten 
am Open Lab. Für Wissenschaftler, die 
sich an ihren Heimatinstituten an den 
Forschungsaktivitäten beteiligen möch-
ten, wurde eine sogenannte Malariabox 
in Kooperation mit Novartis und einer 
gemeinnützigen Product Development 
Partnerships (PDP) entwickelt. Die Box 
enthält eine Auswahl von 400 potenziell
bindungsfähigen Molekülen und wird 
Wissenschaftlern kostenlos bereitgestellt, 
wenn sie resultierende Daten und Ergeb-
nisse zugänglich machen.
Patentpools
Erste Ideen, Patente zur Bekämpfung ar-
mutsassoziierter Krankheiten gemeinsam 
zu verwalten und zu nutzen, entstanden 
nach der Jahrtausendwende. Die Welt-
gesundheitsversammlung bewertete dies 
als machbares Instrument zur Verbes-
serung der Arzneimittelverfügbarkeit in 
Entwicklungsländern. Weiterentwickelte 
Ideen werden seit einigen Jahren in zwei 
Varianten getestet:
Mit sogenannten Upstreampools, wie der 
seit 2012 von der World Intellectual Pro-
perty Organization geführte und als Open-
Innovation-Plattform bezeichnete Patent-
pool »WIPO Re:Search«, wird darauf 
abgezielt, der blockierenden Wirkung von 
Patenten bei der Produktentwicklung ent-
gegenzuwirken. Patenthalter weltweit sind 
aufgerufen, ihre Daten und Informatio-
nen zu ihren patentierten Substanzen und 
Verfahren in den Pool einzuspeisen und 
die kostenlose Nutzung zur Arzneimittel-
entwicklung gegen definierte vernachläs-
sigte Krankheiten zu erlauben. Alle Teil-
nehmer verpflichten sich, im Falle einer 
Produktzulassung sozialverträgliche Pro-
duktionslizenzen an Entwicklungslän-
der zu vergeben (der Lizenzpreis wird in 
einem transparenten Verfahren anhand 
des Bruttoinlandsproduktes festgelegt, 
die ärmsten Länder erhalten diese Li-
zenz kostenlos).
Sogenannte Downstreampools, wie der 
seit 2010 von der multilateralen Orga-
nisation UNITAID geführte Medici-
nes Patent Pool, sollen eine möglichst 
kostengünstige und qualitätsgesicher-
te Produktion sowie eine umfangreiche 
Arzneimittelbereitstellung in Entwick-
lungsländer ermöglichen. Dafür werden 
nur Patente gepoolt und sozialverträgli-
che Produktionslizenzen zentral verein-
bart. Eine gemeinsame Produktentwick-
lung liegt nicht im Fokus.
Klinische Studien
Wenn für Substanzkandidaten grund-
legende Fragen vor allem zur Toxizität 
geklärt wurden und ein therapeutischer 
Nutzen erwartet wird, kann mit Prü-
fungen am Menschen begonnen wer-
den. Dafür gibt es nahezu weltweit gül-
tige Standards. In den Industrieländern 
gibt es spezifische Regularien für die 
Durchführung klinischer Studien (Arz-
neimittelgesetz in Deutschland). Klini-
sche Studien sind grundsätzlich genehmi-
gungspflichtig. Studienverantwortlichkeit 
und Haftung bei möglichen Schäden müs-
sen definiert und abgesichert werden. Bei 
armutsassoziierten Krankheiten müssen 
die klinischen Studien zum Wirksam-
keitsnachweis in den jeweils endemischen 
Ländern durchgeführt werden. Dort müs-
sen oftmals Regularien und die notwen-
digen medizinischen Zentren noch aus-
gebaut werden. Diese FuE-Etappe ist in 
der Regel sehr kostenintensiv.
Auffallend ist, dass in der Phase klini-
scher Studien sogenannte Open-Begriffe 
kaum verwendet werden. Obwohl in kli-
nischen Studien vielfältige medizinisch 
hochrelevante Daten erhoben werden, ist 
ein offener Zugang nicht nur wegen mög-
licher geistiger Eigentumsrechte, sondern 
auch wegen der Personen- und Gesund-
heitsbezüge der Daten in Verbindung mit 
ärztlichen Schweigepflichten bisher prob-
lematisch. Die Finanzierung dieser FuE-
Phase bis zur Marktzulassung ist eine 
große Herausforderung, vor allem, weil 
einerseits wegen versagender Marktme-
chanismen eine kapitalmarktbasierte Fi-
nanzierung kaum infrage kommt und an-
dererseits das Know-how insbesondere 
zur Produktzulassung vor allem in der In-
dustrie zu finden ist. Seit Jahren werden 
daher alternative Finanzierungsmecha-
nismen diskutiert, denn auch die Spenden 
einiger großer Stiftungen, allen voran die 
Gates-Stiftung und der Wellcome Trust, 
reichen nicht aus. In der WHO wird seit 
etlichen Jahren über einen globalen FuE-
Finanzierungsfonds debattiert, ohne dass 
sich eine Akzeptanz vor allem bei den po-
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17te Open-Innovation-Initiativen aus, noch 
beteiligen sie sich an bereits gestarteten 
Initiativen in nennenswertem Umfang. 
Gleichwohl kann die EDCTP-Beteiligung 
als Indiz gewertet werden, dass deutsche 
FuE-Akteure die gemeinsame Nutzung 
von Daten, Ergebnissen und Nutzungs-
rechten in einer vereinbarten Partner-
schaft nicht per se ablehnen.
Diskussion und Ausblick
Im Rahmen des TAB-Projekts wurde 
deutlich, dass einige Akteure ihre Versu-
che der gemeinsamen Produktentwick-
lung als Open Innovation bezeichnen, 
ohne den Begriff genau zu definieren oder 
sich mit entsprechenden theoretischen 
Konzepten dezidiert auseinanderzuset-
zen. Jenseits des völlig freien Zugangs 
zu publizierten Forschungsergebnissen 
(Open Access) zeichnet sich derzeit kei-
nesfalls ein gänzlich freier Zugang zu Da-
ten, Infrastrukturen oder geistigen Ei-
gentumsrechten ab. Nur bestimmten 
FuE-Akteuren werden bei Aktivitäten zu 
definierten Krankheiten Zugangs- und 
Nutzungsmöglichkeiten eröffnet. Open-
Innovation-Elemente werden derzeit nur 
in Bereichen getestet, in denen Marktme-
chanismen ohnehin versagen. Dennoch 
eröffnen die entstehenden Netzwerke und 
Partnerschaften Wissenschaftlern welt-
weit eine Möglichkeit, sich an Projekten 
zur Bekämpfung vernachlässigter Krank-
heiten zu beteiligen, auch wenn sie selbst 
keinen direkten Zugang zu modernsten 
Forschungsinfrastrukturen haben.
Die vorgestellten Open-Innovation-Ini-
tiativen gelten als Experimente und sind 
nicht unumstritten. Befürworter sehen 
darin einen möglichen potenziellen Weg-
bereiter für neue Ansätze in der Pharma-
forschung, die zunehmend demonstrieren, 
dass offene Ansätze Innovationen beför-
dern. Sie weisen jedoch darauf hin, dass 
es zu früh ist, um deren Effekte und Wir-
kungen zu bewerten. Kritiker bezweifeln, 
dass sich privatwirtschaftliche FuE-Ak-
teure in ausreichendem Maße beteiligen 
tenziellen Geberländern abzeichnet. Die-
se Länder setzen ihre öffentlichen Mit-
tel vorzugsweise im Rahmen nationaler 
und europäischer Programme und För-
derstrukturen ein.
Ein Ansatz der gemeinschaftlichen Fi-
nanzierung und Durchführung klinischer 
Studien zu armutsassoziierte Krankheiten 
ist die 2003 gestartete European and De-
veloping Countries Clinical Trials Part-
nership (EDCTP). Sie wird weitgehend 
durch die öffentlichen Haushalte der Eu-
ropäischen Kommission und der teilneh-
menden europäischen Länder gespeist, 
um gemeinsam mit teilnehmenden afri-
kanischen Ländern klinische Studien 
vor Ort durchzuführen. Zwar werden 
satzungsgemäß Daten, Ergebnisse und 
möglicherweise bestehende geistige Ei-
gentumsrechte innerhalb der Partner-
schaft gemeinsam genutzt, der Begriff 
Open Innovation wird von der EDCTP 




Im TAB-Bericht wird verdeutlicht, dass 
der Forschungsstandort Deutschland über 
eine breite Basis hochkompetenter öffent-
licher und privatwirtschaftlicher FuE-
Einrichtungen verfügt, die sich in Bezug 
auf armutsassoziierte Krankheiten vor al-
lem in klassischen, patentbasierten Inno-
vationsstrukturen engagieren. Der offene 
Zugang zu wissenschaftlichen Publika-
tionen von Forschungsergebnissen (Open 
Access) aus der Grundlagenforschung 
setzt sich mehr und mehr durch, da die 
Förderrichtlinien der öffentlichen For-
schungsprogramme dies zunehmend ver-
ankern. Bei den vorgestellten, unter der 
Bezeichnung Open Innovation laufenden 
Initiativen (z. B. MalariaGEN, Screening-
Initiativen, Open Lab, Patentpools) ist das 
Engagement deutscher FuE-Akteure vor 
allem im Vergleich zu britischen Akteu-
ren bisher höchst verhalten. Weder gin-
gen von deutschen FuE-Akteuren relevan-
und die notwendigen finanziellen Mit-
tel zur effizienten Produktentwicklung 
bereitgestellt werden können. Insbeson-
dere die Finanzierung der aufwendigen 
letzten Phasen der Produktentwicklung 
ist eine Herausforderung. Für klinische 
Studien mit oft Tausenden Patienten muss 
in offenen Strukturen geklärt werden, wer 
die Gesamtverantwortung und Haftung 
übernimmt.
Trotz der noch fehlenden Evaluationen 
können die vorgestellten Open-Innova-
tion-Initiativen Anregungen liefern für 
andere Bereiche mit versagenden Markt-
mechanismen (z. B. seltene Erkrankun-
gen oder zunehmende Antibiotikaresis-
tenzen). Antibiotikaresistenzen werden 
erst seit wenigen Jahren als globales Pro-
blem wahrgenommen und die Ausein-
andersetzung, mit welchen Maßnahmen 
Forschung und Produktentwicklung be-
fördert und finanziert werden können, 
beginnt gerade.
Eine vertiefende Analyse der unterschied-
lichen Open-Innovation-Initiativen bei der 
Entwicklung von Arzneimitteln gegen ar-
mutsassoziierte Krankheiten wäre hilf-
reich, um deren Folgedimensionen besser 
abschätzen zu können. Eine Debatte zu 
den dabei unterstellten Hoffnungen und 
Bedenken bietet sich an. Möglicherweise 
könnten sich deutsche Akteure vom Enga-
gement z. B. britischer Open-Innovation-
Aktivisten im Bereich armutsassoziierter 
Krankheiten inspirieren lassen und ihre 
derzeitige starke Zurückhaltung ein Stück 
weit überwinden. Ein stärkeres forschungs-
politisches Engagement zur Auseinander-
setzung mit den Chancen und Risiken von 
Open Innovation wäre begrüßenswert.
Der Beitrag basiert auf dem TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 170 »Neue Arzneimittel 


























17 In der Öffentlichkeit und den Medien üben 3-D-Drucker eine enorme Fas-
zination aus. Entsprechend vielfältig sind die Vorstellungen über das Leis-
tungsvermögen und die Anwendungspotenziale dieser, in der Industrie als 
additive Fertigung bezeichneten Fertigungstechnologie. Die Bandbreite 
reicht von einer nüchternen Einschätzung der additiven Fertigung als va-
riable Ergänzung konventioneller Produktionsmethoden bis zu Visionen 
einer weitgehenden Verdrängung etablierter Fertigungstechnologien, bei 
der spezialisierte Unternehmen ganze Autos oder lebende Organe additiv 
fertigen, während Konsumenten der Zukunft alle Arten von Gebrauchsge-
genständen in Eigenregie zu Hause drucken. Das TAB wurde mit einer In-
novationsanalyse zum Thema beauftragt, um zum einen eine möglichst rea-
listische Einschätzung der Potenziale der additiven Fertigung zu liefern und 
Wege aufzuzeigen, wie sie gegebenenfalls besser genutzt werden könnten. 
Zum anderen sollte der Blick auf mögliche gesellschaftliche und ökologi-
sche Auswirkungen dieser Technologien gerichtet werden. 
delt es sich hierbei keineswegs um eine 
neue Fertigungstechnologie. Bereits seit 
rund 3 Jahrzehnten werden in der In-
dustrie unterschiedliche additive Ferti-
gungsverfahren für die Herstellung von 
Prototypen, Modellen, Werkzeugen und 
Gussformen eingesetzt. Die große Auf-
merksamkeit für das Thema ist vielmehr 
auf zwei jüngere Entwicklungen in die-
sem Technologiefeld zurückzuführen: 
Zum einen erlaubt es der technisch-wis-
senschaftliche Fortschritt bei Verfahren 
und Materialien, dass zunehmend auch 
hochwertige Endprodukte additiv gefer-
tigt werden können, was die industriellen 
Einsatzmöglichkeiten massiv erweitert. 
Zum anderen setzte vor rund 10 Jah-
ren die Entwicklung von technisch zwar 
relativ einfachen, dafür aber auch für 
Privatpersonen erschwinglichen 3-D-
Druckern ein, die es prinzipiell jedem 
erlauben, zuhause eine eigene Produkti-
on zu betreiben.
Für den Routineeinsatz 
technisch noch nicht 
ausgereift
Seit der Anmeldung des ersten Patents 
für ein additives Fertigungsverfahren im 
Jahr 1986 sind zahlreiche Varianten ent-
wickelt worden, mit denen eine breite Pa-
lette von Ausgangsmaterialien verarbei-
tet werden kann.
Bei der additiven Fertigung wird das ge-
wünschte Bauteil auf der Grundlage ei-
nes digitalen 3-D-Modells durch gezieltes 
schichtweises Auftragen des Ausgangs-
materials sukzessive aufgebaut. Gegen-
über konventionellen Verfahren wie Boh-
ren, Fräsen, Gießen etc. weist die additive 
Fertigung eine Reihe von technologischen 
und ökonomischen Vorteilen auf, unter 
anderem:
 › Es lassen sich komplexe geometrische 
Bauteilstrukturen realisieren, die mit 
konventionellen Methoden nur sehr 
aufwendig bzw. gar nicht herstellbar 
sind.
 › Die Bauteilkomplexität übt so gut wie 
keinen Einfluss auf Dauer und Kosten 
des additiven Herstellungsprozesses 
aus, während sie in der konventionellen 
Fertigung zu einem exponentiell stei-
genden Kosten- und Zeitaufwand führt.
 › Mit additiven Fertigungsverfahren las-
sen sich Einzelfertigungen und Klein-
serien deutlich kosteneffizienter als 
mit konventionellen Methoden her-
stellen bzw. überhaupt erst wirtschaft-
lich realisieren.
 › Produkte können ohne großen Auf-
wand individuell auf Kundenwünsche 
zugeschnitten werden.
Das mediale und öffentliche Interesse für 
die additive Fertigung ist in den letzten 
Jahren enorm angestiegen. Dabei han-
Ein relativ einfaches Verfahren zur Verar-
beitung von Kunststoffen ist das Schmelz-
schichtverfahren: Vergleichbar einer 
feinen Heißklebepistole wird das Aus-
gangsmaterial in einer Düse aufgeschmol-
zen und über einen Steuermechanismus 
punktuell oder linienförmig Schicht um 
Schicht aufgebracht. Derzeit erhältliche 
Anlagen für das Schmelzschichtverfahren 
erlauben die Herstellung von Bauteilen 
mit Abmessungen von wenigen Kubik-
zentimetern bis zu mehr als einem Kubik-
meter. Sehr einfache Geräte sind bereits 
für wenige 100 Euro zu kaufen, industriell 
einsetzbare Anlagen ab etwa 10.000 Euro. 
Ein weiteres kunststoffbasiertes Verfah-
ren ist die sogenannte Stereolithografie, 
bei der ein lichtempfindliches Polymer 
mittels eines lenkbaren Laserstrahls ge-
zielt an den Punkten ausgehärtet wird, 
an denen das Bauteil weiter wachsen soll. 
Damit sind sehr feine Strukturen (unter-
halb 0,1 Mikrometer) herstellbar.
Metalle haben gegenüber Kunststoffen ei-
nen wesentlich höheren Schmelzpunkt, 
weswegen hier typischerweise aufwendige 
und teure Hochleistungslasersysteme zum 
Einsatz kommen. Dies ist der Hauptgrund 
dafür, dass die additive Metallverarbei-
tung vor allem in der Industrie von Inte-
resse ist und sich für Privatanwender eher 
nicht eignet. Beim selektiven Lasersin-
tern/Laserschmelzen, dem am weitesten 
verbreiteten metallbasierten Verfahren, 
verschmelzen Laserstrahlen Schicht um 
Schicht Metallpulver an den gewünschten 
Stellen und fügen es so zum gewünschten 
Bauteil zusammen. Hier reicht das Preis-
spektrum von etwa 10.000 Euro für eine 
Anlage zur Herstellung kleiner dekorati-
ver Metallteile (vor allem Schmuck) bis 
oberhalb 1 Mio. Euro für Hochleistungs-
anlagen. Mit dem Verfahren des selekti-
ven Lasersinterns/Laserschmelzens kön-
nen auch keramische Werkstoffe additiv 
verarbeitet werden. Hierzu werden im 
Vergleich zur Metallverarbeitung noch 
stärkere Lasersysteme benötigt.
Als Fertigungstechnologien zur Herstel-
lung von Prototypen oder Werkzeugen für 





















17die konventionelle Produktion sind addi-
tive Fertigungsverfahren technisch aus-
gereift und in der industriellen Anwen-
dung weitgehend etabliert. Anders sieht 
dies für die additive Fertigung von End-
produkten aus, vor allem wenn größe-
re Stückzahlen hergestellt werden sollen. 
Ein limitierender Faktor ist die langsa-
me Geschwindigkeit des Fertigungspro-
zesses, die erheblich gesteigert werden 
muss, um den Anforderungen für eine 
industrielle Serienproduktion vor allem 
bei größeren Bauteilen gerecht zu werden. 
Auch die heute noch überwiegend manu-
ell vorzunehmenden vor- und nachge-
lagerten Produktionsschritte schränken 
die Nutzungsmöglichkeiten ein. Schließ-
lich bestehen noch erhebliche Wissens-
lücken hinsichtlich der mechanischen Ei-
genschaften additiv gefertigter Bauteile, 
was aufwendige Qualitätskontrollen nö-
tig macht. Derzeit wird intensiv daran ge-
arbeitet, die technischen Hemmnisse für 
den breiten Einsatz additiver Fertigungs-
verfahren in der industriellen Serienpro-
duktion zu überwinden. Bis es soweit ist, 
werden die Potenziale der additiven Ferti-
gung insbesondere bei hochspezialisierten 
Anwendungen in der Einzel- und Klein-
serienfertigung gesehen.
Seit einigen Jahren sind darüber hinaus 
stetig steigende Forschungs- und Ent-
wicklungsanstrengungen zu konstatie-
ren, um neben Kunststoffen, Metallen und 
Keramiken weitere Materialien mit addi-
tiven Verfahrensprinzipien verarbeiten zu 
können, darunter Beton/Zement, Textil-
fasern, Lebensmittel oder sogar lebende 
Zellen. Die Entwicklungen befinden sich 
hier jedoch noch in einer sehr frühen Pha-
se der Erforschung und Erprobung.
Anwendungspotenziale 
müssen erst noch 
erschlossen werden
Korrespondierend mit der breiten Ver-
fahrens- und Materialienpalette haben 
additive Fertigungsverfahren zur Her-
stellung von Endprodukten vielfältige 
Anwendungspo-














und nicht zuletzt 




steht in den aller-
meisten Branchen 









teil erobert haben. 
Dazu gehören die 
Denta ltech n i k 
mit jährlich über 
10 Mio. additiv 
hergestellten Brü-
cken und Kronen 
(Abb. 1) und die 
Hörgerätetechnik, 
in der die additi-
ve Fertigung hin-
sichtlich Produk-
tivität und Qualität der konventionellen 
Herstellung so überlegen ist, dass bereits 
im Jahr 2010 40 % der Weltproduktion an 
Ohrpassstücken additiv erfolgte. Von Vor-
teil sind hier die geringen Bauteilabmes-
sungen, sodass eine rentable Produktion 
trotz der langsamen Fertigungsgeschwin-
digkeit möglich ist.
Unter den klassischen Industriezweigen 
gehört die Luft- und Raumfahrttechnik 
zu den Pionieren. Ziel ist die Herstellung 
geometrisch komplexer Leichtbautei-
le, die gegenüber konventionellen Teilen 
Gewichtseinsparungen erlauben (Abb. 2). 
Die erzielbaren Treibstoffeinsparungen 
rechtfertigen den hohen Aufwand der 
Abb. 1 Mit dem Verfahren des selektiven Lasersinterns 
additiv gefertigte Brücke
Die Abbildung zeigt drei Phasen des additiven Herstellungsprozesses: links 
die Brücke unmittelbar nach dem Bauprozess (noch mit Stützstrukturen), auf 
den vorderen Zähnen die polierte, hinten die mit Keramik verblendete Brücke.
Quelle: © EOS Electro Optical Systems
Abb. 2 Additiv vs. konventionell gefertigter Kabinenhalter 
für den Airbus A350 XWB
Durch seine bionische Struktur erreicht dieser additiv gefertigte Ka-
binenhalter (unten) eine Gewichtseinsparung von über 30 % gegen-
über seinem konventionell hergestellten Pendant (oben), erfüllt 
aber dieselben Vorgaben hinsichtlich Funktionalität und Festigkeit.






















additiven Fertigung. Erste marktfähige 
Anwendungen gibt es darüber hinaus im 
Maschinen- und Anlagenbau (Sonderma-
schinenbau), in der Automobilindustrie 
(Spezialanfertigungen), in der Medizin-
technik (patientenindividuelle Prothesen, 
Implantate oder medizinische Hilfsmittel) 
sowie im Designbereich (z. B. Schmuck). 
Weil hier die technischen und wirtschaft-
lichen Potenziale noch lange nicht ausge-
schöpft sind, ist abzusehen, dass sich die 
Anteile additiv gefertigter Produkte in 
diesen Branchen in den kommenden Jah-
ren beträchtlich steigern werden.
Bei vielen (potenziellen) Einsatzgebieten 
von additiven Fertigungsverfahren han-
delt es sich um kreative (z. B. Designklei-
der oder -möbel), eher spielerische (z. B. 
Spielfiguren, Zuckerskulpturen) oder vi-
sionäre Anwendungen (z. B. Häuserbau, 
Herstellung von menschlichen Gewe-
beteilen). Zumindest bei einigen dieser 
Anwendungsfelder bzw. -ideen stellt sich 
die Frage, ob sie in der Praxis einen über 
den reinen Neuigkeitswert hinausgehen-
den wirtschaftlichen Nutzen aufweisen 
können.
Auch das Anwendungspotenzial von 
3-D-Druckern für den Heimgebrauch ist 
(noch) begrenzt. Heute verfügbare Geräte 
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nis hinsichtlich Qualität, Präzision und 
Materialeigenschaften keinesfalls mit Er-
zeugnissen aus industriellen additiven 
Fertigungsanlagen gleichzusetzen. Bis 
auf Weiteres dürfte sich der Einsatz von 
3-D-Druckern im Privatbereich daher auf 
die Herstellung einfacherer Kunststoffge-
genstände beschränken (Abb. 3).
Industrielle Entwicklungs-
perspektiven in Deutschland
Deutschlands Stärke im internationalen 
Vergleich besteht vor allem auf der Ent-
wickler- bzw. Herstellerseite im Bereich 
der Verfahren, Materialien und Ferti-
gungsanlagen, was im Besonderen für 
metallbasierte Verfahren zutrifft. Im 
Gegensatz dazu zeigt die Anwendersei-
te in Deutschland augenfällige Schwä-
chen, vor allem im Vergleich mit den 
USA. Während sich die industrielle An-
wendung hierzulande auf einige wenige 
Großunternehmen (u. a. Siemens, MTU, 
Airbus, Automobilhersteller) und klei-
ne und mittlere Unternehmen (KMU) 
innerhalb eines eher engen Branchen-
kreises in der Luft- und Raumfahrtin-
dustrie, Automobilindustrie, Medizin- 
und Energietechnik beschränkt, besteht 
in den USA eine höhere Vielfalt sowohl 
in den Anwendungsfeldern (z. B. Kon-
sumgüterindustrie) als auch bei den 
Industrieakteuren.
Hier erweist sich Deutschlands Techno-
logieführerschaft bei den konventionel-
len Fertigungsverfahren als ambivalent: 
Während andere Länder erst durch die 
additive Fertigung bestimmte komple-
xe Bauteile herstellen können, fertigen 
deutsche Unternehmen entsprechende Er-
zeugnisse schon seit Jahren mit konven-
tionellen Verfahren. Das Risiko besteht, 
das aufkommende, unter Umständen dis-
ruptive Anwendungspotenziale der ad-
ditiven Fertigung hierzulande gegebe-
nenfalls zu spät erkannt und erschlossen 
werden, was sich nachteilig auf die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit des deut-
schen verarbeitenden Gewerbes auswir-
ken könnte. Trotz (oder gerade wegen) 
Deutschlands Stärken in der konventio-
nellen Fertigung stellt daher die Beschleu-
nigung der anwenderseitigen Diffusion 
additiver Fertigungsverfahren in die in-
dustrielle Praxis eine zentrale Herausfor-
derung der kommenden Jahre dar.
Vor diesem Hintergrund wurde im Rah-
men des TAB-Projekts ein breites Spek-
trum an Gestaltungsoptionen ausgear-
beitet, wie die anwenderseitige Diffusion 
unterstützt bzw. gefördert werden könn-
te. Von zentraler Bedeutung ist die Über-
windung von nichttechnischen Barrieren, 
die der weiteren Verbreitung von additi-
ven Fertigungsverfahren in die industri-
elle Praxis häufig im Wege stehen. Ein ge-
nerelles Problem ist beispielsweise, dass 
die Bekanntheit der additiven Fertigung 
in der deutschen Industrie insbesondere 
im Hinblick auf konkrete Anwendungs-
potenziale bisher nur schwach ausgeprägt 
ist. Dies trifft namentlich auf KMU zu, 
denen zudem oftmals entscheidungsre-
levante Informationen fehlen, weil Bran-
chen und Technologiestandards für die 
additive Fertigung erst noch geschaf-
fen werden müssen. In Verbindung mit 
der Vielfalt an Verfahren haben viele 
KMU Schwierigkeiten bei der Identifika-
tion von Anwendungspotenzialen, neu-
en Geschäftsmodellen und der passen-
Abb. 3 Spielfigur aus dem privaten 3-D-Drucker
Quelle: »T-Rex Skeleton« vom Thingiverse Nutzer MakerBot





















17Große Wissenslücken bestehen derzeit 
auch zu den ökologischen Wirkungen 
der additiven Fertigung. Zwar werden 
ihr häufig positive Umweltwirkungen zu-
geschrieben, beispielsweise weil additive 
Fertigungsverfahren eine hohe Material-
effizienz im Fertigungsprozess aufweisen 
(es wird meist nur dasjenige Ausgangs-
material benötigt, das im fertigen Bauteil 
steckt) oder sich damit Leichtbaupoten-
ziale realisieren lassen. Allerdings gibt es 
auch mögliche negative ökologische Ef-
fekte. So zeichnen sich die laserbasierten 
additiven Fertigungsverfahren durch ei-
nen hohen Energieverbrauch im Ferti-
gungsprozess aus. Zu berücksichtigen ist 
ferner der Energieverbrauch bei der Her-
stellung der Ausgangsmaterialien, der vor 
allem bei den pulverförmigen Materialien 
hoch sein kann. Auch das Recycling von 
additiv hergestellten Produkten könnte 
sich als problematisch herausstellen, vor 
allem wenn sie aus einem Materialmix 
bestehen. Ob additiv gefertigte Produk-
te im Vergleich mit solchen aus konven-
tioneller Herstellung eine bessere ökolo-
gische Gesamtbilanz über den gesamten 
Lebenszyklus aufweisen, muss weiter un-
tersucht werden.
Additive Fertigungsverfahren bergen wo-
möglich auch Risiken für die innere und 
äußere Sicherheit. Problematisiert wird 
insbesondere die Herstellung von Schuss-
waffen durch Privatpersonen mit krimi-
nellen (oder gar terroristischen) Absich-
ten. Obwohl Versuche gezeigt haben, dass 
mit heute handelsüblichen 3-D-Druckern 
gefertigte Schusswaffen – wenn über-
haupt – nur sehr unzuverlässig funktio-
nieren, besteht angesichts des schnel-
len technischen Fortschritts in diesem 
Feld kein Anlass, die Risiken zu unter-
schätzen. Denn solche Waffen lassen 
sich nicht nur vergleichsweise einfach 
und im Verborgenen auch von Personen 
ohne spezifische Waffenkenntnisse her-
stellen, sondern bestehen auch weitestge-
hend aus Kunststoff und sind somit mit 
Metalldetektoren nur schwer zu erken-
nen. Auch im militärischen und sicher-
heitspolitischen Kontext könnten additi-
auch erhebliche Auswirkungen auf die 
etablierten wirtschaftlichen Struktu-
ren und die Beschäftigten haben könn-
ten. Hierzu drei Beispiele:
 › Mithilfe der additiven Fertigung kön-
nen vormals aus vielen (konventionell 
gefertigten) Einzelkomponenten zusam-
mengesetzte Produkte neu in einem ein-
zigen Stück gefertigt werden. Hersteller 
von Endprodukten erhalten so die Mög-
lichkeit, den Anteil der Eigenfertigung 
sukzessive zu erhöhen. Dies könnte ins-
besondere Komponentenzulieferer vor 
große, eventuell existenzbedrohende 
Herausforderungen stellen.
 › Die additive Fertigung erlaubt es, dass 
Güter über größere Distanzen hin-
weg nicht mehr physisch, sondern 
in Form von digitalen 3-D-Modellen 
über das Internet transportiert wer-
den. In der Folge könnten die vorherr-
schenden Produktionsstrukturen – zen-
trale Produktionsstandorte, Produk-
tion auf Lager, Verteilung der Ware 
über Zentrallager in die Käufermärkte –
zunehmend abgelöst werden durch 
viele kleine, geografisch breit gestreute 
Produktionsstandorte, die eine flexible 
und bedarfsorientierte Produktion für 
regionale Kunden erlauben und ohne 
große Lager- und Transportkapazitä-
ten auskommen.
 › Additive Fertigungsverfahren können 
bisher anfallende manuelle Arbeits-
schritte durch einen automatisierten 
maschinellen Ablauf ersetzen. Für die 
betroffenen Facharbeiter kann dies im 
schlimmsten Fall zum Arbeitsplatzver-
lust führen, in jedem Fall aber in einem 
substanziellen Qualifizierungsbedarf 
resultieren. Dabei dürfte der Umstieg 
in Abhängigkeit von den bereits vor-
handenen Kompetenzen unterschied-
lich schwer fallen: Insbesondere für 
Facharbeiter, die einen Großteil ihres 
Berufslebens in der manuellen Produk-
tion eingesetzt waren, könnte die addi-
tive Fertigung durch ihren Schwerpunkt 
auf Bildschirmarbeit und Anlagenbedie-
nung ein Gefühl der Entfremdung von 
ihrer Arbeit auslösen.
den Einstiegstechnologie. Hinzu treten 
Herausforderungen bei der Erschließung 
des technischen Know-hows zum Ein-
satz der Verfahren, weil die erforderli-
chen Kompetenzen und Qualifikatio-
nen vielfach nicht in ausreichendem Maß 
vorhanden sind. Da in Deutschland in 
Bereichen mit den gegenwärtig größten 
Anwendungspotenzialen für die additi-
ve Fertigung vorrangig KMU aktiv sind, 
wirken sich diese Faktoren stark diffu-
sionshemmend aus.
Im TAB-Bericht wird verdeutlicht, dass 
es vielfältige Ansatzpunkte zur Über-
windung der nichttechnischen Barrieren 
gibt (z. B. Beratungs- und Informations-
angebote, Ausbau von Schulungs- und 
Qualifizierungsangeboten, Förderung 
von Pilotlinien, Austausch- oder Innova-
tionsplattformen). Gefordert sind hier 
keineswegs nur die Politik und die öffent-
liche Hand (Ministerien, Institutionen 
der Forschungsförderung), sondern auch 
Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft, 
Bildung (Universitäten, angewandte For-
schung, Berufsakademien) oder Interme-
diäre (Verbände, Kammern).
Auswirkungen und Risiken 
der additiven Fertigung 
bisher kaum erforscht
Ausgehend vom aktuell noch frühen 
Entwicklungsstadium von additiven 
Fertigungsverfahren dominieren tech-
nologische Entwicklungsziele die lau-
fenden nationalen und internationa-
len Forschungsanstrengungen. Eine 
wirtschafts- und gesellschaftswissen-
schaftliche Forschung, die den Blick auf 
mögliche mittel- bis langfristige Aus-
wirkungen und Risiken der additiven 
Fertigung richtet, ist erst im Entstehen 
begriffen. 
Dabei ist anzunehmen, dass additive 
Fertigungsverfahren bei einem flächen-
deckenden Einsatz in der industriellen 
Serienproduktion durchaus vielfältige 





















17 Beteiligten an dem in weiten Teilen virtu-
ellen Produktentstehungsprozess komple-
xe Akteurskonstellationen typisch sind.
Die teilweise noch unklare Rechtslage 
ist in erster Linie darauf zurückzufüh-
ren, dass sich infolge der noch jungen 
Technologie bisher keine konsolidierte 
Rechtsprechung speziell zur additiven 
Fertigung entwickeln konnte. Nach vor-
herrschender Meinung reichen die be-
stehenden Normen aus, um im Wege der 
Auslegung für Rechtsklarheit zu sorgen. 
Aus heutiger Sicht ist somit kein akuter 
gesetzgeberischer Handlungs- bzw. Re-
gelungsbedarf zu konstatieren. Nicht aus-
zuschließen ist jedoch, dass sich gegebe-
nenfalls vorhandene Regelungslücken erst 
dann identifizieren lassen, wenn die ers-
ten komplexeren Streitfälle vor Gericht 
verhandelt werden.
Resümee
Der universelle Replikator, der jeden ge-
wünschten Gegenstand quasi von selbst 
materialisiert, ist ein weit verbreitetes Zu-
kunftsnarrativ. Additive Fertigungsver-
fahren bzw. 3-D-Drucker scheinen diese 
Zukunft möglich zu machen. Es erstaunt 
daher nicht, dass die additive Fertigung in 
der Öffentlichkeit und den Medien eine 
enorme Faszination auslöst. Es ist aber 
auch ein starkes Motiv, um Aufmerksam-
keit zu generieren oder die Notwenigkeit 
umfangreicher Forschungs- und Entwick-
lungsanstrengungen zu begründen, weil 
anderenfalls die nächste industrielle Re-
volution verpasst werden könnte.
Tatsächlich hat diese industrielle Revolu-
tion durch additive Fertigungsverfah-
ren in Teilbereichen bereits stattgefun-
den (z. B. im Protoypen- und Werkzeug-
bau) oder ist aktuell im vollen Gange 
(z. B. in der Dental- und Hörgerätetech-
nik). In anderen Bereichen steht sie vor 
der Tür oder gilt zumindest als sehr wahr-
scheinlich (z. B. in der Luftfahrt und Me-
dizintechnik). In einigen Branchen und 
Anwendungsfeldern könnten sich die Er-
ve Fertigungsverfahren eine Rolle spielen, 
da sie aufgrund ihrer ausgeprägten Fle-
xibilität prädestiniert für Dual-Use-An-
wendungen sind. Sie könnten die tech-
nologische Schwelle dafür senken, dass 
Länder bzw. nichtstaatliche Akteure kom-
plexe Komponenten moderner Waffen-
systeme (Drohnen, Triebwerke für Lenk-
raketen etc.) und andere Rüstungsgüter 
selbstständig herstellen. Zudem könnten 
bestehende Ausfuhrbeschränkungen für 
sensible Rüstungs- und Dual-Use-Güter 
einfacher unterlaufen werden, weil digi-
tale 3-D-Modelle sich leichter illegal über 
Landesgrenzen bringen lassen als mate-
rielle Güter. Insgesamt könnte die additi-
ve Fertigung somit der Proliferation von 
Rüstungstechnologien Vorschub leisten, 
weshalb es erste Überlegungen gibt, zu-
mindest die Ausfuhr besonders leistungs-
starker additiver Fertigungsanlagen und 
dazugehöriger Ausgangsmaterialien ge-
nehmigungspflichtig zu machen.




Die Besonderheiten der additiven Ferti-
gung werfen eine Reihe von rechtlichen 
Fragestellung und Problemlagen auf. In 
Bezug auf den Schutz des geistigen Eigen-
tums gibt es noch zahlreiche ungeklärte 
Fragen hinsichtlich der Schutzfähigkeit 
von digitalen Vorlagen für die additi-
ve Fertigung wie auch in Bezug auf den 
Schutz bestehender Produkte vor Nach-
ahmung mithilfe additiver Fertigungs-
verfahren. Auch ist noch offen, wie im 
Kontext einer individualisierten Produk-
tion die Herstellerpflichten bezüglich der 
Produktsicherheit eingehalten werden 
können, da gängige Methoden der Qua-
litätssicherung nicht oder nur schwer an-
zuwenden sind. In haftungsrechtlichen 
Streitfällen dürfte vor allem die Frage nach 
den haftungsverantwortlichen Produkt-
herstellern häufig Schwierigkeiten berei-
ten, da aufgrund der regelmäßig vielen 
wartungen aber auch als stark überzo-
gen und rückblickend als Hype erweisen 
(z. B. Häuser oder Ersatzorgane aus dem 
3-D-Drucker). Denn in einem Punkt un-
terscheiden sich additive Fertigungsver-
fahren nicht von anderen Fertigungstech-
nologien: Von der Anwendungsidee bis 
zum routinemäßigen industriellen Ein-
satz bzw. marktfähigen Produkt ist es ein 
weiter, oft mühevoller Weg.
Wie im TAB-Bericht aufgezeigt, reicht es 
zur Realisierung der attraktiven Potenzia-
le der additiven Fertigung nicht aus, ledig-
lich auf den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt zu vertrauen. Von zentraler 
Bedeutung ist ebenso die Überwindung 
von nichttechnischen Barrieren, die der 
weiteren Verbreitung von additiven Fer-
tigungsverfahren in die industrielle Pra-
xis häufig im Wege stehen. In den beste-
henden, überwiegend an technologischen 
Entwicklungszielen ausgerichteten For-
schungs- und Entwicklungsprogrammen 
finden nichttechnische Innovationsfel-
der bisher wenig Beachtung. Ein weite-
res Manko der aktuellen nationalen (und 
internationalen) Forschungsanstrengun-
gen ist der geringe Anteil an interdiszi-
plinärer Folgenforschung zur additiven 
Fertigung. Um das Innovationsgeschehen 
möglichst umwelt- und sozialverträglich 
sowie ökonomisch langfristig ertragreich 
zu gestalten, sollte diese energisch voran-
getrieben werden.
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 175 »Additive 
Fertigungsverfahren (3-D-Druck)« wurde 
im März 2017 abgeschlossen und wird nach 


























Der Begriff Gesundheits-App ist im wis-
senschaftlichen Kontext nicht eindeutig 
definiert. Grundsätzlich werden unter 
dem Begriff Anwendungsprogramme für 
mobile Endgeräte verstanden, deren Ziel es 
ist, positiv auf die Gesundheit des Nutzers 
einzuwirken. Gesundheits-Apps lassen 
sich in den App-Stores nicht nur im Be-
reich Gesundheit, sondern auch in ande-
ren Kategorien wie Fitness, Wellness, Life-
style, Essen und Trinken sowie Medizin 
finden. Die Funktionalität der Apps kann 
entweder alleine mit dem Smartphone
genutzt oder aber durch Sensoren erwei-
tert werden. Diese Sensoren können in 
Uhren, Armbändern aber auch in Brillen 
integriert sein (sogenannten Wearables).
Die gesellschaftliche Relevanz von Ge-
sundheits-Apps lässt sich an zahlreichen 
Fachkonferenzen, Podiumsdiskussio-
nen und vor allem an der anhaltenden 
Medienberichterstattung ablesen. Aber 
auch die Märkte zeichnen sich durch eine 
hohe Dynamik aus. Der Markt für Ge-
sundheits-Apps wächst seit der Einfüh-
rung der großen App-Stores (Apple App 
Store, Google Play Store) kontinuierlich. 
Derzeit stehen über 100.000 Gesund-
heits-Apps in verschiedenen Kategorien 
zur Auswahl. Neben den App-Stores ha-
ben sich auch spezifische Gesundheits-
onlineportale etabliert, die über Gesund-
heits-Apps berichten und Informationen 
über den Leistungsumfang anbieten. Die 
Betreiber solcher Plattformen haben es 
sich zur Aufgabe gemacht, Gesundheits-
Apps zu testen und zu bewerben. Das An-
gebotsspektrum von Gesundheits-Apps 
wird insgesamt primär von jungen Unter-
nehmen bestimmt, die in den vergangen 
Jahren neben einfachen Applikationen 
zunehmend auch integrierte Gesund-
heitsservices auf den Markt gebracht ha-
ben. Etablierte Akteure aus dem Gesund-
heitswesen tun sich dagegen eher schwer, 
in diesem Bereich ihre Marktdominanz 
geltend zu machen.
Der Deutsche Bundestag hat das TAB 
mit einer Innovationsanalyse zum The-
ma »Gesundheits-Apps« beauftragt, um 
die wissenschaftlichen Befunde und ge-
sellschaftspolitischen Diskussionen zum 
Thema zusammenzufassen, sozioökono-
mische Entwicklungslinien zum Angebot 
und zur Nachfrage von Gesundheits-Apps 
darzustellen sowie politische Handlungs-
optionen aufzuzeigen.
Gesundheits-Apps als soziale 
Innovation
Die Beobachtung, Messung und Aus-
wertung von Gesundheitsdaten ist kein 
grundsätzlich neues Phänomen. Zu den 
älteren Technologien zählen beispiels-
weise das Ernährungstagebuch, Ge-
wichtsregister für die Erfassung des 
Körpergewichts im Zeitverlauf, Frucht-
barkeitskalender und Ähnliches. Die Neu-
artigkeit von Gesundheits-Apps und de-
ren Unterschied zu bisherigen sozialen 
Praktiken begründen sich vor allem in 
der kontinuierlichen und automatisierten 
Datenerfassung im Lebensalltag der Men-
schen vor dem Hintergrund weitgehender 
sozialer Akzeptanz. Hinzu kommen neue 
Möglichkeiten zur Darstellung und Visu-
alisierung der erhobenen Daten als für die 
Nutzer schnell und leicht zu generierendes 
Wissen. Bei manchen Gesundheits-Apps 
zählt zudem die schnelle Vergleichbarkeit 
mit den Daten anderer Nutzer zu den in-
novativen Merkmalen. Fest steht, dass mit 
der zunehmenden Verbreitung und im-
mer selbstverständlicheren Nutzung von 
Gesundheits-Apps in den unterschied-
lichen Anwendungskontexten, wie Fit-
ness, Sport und Ernährung, auch der kul-
turelle Referenzrahmen verändert wird, 
beispielsweise in Form grundlegender 
Verschiebungen von der Idee der Selbst-
erkennung hin zur Selbstoptimierung. 
Dabei wandeln sich allgemein akzeptier-
te, grundlegende und handlungsleitende 
Orientierungsstandards auf kollektiver 
und individueller Ebene, beispielsweise 
wenn über Gesundheits-Apps eine dis-
ziplinierende Kontrolle der Nutzer über 
sich selbst zunehmend normal wird und 
in diesem Zuge auch eine Leistungsver-
messung am Arbeitsplatz als akzeptabel 
erscheint. Die zunehmende Nutzung von 
Gesundheits-Apps ist mithin Ausdruck 
für gesellschaftlichen Wertewandel und 
kulturelle Neuerung.
Gesundheits-Apps werden im Span-
nungsfeld technologischer Funktionali-
tät und sozialer Innovation im Sinne ge-
sellschaftlicher Wirksamkeit diskutiert. 
So wird mit den Apps beispielsweise die 
Hoffnung verbunden, die Gesundheits-
kompetenz der Nutzer zu erhöhen und 
die Versorgungsqualität zu verbessern, 
insbesondere auch für chronisch kranke 
Menschen. Vor dem Hintergrund, dass 
ein immer größerer Teil der deutschen 
Bevölkerung chronisch krank ist, sol-
len Gesundheits-Apps das Management 
chronischer Krankheiten erleichtern, den 
Nutzern hierbei mehr Wissen über die 
Apps (englisch application software) bestimmen zunehmend den gesell-
schaftlichen Lebensalltag. Das Angebot auf dem weltweit dynamischen 
Markt umfasst nahezu alle Themen- und Lebensbereiche. Neben Spielen 
sind insbesondere Nachrichten-, Verkehrs- und Shopping-Apps bei Nutzern 
sehr beliebt. Hohe Wachstumsraten zeigen sich ebenso bei gesundheits-
bezogenen Angeboten: Immer mehr Menschen nutzen Apps in Verbindung 
mit mobilen Endgeräten wie Smartphone und Wearables, um ihre sportli-
chen Aktivitäten zu dokumentieren bzw. ihre Fitness zu steigern. Andere 
lassen sich täglich per App an die Medikamenteneinnahme oder das nächs-
te Glas Wasser erinnern. Massenhaft fallen dabei Daten an: Pulsfrequenz 
und Blutdruck, eingenommene Kalorien und Anzahl inhalierter Zigaretten. 
Viele Nutzer gehen dabei sorglos mit ihren Gesundheitsdaten um bzw. es 
ist ihnen nicht bewusst, dass ihre persönlichen Daten oft nur unzureichend 
gesichert sind.
Gesundheits-Apps zwischen technologischer 





















17 eigene Krankheit verschaffen und eine 
Verlaufskontrolle ermöglichen. Darü-
ber hinaus wird in den Apps eine Chan-
ce gesehen, dass sich das Rollenmodell 
in der Arzt-Patienten-Beziehung ändert, 
weg von einem paternalistischen Mo-
dell, in dem der Arzt die beste Behand-
lung für den Patienten auswählt, hin zu 
einer gemeinsamen Entscheidungsfin-
dung in einem stärker partnerschaftli-
chen Modell. Nicht zuletzt wird in den 
Gesundheits-Apps die Möglichkeit zur 
Unterstützung eines Perspektivwechsels 
von der Anbieter- zur Nutzerorientie-
rung im Gesundheitswesen gesehen, im 
Zuge dessen der Versorgungsbedarf der 
Menschen im Hinblick auf ein gutes Le-
ben in den Mittelpunkt rückt.
Entwicklungspfade von 
Gesundheits-Apps
Die Entwicklungstrends im Bereich der 
Gesundheits-Apps verweisen zum einen 
auf erweiterte Möglichkeiten der Erfas-
sung und Auswertung von Daten, z. B. 
von Emotionen oder Stimmungen. Der 
künstlichen Intelligenz in Kombinati-
on mit oft sehr dünnen, körpernah ge-
tragenen Sensoren werden Potenziale 
zugesprochen, emotionale und stim-
mungsbezogene Daten zukünftig prä-
zise und automatisiert zu erfassen und 
auszuwerten. Die Entwicklungstrends 
verweisen zum anderen auf veränder-
te gesellschaftliche Nutzungskontexte. 
Hierzu zählt die Integration von Apps 
in präventive Konzepte der Gesundheits-
versorgung. Anwendungsbeispiele die-
nen etwa dem frühzeitigen Erkennen 
von Hörstörungen oder von Entwick-
lungsstörungen bei Kindern sowie der 
Krebsvorsorge. Viele Start-ups entwi-
ckeln Gesundheits-Apps für Prävention 
und Gesundheitsförderung und positio-
nieren sich hiermit gegenüber etablierten 
Gesundheitsanbietern und Krankenkas-
sen. Die Apps nutzen zunehmend Gami-
ficationansätze, in denen Spielelemente 
und Lernen systematisch miteinander 
kombiniert werden.
Angesichts dieser soziotechnischen Ent-
wicklungen beschäftigen sich Kranken- 
und Lebensversicherungen mit der Frage, 
inwiefern mit angepassten Tarifen oder 
Prämien Anreize für eine gesunde Le-
bensweise geschaffen werden können, um 
dadurch Schadenaufwände zu reduzie-
ren. Im Rahmen sogenannter Pay-as-you-
live-Tarife (PAYLT) sollen versicherte Per-
sonen dem Versicherungsunternehmen 
laufend Daten über ihren Lebensstil über-
mitteln, z. B. durch Gesundheits-Apps. Ob 
sich PAYL-Tarife in der Krankenversiche-
rung durchsetzen und Akzeptanz finden, 
ist noch unsicher. Kritiker monieren, dass 
mit diesem Modell der Versicherungsge-
danke ausgehebelt werde, da durch eine 
derart individualisierte Risikokalkula-
tion der Risikoausgleich im Kollektiv 
nicht mehr funktioniere.
Auch die Zielgruppendifferenzierung von 
Gesundheits-Apps wird zunehmend als 
Erfolgsfaktor der Entwicklung erachtet. 
So sollten Apps beispielsweise für jüngere 
und ältere Menschen unterschiedlich ge-
staltet werden, um Verhaltensänderungen 
in Richtung mehr Sport oder ausgewoge-
neres Essen etc. einzuleiten und Gesund-
heitsrisiken abzuwenden.
Ergebnisse des Stakeholder 
Panel TA zum Thema
Ergänzend zur Sichtung aktueller For-
schungsergebnisse wurde das Stakeholder 
Panel TA genutzt, um die Einschätzun-
gen, Meinungen und Erfahrungen un-
terschiedlicher gesellschaftlicher Akteu-
re zum Thema »Gesundheits-Apps« zu 
erheben. Die Onlinebefragung war im 
Zeitraum von September bis Dezember 
2016 über das Internetangebot des Stake-
holder Panel TA öffentlich zugänglich 
(stakeholderpanel.de) und wurde durch 
das IZT beworben.
An der Onlinebefragung haben insgesamt 
2.682 Personen teilgenommen. In die Aus-
wertung einbezogen wurden die Anga-
ben von 2.552 Teilnehmenden, die sich zu 
mindestens 85 % der Variablen geäußert 
haben. Die Altersstruktur des Teilneh-
merfeldes ist recht ausgeglichen. Ein Drit-
tel der Teilnehmenden gibt an, dass ein 
persönliches Interesse an Gesundheits-
informationen vorhanden ist.
Die Auswertungen der Onlinebefragung 
zeigen: Mehr als die Hälfte der Befragten 
(54 %) nutzt Gesundheits-Apps. Die Nut-
zungshäufigkeiten unterscheiden sich je-
doch recht deutlich und reichen von ei-
ner täglichen bis hin zur monatlichen 
Nutzung.
Die Nutzenbewertung von Gesundheits-
Apps fällt aus Sicht aller Befragten insge-
samt recht positiv aus. So werden Apps, 
die an die Medikamenteneinnahme er-
innern, von knapp zwei Dritteln aller Be-
fragten (64 %) als (eher) nützlich bewertet. 
Etwa 60 % der Teilnehmenden verbinden 
Gesundheits-Apps, die an Impf- und Vor-
sorgetermine erinnern, mit einem (eher) 
hohen Nutzen. Weitere 60 % der Befrag-
ten beziffern den Nutzen von Apps, die 
körperliche Aktivitäten (Sport, Bewegung 
etc.) und physiologische Parameter (Herz-
frequenz, Blutzucker, Gewicht etc.) er-
fassen bzw. verfolgen, als hoch oder eher 
hoch. Mehr als jeder zweite der Befrag-
ten ist der Meinung, dass Gesundheits-
Apps einen (eher) hohen Nutzen haben, 
wenn es darum geht, die eigenen sportli-
chen Leistungen zu optimieren.
Die Befragungsergebnisse verdeutlichen 
auch, dass nicht alle Formen von Gesund-
heits-Apps mehrheitlich als nützlich ange-
sehen werden. Lediglich jeder fünfte der 
Befragten hält Apps, mithilfe derer das 
eigene Stimmungsbild bzw. die persön-
liche Befindlichkeit aufgezeichnet wird, 
für nützlich. Auch die Nutzung von Ge-
sundheits-Apps am Arbeitsplatz wird von 
der Mehrheit der Befragten kritisch ge-
sehen. So befürchten 78 % der befragten 
Stakeholder, dass Gesundheits-Apps am 
Arbeitsplatz ein leistungsorientiertes Ge-
sundheitsverständnis fördern, bei dem 
vor allem die Beschäftigten in der Pflicht 






















schutz und den Schutz der Privatsphäre: 
Hier befürworten rund 91 % der Befrag-
ten die Etablierung von verbindlichen 
Standards für Qualität, Datenschutz und 
Datensicherheit. Weitere 90 % plädieren 
dafür, dass die Einhaltung datenschutz-
rechtlicher Anforderungen durch App-
Hersteller und App-Store-Betreiber stär-
ker kontrolliert werden sollte.
Resümee und Ausblick
Die Untersuchungsergebnisse des TAB-
Projekts »Gesundheits-Apps« zeigen ins-
gesamt ein deutliches Innovationspoten-
zial von Gesundheits-Apps. Gleichzeitig 
werden auch verschiedene Handlungsfel-
der sichtbar.
Handlungsfeld Qualität
Allgemeine Aussagen über die Qualität 
von Gesundheits-Apps lassen sich schwer 
treffen. Je nach Art der App ist die An-
wendung verschiedener Qualitätskriterien 
sinnvoll. Für Apps, die automatisiert Da-
ten erfassen, ist beispielsweise die Qualität 
Die Nutzung von Ge-
sundheits-Apps wird 
aus der Perspekti-
ve der Befragten mit 
verschiedenen positi-
ven Effekten verbun-
den (Abb. 1). So stim-
men rund 60 % der 
Befragten der The-




ren. Ebenfalls 60 % 
der Teilnehmenden 
sind (eher) der Auf-
fassung, dass die Fä-
higkeit des Einzelnen 
durch die Nutzung 
von Gesundheits-
Apps erhöht wird, im 
täglichen Leben Ent-
scheidungen zu tref-
fen, die sich positiv 
auf ihre Gesundheit auswirken. Nur ein 
Viertel der Befragten (26,9 %) kann sich je-
doch vorstellen, dass die Nutzung von Ge-
sundheits-Apps dazu beitragen kann, dass 
Patienten eher auf Augenhöhe mit den Be-
handelnden kommunizieren können.
Mit Blick auf gesellschaftspolitische 
Handlungsfelder sprechen sich rund 83 % 
der Befragten für die Entwicklung von 
Ethikrichtlinien für Gesundheits-Apps 
aus. 81 % befürworten Aufklärungskam-
pagnen, um den Menschen die Chancen 
und Risiken der Nutzung von Gesund-
heits-Apps bewusst zu machen. 76 % der 
Befragten sind zudem der Auffassung, 
dass Gesundheits-Apps ihre Wirksamkeit 
in wissenschaftlichen Studien nachwei-
sen müssen. Auch stimmen rund 73 % der 
Teilnehmenden zu, dass bildungsfördern-
de Maßnahmen etabliert werden sollten, 
damit Menschen digitale Gesundheits-
informationen selbstbestimmt nutzen 
können.
Weitere Fragestellungen im Zusammen-
hang mit gesellschaftspolitischen Hand-
lungsfeldern bezogen sich auf den Daten-
der Datenerfassung, 





rium. Für Apps, bei 
deren Nutzung Da-
ten manuell einge-
tragen werden oder 
die gar keine Nut-
zerdaten benöti-
gen, entfällt dieses 
Kriterium.
Aus den vorliegen-
den Studien können 
dennoch Aussagen 
über die Qualität 
der auf dem Markt 
verfügbaren Apps 
abgeleitet werden. 
Die Studien zeigen 
beispielsweise, dass 
es selbst bei recht spezialisierten Apps 
sehr große Qualitätsunterschiede gibt 
oder dass der Stand der Forschung im 
Kontext der von den Apps angewandten 
Verhaltensänderungstechniken von den 
Entwicklern der Apps nur unzureichend 
beachtet wird. Ärzte bezeichnen Tracking-
daten, also kontinuierlich erfasste Nutzer-
daten, bisweilen in qualitativer Hinsicht 
als Datenmüll. Hinzu kommt, dass die 
Anbieter über eigene Datenformate ver-
fügen und die Gesundheits-Apps durch 
fehlende Kompatibilität gekennzeichnet 
sind, beispielsweise zu den Betriebssys-
temen mobiler Endgeräte oder anderen 
mobilen Anwendungen und Applika-
tionen. Zudem werden Probleme der Da-
tensicherheit in drei Risikobereichen an-
gesprochen: beim Gerät selbst, während 
der Übertragung und in der Cloud.
Es gibt verschiedene Kriterienkatalo-
ge, an denen sich sowohl Hersteller als 
auch Nutzer von Gesundheits-Apps bei 
der Entwicklung bzw. Nutzung qualitativ 
hochwertiger Apps orientieren können. 
Bislang konnte sich jedoch keiner der bis-
herigen Ansätze zum Qualitätsnachweis 
Abb. 1  Die Nutzung von Gesundheits-Apps wird mit verschiedenen positiven 
Effekten verbunden. Gesundheits-Apps können ...
n = 2.552
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zu einem gesunden Lebenswandel
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die Fähigkeit des Einzelnen erhöhen,
im täglichen Leben Entscheidungen zu
treffen, die sich positiv auf die Gesund-
heit auswirken. 
die Betreuung eines Patienten durch
einen Arzt nach einer Krankheit bzw.
nach einer Operation verbessern.
im Gesundheitswesen zu Kostenein-
sparungen führen.
ein Instrument sein, um einer möglichen 
späteren Erkrankung vorzubeugen. 
den Aufwand für routinemäßige Patien-
tenkontrollen durch Ärzte reduzieren.
dazu führen, dass Patienten eher auf
Augenhöhe mit den Behandelnden
kommunizieren können.





















17 zu Gesundheitsdaten, in besonderer Wei-
se geschützt.
Im diesem Zusammenhang werden Ge-
sundheits-Apps aus verschiedenen Grün-
den kritisiert: So verschicken Apps die 
Daten unverschlüsselt und nicht anony-
misiert. Zudem werden auch Daten, die 
zum Betrieb nicht erforderlich sind, über-
tragen. Auch wird der Schutz anderer auf 
dem mobilen Endgerät gespeicherter Da-
ten, wie Aufenthaltsorte oder Nutzungs-
muster, von den Anbietern der Gesund-
heits-Apps nicht immer gewährleistet.
Die bestehenden nationalen und europä-
ischen rechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz bieten grundsätzlich eine gute 
Basis für den Schutz von personenbezo-
genen Gesundheitsdaten. Problematisch 
ist die Kontrolle der Umsetzung bzw. Ein-
haltung der gesetzlichen Vorgaben. Von 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(EU-DSGVO) werden Verbesserungen er-
wartet. Da die DSGVO aber über viele Re-
gelungsspielräume verfügt, bleibt den na-
tionalen Gesetzgebern bei der Ausfüllung 
der von der DSGVO freigelassenen Spiel-
räume die Möglichkeit, konkretisierende 
Bestimmungen entweder neu zu formulie-
ren oder bestehende Vorschriften zu be-
wahren. Ob dieser Gestaltungsspielraum 
besteht und wie er am besten genutzt wer-
den kann, ist aktuell Gegenstand einer 
intensiven juristischen wie politischen 
Diskussion, zumal das erklärte Ziel der 
Europäischen Union darin besteht, ein 
einheitliches und harmonisiertes Daten-
schutzrecht in der EU zu schaffen.
Handlungsfeld gesellschaft-
licher Referenzrahmen
Kritiker monieren eine Gesellschafts-
struktur mit doppelter Kontrolle. Damit 
ist einerseits die staatliche Kontrolle und 
anderseits jene Kontrolle gemeint, die 
durch private Unternehmen wie Alphabet 
(Google), Apple und andere mithilfe u. a. 
von Gesundheits-Apps erfolgt. Der tech-
nikgetriebene Wandel führt – so die Kri-
tiker – zu schleichenden Veränderungen 
durchsetzen. Die Europäische Kommis-
sion hat den »Code of Conduct on Priva-
cy for mHealth« entwickelt, der wichtige 
Datenschutzregeln zusammenfasst, die 
Gesundheits-Apps erfüllen soll(t)en. An 
einem weiteren europäischen Katalog zu 
technischen Anforderungen an die Daten-
qualität, den »Guidelines on Assessment 
of the Reliability of Mobile Health Appli-
cations«, wird derzeit gearbeitet. Anhand 
dieser Richtlinien sollen unabhängige Or-
ganisationen die Qualität von Gesund-
heits-Apps zertifizieren und die Beur-
teilung der Apps anderen Stakeholdern 
zur Verfügung stellen. Zudem ist geplant, 
eine für Endnutzer vereinfachte Checklis-
te zur Verfügung zu stellen, die es anhand 
einfacher Beurteilungskriterien ermögli-
chen soll, eine App zu befürworten oder 
abzulehnen. Vor dem Hintergrund be-
reits bestehender Initiativen sollte weiter 
an der inter- und transdisziplinären Ent-
wicklung konsensfähiger und umsetzba-
rer Qualitätskriterien für Gesundheits-
Apps gearbeitet werden.
Handlungsfeld Kompetenz
Aus sozialer Perspektive wird kritisiert, 
dass es vielen Verbrauchern in Deutsch-
land an digitaler Gesundheitskompetenz 
mangelt. Viele Nutzer von Gesundheits-
Apps vertrauen den erhobenen Daten 
und den daraus ermittelten Werten, auch 
wenn die Datenerfassung möglicherwei-
se Mängel aufweist und die Berechnung 
der Werte wenig transparent erfolgt. Ge-
fordert wird neben der Bereitstellung 
von Orientierungswissen für die Bevöl-
kerung die Vermittlung grundlegender 
Kompetenzen im Umgang mit Unsicher-
heiten, Komplexität und Ambiguität im 
Zusammenhang mit der Nutzung von 
Gesundheits-Apps.
Handlungsfeld Datenschutz
Gesundheitsdaten zählen zu den be-
sonders sensiblen Verbraucherdaten. 
Sie werden durch verschiedene Geset-
ze, vor allem durch das Bundesdaten-
schutzgesetz und spezielle Regelungen 
des Wertegefüges, also des gesellschaft-
lichen Referenzrahmens und der Kultur. 
Als Folgen werden Aushöhlungsprozesse 
des Solidarprinzips in den Kranken- und 
Sozialversicherungen zugunsten der leis-
tungswilligen und -starken Gesellschafts-
mitglieder angesprochen oder Diskrimi-
nierungen am Arbeitsplatz befürchtet, 
wenn körperliches Kapital und Leistungs-
fähigkeit nicht nachgewiesen werden kön-
nen. Nicht zuletzt bestünde die Gefahr da-
rin, dass sich das Verständnis von Frei-
heits- und Persönlichkeitsrechten im Da-
tenschutz durch die unreflektierte, kaum 
geschützte und in der Regel intranspa-
rente Weitergabe persönlicher Daten der 
Nutzer von Gesundheits-Apps an Dritte 
verändert. In diesem Zusammenhang gilt 
es, den gesellschaftlichen Diskurs über die 





Auch ethische Themen wie die Versor-
gungsgerechtigkeit zählen im Zusam-
menhang mit Gesundheits-Apps zu den 
Handlungs- und Gestaltungsfeldern, weil 
beispielsweise Menschen mit Behinderun-
gen sich Selbstzahleranwendungen häufig 
nicht leisten können, also in besonderem 
Maß auf Regelversorgung (App auf Re-
zept) angewiesen sind. Das in der gesund-
heitspolitischen Diskussion oft priorisier-
te Prinzip der Eigenverantwortung kann 
den ethischen Anspruch an eine gerechte 
Versorgung mithin verletzen.
Die Innovationsanalyse »Gesundheits-
Apps« wurde im Juni abgeschlossen und 
wird nach Abnahme durch den ABFTA 
veröffentlicht. Die Ergebnisse der On-
linebefragung werden in Kürze als Stake-

























17Das Phänomen der Social Bots ist noch recht jung. Die Aktivitäten von So-
cial Bots sind insbesondere auf der Plattform Twitter nachzuweisen, ihre 
Wirkungen auf die (politische) Willensbildung sind jedoch noch kaum be-
kannt, geschweige denn belegt. Gleichwohl wird Social Bots ein durchaus 
schadhaftes oder sogar gefährliches Einflusspotenzial unterstellt. Das TAB 
hat durch seinen Konsortialpartner VDI/VDE-IT im Zeitraum von Oktober 
bis März 2017 eine TA-Vorstudie zum Thema Social Bots erarbeitet. Im Mit-
telpunkt stand die Frage nach der Wirkungskraft von Social Bots und den 
daraus resultierenden möglichen Gefahren für die Gesellschaft, zum Bei-
spiel durch die Manipulation politischer Diskussionen in sozialen Netzwer-
ken oder durch die Beeinflussung des Kaufverhaltens von Konsumenten.
etwa Kommentare zu Fußballergebnis-
sen. Auch täuschen sie je nach Tageszeit 
einen unterschiedlichen Grad an Akti-
vität vor oder imitieren die Identitäten 
von realen Nutzern, indem sie realisti-
sche Nutzernamen und/oder personen-
bezogene Informationen wie Bilder oder 
Links für sich verwenden. Für Internet-
nutzer ist es selten offensichtlich, dass 
Beiträge von Social Bots nicht von ei-
nem Menschen, sondern von einer Ma-
schine stammen.
Aktionsspielräume
Social Bots werden momentan vorrangig 
dafür eingesetzt, Diskussionen inhaltlich 
zu verzerren sowie die Wichtigkeit von 
Themen oder die Popularität von Perso-
nen und Produkten zu beeinflussen. So-
cial Bots wurden bisher in erster Linie 
auf der Plattform des Kurznachrichten-
dienstes Twitter nachgewiesen, die eine 
für Programmierer leicht zugängliche 
technische Schnittstelle anbietet. Nach 
Experteneinschätzung bergen Social Bots 
das Potenzial, die politische Debatten-
kultur im Internet durch die massenhaf-
te Verbreitung von (Falsch-)Meldungen 
zu verändern und durch eine »Klima-
vergiftung« das Vertrauen in die Demo-
kratie zu unterlaufen. Eine wichtige Vo-
raussetzung für den Einfluss von Social 
Bots auf politische Entscheidungspro-
zesse sind Kulminationspunkte wie etwa 
eine knappe Entscheidung bei Wahlen. 
Über die politische Einflussnahme hin-
aus bergen Social Bots das Potenzial, das 
Ziel war es, einen Überblick über den 
aktuellen Stand der Technik von Social
Bots, deren Anwendungsfelder, Anwender 
und Verbreitung sowie zu den angenom-
menen und tatsächlichen Risiken die-
ser Computerprogramme zu erarbeiten. 
Grundlage bildeten eine Literatur- und 
Quellenanalyse sowie 24 Experteninter-
views mit Fachleuten aus sechs Berei-
chen: Wissenschaft, Verwaltung, zivil-
gesellschaftliche Organisationen, Par-
teien (Social-Media-Beauftragte), Pres-
se/Medien sowie Wirtschaft. Auf die-
ser Basis wurden Thesen erarbeitet, die 
in einem öffentlichen Fachgespräch am 
26. Januar 2017 im Bundestag diskutiert 
und validiert wurden.
Was sind Social Bots
Social Bots sind Computerprogramme, 
die darauf ausgerichtet sind, in sozia-
len Netzwerken (Facebook, Twitter etc.) 
Beiträge wie Kommentare, Fragen, Ant-
worten oder Meinungsäußerungen auto-
matisch zu generieren, um Diskurse zu 
beeinflussen oder gar zu manipulieren. 
Dabei agieren sie menschenähnlich: So-
cial Bots sind in der Lage, sinnreiche Tex-
te zu erzeugen, die den von Menschen ge-
schriebenen Inhalten ähneln. Sie können 
Konversationen führen, indem sie auf 
passende Inhalte aus dem Internet zu-
rückgreifen. Um menschliches Verhal-
ten zu imitieren, sind Social Bots viel-
seitig und agieren beispielsweise nicht 
nur politisch, sondern veröffentlichen 
auch mehr oder weniger Belangloses, 
Kaufverhalten von Personen zu mani-
pulieren. Die technischen Möglichkei-
ten zur Enttarnung von Social Bots sind 
noch im Entwicklungsstadium und hin-




In Abgrenzung zu anderen Internetphä-
nomenen, wie Assistenz-Bots, Spam-E-
Mails, Trollen oder Cyberangriffen, sind 
Social Bots durch die Kombination drei-
er zentraler Merkmale charakterisiert:
 › Es handelt sich bei Social Bots um 
einen in einer Software implemen-
tierten Algorithmus.
 › Sie täuschen eine reale Person vor.
 › Social Bots versuchen, Einfluss auf die 
Meinungsbildung zu nehmen.
In den nächsten Jahren sind erhebli-
che Entwicklungssprünge im Bereich 
der Bot-Technologie zu erwarten. Die 
technologische Reife der Social Bots 
wird von den Fortschritten in den Be-
reichen künstliche Intelligenz, Machine 
Learning und Big Data profitieren. So-
cial Bots werden deshalb zukünftig noch 
menschenähnlicher agieren können und 
schwieriger zu enttarnen sein.
Bislang gezeigter Einfluss 
und Wirkungen
Es gibt lediglich eine Handvoll promi-
nenter Beispiele, in denen Social Bots 
mit dem Ziel der politischen Meinungs-
beeinf lussung eingesetzt wurden. Die 
drei am häufigsten in der Presse und wis-
senschaftlichen Literatur genannten Bei-
spiele sind Social-Bot-Einsätze während 
der Protestbewegung in der Ukraine, im 
Verlauf der Brexit-Kampagne sowie im 
US-Präsidentschaftswahlkampf 2016.
Dabei wurden Social Bots im Wesentli-






















17  › für das Ersticken oppositioneller 
Gegenmeinungen durch das Fluten 
von Hashtags mit ablenkenden, pola-
risierenden oder banalen Nachrichten,
 › zur Verbreitung von Propaganda und 
Meinungsmache,
 › für das künstliche Erzeugen hoher 
Followerzahlen auf Twitter, die die 
Bedeutung der eigenen Position unter-
streichen sollen,
 › zur Diskreditierung oder Beleidigung 
von Personen.
Bisher gibt es noch keine wissenschaftli-
chen Studien, in denen der Nachweis er-
bracht wurde, dass die Beeinflussung von 
gesellschaftlichen Gruppen durch Social
Bots tatsächlich gelingt. Das Ausmaß 





Das Potenzial von Social Bots in Bezug 
auf politische Prozesse wird von Exper-
ten überwiegend hoch bewertet. Social 
Bots können dafür genutzt werden, Nach-
richten im Internet zu verbreiten, um so 
Trends zu manipulieren oder politische 
Debatten und Diskurse zu beeinflussen. 
Besonderes Gefahrenpotenzial besteht, 
wenn Social Bots massenhaft Falschnach-
richten in Krisensituationen (z. B. nach 
Anschlägen) verbreiten.
Ein weiterer Einflussbereich von Social 
Bots sind wirtschaftliche Prozesse. Social 
Bots bergen das Potenzial, das Kunden- 
und Kaufverhalten Einzelner (über das 
sogenannte Influencer Marketing) zu be-
einflussen und sogar ganze Märkte wie 
den Börsenhandel zu manipulieren. Da-
rüber hinaus stellen Social Bots langfris-
tig eine Bedrohung für das Geschäftsmo-
dell von sozialen Netzwerken dar. Diese 
basieren überwiegend auf dem Verkauf 
von Werbung und/oder Nutzerdaten und 
funktionieren nur, wenn Menschen die 
Plattformen rege benutzen und dadurch 
beeinflusst Kaufentscheidungen treffen. 
Ein Teil der Nutzer könnte sich abwen-
den, weil sie das Vertrauen in die Echt-
heit der Beiträge verlieren, und Investo-
ren könnten sich zurückziehen.
Handlungsoptionen
Eine Handlungsoption zur Eindämmung 
der Bedrohung durch Social Bots besteht 
in der Stärkung der Medien- und infor-
mationstechnischen Kompetenz von 
Kindern und Erwachsenen. Kinder, Ju-
gendliche, aber auch Erwachsene soll-
ten in ihrer Medienkompetenz im Sin-
ne einer Digital Literacy gestärkt werden. 
Ein grundlegendes Verständnis infor-
mationstechnischer Funktionsweisen 
und Zusammenhänge – etwa dazu, wie 
Nachrichten zum Trend werden – sollte 
in der schulischen Ausbildung vermit-
telt werden. Eine besondere Zielgruppe 
entsprechender Maßnahmen sind auch 
(angehende) Journalisten, da sie als Mul-
tiplikatoren zu großer Sorgfalt bei der 
Auswahl ihrer Quellen verpflichtet sind.
Der bestehende Rechtsrahmen bietet kei-
ne Handhabe, um Social Bots und deren 
manipulativen Einsatz zu unterbinden. 
Eine Kennzeichnungspflicht von Bots 
erscheint zum jetzigen Zeitpunkt u. a. 
aufgrund der Schwierigkeiten bei der 
zuverlässigen Detektion von Bots, man-
gelnder Sanktionierungsmöglichkeiten 
sowie von Konflikten mit dem Daten-
schutz eher problematisch. Stattdessen 
müssten sich die Anbieter von sozialen 
Medien stärker selbst verpflichten und 
Maßnahmen gegen die Verbreitung von 
Social Bots auf ihren Plattformen um-
setzen. Durch Selbstverpflichtungen von 
Unternehmen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen wäre es möglich, zumin-
dest einer weiteren Verbreitung von So-
cial Bots Einhalt zu gebieten.
Wenngleich die Entwicklung von Ent-
tarnungssystemen unerlässlich ist, ist 
derzeit keine technische Lösung des 
Problems in Sicht. Social Bots nutzen 
gegenwärtig zum weit überwiegenden 
Teil den Kurznachrichtendienst Twit-
ter, der sich neben der auch maschinell 
gut generierbaren einfachen Nachrich-
tenstruktur durch eine leicht ansteu-
erbare Schnittstelle (Application Pro-
gramming Interface [API]) auszeichnet. 
Diese Eigenschaften bieten zugleich 
aber auch mögliche Ansatzpunkte für 
Abwehrmechanismen gegen Social
Bots. So gibt es Überlegungen, dass an 
der Schnittstelle eine Identifikation des 
zugreifenden Algorithmus erfolgt. Auf 
diese Weise könnte ermittelt werden, 
wie der Algorithmus funktioniert, was 
er bewirkt etc. Dadurch könnte nur er-
wünschten Algorithmen der Zugang ge-
währt werden, während unerwünschte 
Algorithmen geblockt würden. Ob ein 
solcher Mechanismus jedoch tatsächlich 
wirksam sein kann und eine Chance auf 
Realisierung hat, wird auch in Experten-
kreisen angezweifelt.
Die Beschäftigung mit dem noch recht 
jungen Phänomen Social Bots zeigt, dass 
noch viele Fragen offen sind. Um eine 
umfassende Klärung und Einschätzung 
des Gefährdungspotenzials sowie der 
technischen und rechtlichen Heraus-
forderungen zu ermöglichen, sind wei-
tere Forschungsarbeit und investigati-
ve Ermittlungen gegen die Urheber von 
Social Bots nötig.
Die TA-Vorstudie »Social Bots« wurde im 
März 2017 abgeschlossen und wird in Kür-
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17Angebote der Online-Bürgerbeteiligung werden von gesellschaftlichen Sta-
keholdern als wichtiger Bestandteil der Parlamentsarbeit angesehen. Die 
Relevanz eines Themas, die Bedeutung von Beteiligung an sich und die 
Möglichkeit, politische Entscheidungen zu beeinflussen, motivieren zur 
Teilnahme. In der Praxis bleibt die Beteiligung jedoch häufig hinter den Er-
wartungen zurück. Die Befragung »Online-Bürgerbeteiligung an der Parla-
mentsarbeit« ergibt auch wertvolle Hinweise zur Ausgestaltung von Infor-
mations- und Beteiligungsangeboten.
schaftlicher Stakeholder in ihrer Breite 
und Vielfalt wider (Abb. 1).
Nutzung von Internet- und 
Beteiligungsangeboten des 
Deutschen Bundestages
Das Internetangebot des Deutschen Bun-
destages (www.bundestag.de) kennen drei 
von vier Befragten. Jeder Zweite nutzt es 
auch, beispielsweise zur Recherche von 
Bundestagsdrucksachen und anderen Do-
kumenten (43 % der Befragten) oder um 
das Angebot des Parlamentsfernsehens 
zu verfolgen (26 %).
Unter den Beteiligungsangeboten sind 
die elektronischen Petitionen mit Ab-
Die Befragung zum gleichnamigen TA-
Projekt »Online-Bürgerbeteiligung an 
der Parlamentsarbeit« (S. 15) fand im 
Zeitraum vom 10. September bis 2. No-
vember 2015 statt. Sie war unter www.
stakeholderpanel.de öffentlich zugäng-
lich und wurde beispielsweise auf On-
linenachrichtenportalen beworben. 
Die Befragung fokussierte auf folgende 
Schwerpunkte:
 › Welche Informations- und Beteili-
gungsangebote des Deutschen Bun-
destages wecken Interesse?
 › Aus welchen Motiven beteiligen sich 
Stakeholder an Onlinebeteiligungsver-
fahren des Deutschen Bundestages?
 › Welche Anforderungen stellen die Sta-
keholder an Online-Bürgerbeteiligung?
 › Warum bleibt nach Einschätzung der 
Stakeholder die politische Beteiligung 
im Internet bislang hinter den Erwar-
tungen zurück?
An der Umfrage beteiligten sich fast 
1.300 Personen, 1.107 Fragebögen konn-
ten ausgewertet werden. Unter den Teil-
nehmenden waren überdurchschnitt-
lich viele Personen im Alter zwischen 
46 und 55 sowie 56 und 65 Jahren. Die 
Altersgruppe der unter 25-Jährigen war 
im Vergleich dazu deutlich geringer 
vertreten. 30 % der Antwortenden wa-
ren Frauen. Die Teilnehmenden schät-
zen sich zu über 90 % als politisch sehr 
stark oder stark interessiert ein, ca. 40 % 
sind politisch aktiv. Auch das Interesse 
an digitalen Medien ist bei 85 % der Be-
fragten mindestens hoch. Die Ergebnisse 
der Befragung erheben keinen Anspruch 
auf Repräsentativität. Sie spiegeln jedoch 
die Sichtweisen unterschiedlicher gesell-
stand am bekanntesten. 57 % der
Befragten haben bereits eine Petition 
mitgezeichnet, fast 14 % im Onlinefo-
rum des Petitionsausschusses mitdis-
kutiert. Fast jeder Dritte hat sich über 
die Arbeit weiterer Ausschüsse und Gre-
mien des Deutschen Bundestages infor-
miert. Etwas mehr als 6 % der Befragten 
haben im Rahmen von Beteiligungsan-
geboten, wie der Enquete-Kommission
»Internet und digitale Gesellschaft« 
des 17. Deutschen Bundestages (Inter-
net-Enquete) oder der 
Kommission Lagerung 
hoch radioaktiver Ab-





tei l ig ungsangebote
werden im Beitrag 
»Online-Bürgerbetei-
ligung an der Parla-
mentsarbeit« im vor-
liegenden TAB-Brief 




Die Teilnehmenden der 
Befragung werden ins-
besondere durch aus 
ihrer Sicht wichtige Themen, durch di-
rekte Betroffenheit oder durch anstehen-
de politische Entscheidungen zur On-
line-Bürgerbeteiligung beim Deutschen 
Bundestag animiert (Abb. 2). Diese Nen-
nungen erreichen Zustimmungswerte 
von 70 bis über 90 %. Mehr als 80 % der 
Befragten erachten Beteiligung insge-
samt als wichtig, jeweils ca. 68 % möch-
ten ihre Meinung oder ihre Sach- und 
Fachkenntnisse einbringen. Die Stär-
kung von Online-Bürgerbeteiligung 
oder aktuelle Diskussionen in den Me-
dien werden als Motive deutlich seltener 
genannt (Zustimmungswerte von ca. 46 
bzw. 42 %).















Abb. 1 Gesellschaftliche Gruppen im Stakeholder Panel
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17 Interesse an Beteiligungs-
angeboten
Wird nach dem Interesse an der Nutzung 
dieser Beteiligungsangebote gefragt, führt 
die (aktive) Mitzeichnung von öffentli-
chen E-Petitionen die Rangfolge an. Ab-
stimmungen über Vorschläge, wie sie 
etwa bei der Internet-Enquete möglich 
waren, interessieren zwei Drittel der Be-
fragten auch bei anderen Ausschüssen 
bzw. Gremien. Das Einreichen von Pe-
titionen über das Internet, das Einbrin-
gen von Vorschlägen und Kommentaren 
sowie die Diskussion über Petitionen im 
Onlineforum sind weniger interessant, 
immerhin bekundet aber jeweils mehr 
als die Hälfte der Befragten ein entspre-
chendes Interesse.
Nutzen
Stakeholder sehen einen deutlichen Nut-
zen von Online-Bürgerbeteiligung für den 
Deutschen Bundestag: So könne das Mei-
nungsspektrum der Bevölkerung stärker 
in die Prozesse der parlamentarischen 
Entscheidungsfindung einfließen. Über 
80 % der Befragten stimmen dieser Aus-
sage zu oder eher zu. Dass Online-Bür-
gerbeteiligung die Transparenz bzw. die 
Akzeptanz parlamentarischer Entschei-
dungen fördere, bestätigen ca. 68 bzw. 
62 % (»stimme zu« oder »stimme eher 
zu«). Immerhin 55 % stimmen der Aus-
sage zu, Online-Bürgerbeteiligung för-
dere das Vertrauen in parlamentarische 
Entscheidungen (Abb. 3).
Gründe für geringe 
Beteiligung an Online-
Bürgerbeteiligung
Unter den Teilnehmenden der Befragung 
ist das Interesse an Online-Bürgerbeteili-
gung hoch. In der Praxis – nicht nur beim 
Deutschen Bundestag – bleibt die Beteili-
gung der Öffentlichkeit jedoch häufig hin-
ter den Erwartungen der Initiatoren zu-
rück. Als mögliche Gründe hierfür werden 
von den Befragten insbesondere Zweifel 
an der Berücksichtigung der Ergebnisse 
im parlamentarischen Prozess genannt, 
außerdem ein geringer Bekanntheitsgrad 
der Angebote.
Mehr als 600 inhaltliche 
Kommentare und 
Anregungen
In 614 inhaltlichen Kommentaren for-
mulierten die Befragten Hinweise für 
die Gestaltung von Beteiligungsplatt-
formen beim Deutschen Bundestag. Da-
rin betonen sie zum einen die Bedeutung 
von Qualitätskriterien, wie klare Infor-
mationen über Beteiligungsgegenstand, 
-verfahren und -ziele, eine Bewerbung 
des Angebots und eine moderierende 
Begleitung des Beteiligungsverfahrens. 
Auch IT-Sicherheit und Datenschutz so-
wie eine nutzungsfreundliche Gestal-
tung, die auch mobile Geräte berück-
sichtigt, werden genannt. Zum anderen 
regen die Befragten an, Beteiligungsver-
fahren möglichst frühzeitig durchzufüh-
ren, Fachleute als Informationsquellen 
einzubeziehen und die Formulierung un-
terschiedlicher, differenzierter Positionen 
im Rahmen des Verfahrens zu ermögli-
chen. Es komme nicht so sehr auf die Zahl 
der Teilnehmenden, sondern auf die Qua-
lität und Neuartigkeit der Beiträge an. 
Die Befragten zeigen sich offen für Ex-
perimente mit unterschiedlichen Betei-
ligungsformaten, sofern daraus Lerner-
fahrungen gewonnen werden. Auch sollte 
der Einfluss von Beteiligungsverfahren 
auf die parlamentarische Arbeit trans-
parent gemacht werden (z. B. durch eine 
Verknüpfung mit Gesetzentwürfen oder 
Anfragen). Nicht zuletzt wird vorgeschla-
gen, die Beteiligungsverfahren des Deut-
schen Bundestages klar gegenüber Ange-
boten von Dritten abzugrenzen und so 
ja nein weiß nicht/k. A.
Angaben in %



















Weil ich ein Thema für wichtig
erachte.
Weil mich ein Thema direkt
betrifft.
Weil ich Beteiligung insgesamt
für wichtig erachte.
Um eine sich abzeichnende politi-
sche Entscheidung abzuwenden.
Um eine sich abzeichnende poli-
tische Entscheidung zu fördern
bzw. Nachdruck zu verleihen.
Um meine Meinung
einzubringen.





Weil ein Thema gerade in den
Medien intensiv diskutiert wird.
n = 1.107
Abb. 2 Welche Motive veranlassen Sie, die Angebote des Deutschen Bundestages 
zur Online-Bürgerbeteiligung zu nutzen?
Stakeholder Panel TA, Onlinebefragung »Online-Bürgerbeteiligung an der Parlamentsarbeit«
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die Bedeutung des Parlaments für die öf-




Die Teilnehmenden an der Befragung hal-
ten politische Beteiligung insgesamt für 
wichtig und wollen Meinungen sowie 
Sach- oder Fachkenntnisse einbringen. In 
Bezug auf die Rolle von Online-Bürgerbe-
teiligung beim Deutschen Bundestag und 
seinen Gremien finden zwei Aussagen die 
Zustimmung von jeweils mindestens drei 
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Mit Online-Bürgerbeteiligung kann das
Meinungsspektrum der Bevölkerung
stärker in die Prozesse zur palamentari-
schen Entscheidungsfindung einfließen.
Angaben in %
stimme zu stimme eher zu stimme eher nicht zu






Abb. 3 Worin sehen Stakeholder den Nutzen von Online-Bürgerbeteiligung
für den Deutschen Bundestag?
Quelle: Stakeholder Panel TA, Online-Befragung »Online-Bürgerbeteiligung an der Parlamentsarbeit«
destag solle bei der Online-Bürgerbetei-
ligung »eine Vorreiterrolle einnehmen«, 
und Online-Bürgerbeteiligung solle »heu-
te eine Selbstverständlichkeit im Rahmen 
der parlamentarischen Arbeit sein«. Dieses 
klare Bekenntnis der Befragten zur Online-
Bürgerbeteiligung ist ein zentrales Ergeb-
nis der Befragung.
Zugleich hegen die Stakeholder aber auch 
Zweifel bezüglich der bisherigen Umgset-
zung der Online-Bürgerbeteiligung und 
der Einbindung in die parlamentarischen 
Prozesse beim Deutschen Bundestag. Sie 
ermutigen in vielen Kommentaren den 
Deutschen Bundestag dazu, weitere Ex-
perimente zu wagen und dabei nicht nur 
Beteiligen Sie sich unter stakeholderpanel.de!
Sie möchten an den Befragungen des Stakeholder Panel TA teilnehmen? Der einfachste Weg ist eine Registrierung unter 
www.stakeholderpanel.de.
Seit Sommer 2014 konnten fast 2.000 Mitglieder für das Stakeholder Panel TA gewonnen werden. Diese Akteure registrierten 
sich unter www.stakeholderpanel.de. Ein hoher Anteil dieser Panelmitglieder nimmt regelmäßig an den Befragungen teil. Pa-
nelmitglieder erhalten erste Auswertungsergebnisse zeitnah nach Abschluss einer Befragung per E-Mail zugesandt. Mit diesem 
kleinen »Informationsvorsprung« bedanken wir uns bei allen Teilnehmenden für die Unterstützung.
Das Stakeholder Panel TA achtet auf Datenschutz und Datensicherheit. Die Speicherung der E-Mail-Adresse erfolgt streng ge-
trennt von den Antworten der Panelisten in den Umfragen.
auf hohe Beteiligungszahlen, sondern vor 
allem auf inhaltliche Impulse zu setzen.
Resümee
Die Gremien und Ausschüsse des Deut-
schen Bundestages haben erste Erfahrun-
gen mit Online-Bürgerbeteiligung ge-
wonnen und dabei die Komplexität des 
Themas erkannt. Die Ergebnisse der Stake-
holderbefragung bieten eine Basis, die bis-
herigen Erfahrungen unter Einbeziehung 
der Ansichten interessierter Bürger zu re-
flektieren. Viele Personen, die sich für die 
Arbeit des Deutschen Bundestages inter-
essieren, brachten in der Befragung auch 
konkrete Hinweise für die Ausgestaltung 
von Informations- und Beteiligungsan-
geboten vor.
Die vollständigen Ergebnisse der gleich-
namigen Onlinebefragung erscheinen als 
Stakeholder Panel Report Nr. 3. Weitere In-
formationen sind unter www.stakeholder-


























TA-SWISS, das schweizerische Pendant zum TAB, bekleidet die diesjähri-
ge EPTA-Präsidentschaft und lädt vom 7. bis 8. November zur jährlichen 
EPTA-Konferenz nach Luzern ein. Die Konferenz wird unter dem Motto 
»Shaping the Future of Mobility« stehen und passenderweise im »Ver-
kehrshaus der Schweiz« stattfinden, dem meistbesuchten Museum der 
Schweiz, das nach eigener Darstellung »erlebbar und abwechslungsreich 
die Entwicklung des Verkehrs und der Mobilität sowie die Funktionswei-
se der Kommunikation« zeigt.
tariern, Experten und Stakeholdern dar-
über zu stimulieren, wie die zukünftigen 
Mobilität gestaltet werden kann bzw. 
soll. Hierzu sollen Positiv- und Negativ-
beispiele gegenübergestellt und mögliche 
Wege und Maßnahmen für eine wün-
schenswerte Entwicklung eruiert wer-
den. Als Informations- und Diskussions-
grundlage für die Konferenz dienen – 
In den kommenden Jahren wird eine 
fundamentale Transformation der Ver-









Mobi l i t ät  a l s 
Dienstleistung oder 
auch Mobility Pric-
ing. Wie die Mo-













können, ist eine 
globale Herausfor-
derung, vor allem 




potenziale hin zu 
einer nachhaltigeren Mobilität zu nut-
zen, ist eine anspruchsvolle Aufgabe für 
Politik und Gesellschaft.
Es ist daher ein wichtiges Ziel der Kon-
ferenz, eine Debatte zwischen Parlamen-
wie schon in den letzten Jahren – von 
den EPTA-Mitgliedern im Vorfeld der 
Konferenz erstellte Länderreports zu den 
Trends in den jeweiligen Ländern.
EPTA-Bericht zu
Digital Labour
Die letztjährige EPTA-Konferenz in 
Wien stand unter dem Motto »The 
Future of Labour in the Digital Era. 
Ubiquitous Computing, Virtual Plat-
forms, and Real-time Production«. Die 
Kernfrage lautete, wie die Zukunft der 
Arbeit im digitalen Zeitalter aussehen 
wird. Eine neue Welle der Digitalisie-
rung, Automatisierung und Robotisie-
rung ist im Begriff, in vielen Wirtschafts-
sektoren tiefgreifende Veränderungen 
auszulösen. Industrie 4.0, Internet der 
Dinge, Sharing- und Plattformökono-
mie sind Stichworte, die aktuell im Ram-
penlicht der öffentlichen und politischen 
Aufmerksamkeit stehen. 
Der Abschlussbericht zur Konferenz 
beleuchtet die Auswirkungen die-
ser Transformation auf den Arbeits-
markt, die Arbeitsbedingungen, Löh-
ne und Gehälter und nicht zuletzt auf 
die Grenze zwischen Berufs- und Pri-
vatleben aus der Perspektive von 
17 Ländern bzw. Regionen aus dem 
EPTA-Netzwerk. Darüber hinaus enthält 
er eine Zusammenfassung der äußerst le-
bendigen Debatte auf der Konferenz, die 
am 21. Oktober 2016 im österreichischen 
Parlament stattfand.




Für Interessierte sind die Präsentatio-
nen der Konferenz abruf bar unter
http://www.oeaw.ac.at/ita/veranstal 
t u ngen / kon feren z en-work shops/
konferenzarchiv/epta-konferenz-2016/.
»Shaping the Future of Mobility« –
EPTA-Konferenz im November 2017























Stand und Perspektiven der 
industriellen Biotechnologie: 
Verfahren,  Anwendungen, 
ökonomische Perspektiven. 
Innovationsanalyse – Teil I
H. Aichinger, B. Hüsing, S. Wydra
TAB-Arbeitsbericht Nr. 168
Seit vielen Jahren werden große Erwar-
tungen an das ökonomische und ökologi-
sche Potenzial der »weißen« oder indus-
triellen Biotechnologie (IBT) formuliert. 
Die IBT soll energie- und ressourceneffi-
ziente industrielle Produktionsprozesse 
bereitstellen, mit denen Biomasse umfas-
send als regenerativer industrieller Roh-
stoff erschlossen werden kann. Das TAB 
ist den Marktpotenzialen sowie den Um-
welt- und Nachhaltigkeitseffekten der 
IBT im Rahmen einer Innovationsana-
lyse nachgegangen.
In Teil I der Innovationsanalyse werden 
die zurzeit verfolgten wissenschaftlich-
technischen Entwicklungslinien in der 
IBT dargestellt. Dabei wird u. a. auf die 
Methoden zur Optimierung von Produk-
tionsorganismen und biotechnischen 
Produktionsprozessen, die vom Scree-
ning über Metabolic und Protein Enginee-
ring, System- und Synthetische Biologie 
bis zur Bioverfahrenstechnik reichen, so-
wie auf den Entwicklungsstand von Bio-
raffinerien eingegangen. Zudem wird ein 
Überblick über den aktuellen Stand der 
Anwendung der IBT in den Wirtschafts-
zweigen chemische Industrie, Lebens-
mittel- und Getränkeherstellung, Tex-
tilherstellung und -veredlung, Leder-, 
Zellstoff- und Papierherstellung, Auto-
mobilindustrie, Bergbau und Metallge-
winnung sowie Umweltbiotechnik ge-
geben. Mit der Marktentwicklung, der 
Entwicklung der Industrie und ihrer Ge-
schäftsmodelle, der Betrachtung der Kos-
tenwettbewerbsfähigkeit der Prozesse 
und Produkte der IBT sowie der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit werden 
diejenigen Aspekte analysiert, die für die 
Marktdurchdringung und die Realisie-
rung von wirtschaftlichen Effekten am 


















Innovationsanalyse – Teil II
J. Schiller, C. Aicher, E. Feresin,
unter Mitarbeit von B. Klauer,
B. Hansjürgens und A. Sauter
TAB-Arbeitsbericht Nr. 169
In Teil II der Innovationsanalyse wer-
den Ergebnisse, Reichweite und Aussa-
gekraft von Umwelt- und Nachhaltig-
keitsanalysen (Ökobilanzen, Life Cycle 
Assessments etc.) der IBT vergleichend 
analysiert. Aufgrund der Heterogeni-
tät und Vielfalt der Prozesse, Verfah-
ren und Produkte sind nur wenige all-
gemeine bzw. übergreifende Aussagen 
möglich. In der Gesamtschau der un-
terschiedlichen Produktgruppen (Bio-
kraftstoffe, Grund- und Plattformche-
mikalien, Fein- und Spezialchemikalien, 
Biokunststoffe) bestätigt sich jedoch die 
lang gehegte Annahme, dass die Pro-
duktion der untersuchten biobasierten 
Stoffe im Vergleich zu konventionell 
hergestellten Produkten in vielen Fäl-
len den Energieverbrauch und die Treib-
hausgasemissionen reduzieren hilft. Im 
Gegenzug können aber negative Um-
weltwirkungen durch den großmaßstäb-
lichen intensivlandwirtschaftlichen An-
bau von Biomasse verursacht werden.
Insgesamt bestehen nach wie vor erheb-
liche Unsicherheiten im Hinblick auf 
die quantitativen Wirkungsabschät-
zungen. Mit Blick auf den zukünftigen 
Beitrag der IBT zur Umsetzung der Vi-
sion einer (Bio-)Ökonomie, die weitge-
hend auf nachwachsenden Rohstoffen 
beruht, erweist sich die Frage nach der 
ausreichenden Verfügbarkeit und nach-
haltigen landwirtschaftlichen Produk-
tion entsprechender Mengen von Bio-
masse unter Berücksichtigung von Nut-
zungskonkurrenzen auf den zur Verfü-













































Für etliche Krankheiten, die fast nur in 
armen Ländern auftreten, werden kaum 
Arzneimittel entwickelt. Zu global auf-
tretenden Krankheiten werden zwar Me-
dikamente entwickelt, diese sind für arme 
Länder jedoch meist zu teuer, da die Pro-
duktentwicklung über den Verkauf zu 
Monopolpreisen (re)finanziert wird. Seit 
Jahren wird diskutiert, wie die diesbezüg-
liche Produktentwicklung nachhaltig be-
fördert werden kann, inwiefern Marktme-
chanismen ergänzt oder gar ersetzt werden 
sollten. Bei der genaueren Betrachtung 
und Hinterfragung einzelner Positionen 
eröffnet sich zumeist ein hochkomplexer 
Sachverhalt mit lokalen, nationalen und 
globalen Akteursgruppen und vielfältigen 
Ursachen- und Wirkungsverflechtungen.
Der Bericht bietet eine umfassende Dar-
stellung diverser Initiativen öffentlicher, 
gemeinnütziger und privater Akteure der 
Forschung und Produktentwicklung so-
wie politischer Möglichkeiten zur För-
derung des Engagements. Bei der Be-
trachtung der Folgedimensionen werden 
Praxisrelevanz und Reichweite einzelner 
Steuerungselemente sowie die Möglich-
keiten zum Wissenstransfer und Kapazi-
tätsaufbau in den Ländern des globalen 
Südens berücksichtigt.
Die deutsche Politik signalisiert seit ei-
nigen Jahren Bereitschaft, sich stärker 
zu engagieren. Der Bericht bietet eine 
substanzielle Informationsbasis für die 
Befassung mit unterschiedlichen Mög-
lichkeiten zur Stärkung der Produktent-
wicklung zu armutsassoziierten Krank-
heiten und der besseren Ausrichtung des 
medizinisch-technischen Innovationssy-
















Sachstandsbericht zum TA-Projekt  
»Mensch-Maschine-Entgrenzungen: 
zwischen künstlicher Intelligenz und 
Human Enhancement«
Technologien und Visionen der 
Mensch-Maschine-Entgrenzung
C. Kehl, C. Coenen
TAB-Arbeitsbericht Nr. 167
Technologische Trends im Bereich Ro-
botik und Neurotechnologien wer-
den in jüngster Zeit wissenschaftlich, 
aber auch öffentlich ungemein in-
tensiv diskutiert. Beide Technologie-
bereiche eröffnen Anwendungspers-
pektiven, die das Potenzial haben, das 
Mensch-Technik-Verhältnis ganz neu 
zu definieren. Die konkreten Möglich-
keiten dieser Technologien erscheinen 
derzeit aber noch unscharf und werden 
eher durch weitreichende Zukunftser-
wartungen beeinflusst. Vor diesem Hin-




Skizziert wird zum einen der aktuelle vi-
sionäre Diskurs zu Mensch-Maschine-
tet. Zum anderen wird der aktuelle Stand 
von Forschung und Entwicklung in den 
Bereichen Neurotechnologien und auto-
nome Robotik dargestellt, bevor schließ-
lich die Realisierbarkeit der Visionen be-
wertet und relevante normative Fragen 
umrissen werden.
Die Autoren des TAB-Berichts kommen 
zu dem Schluss, dass die politische Bri-
sanz dieser Entwicklungen wohl weniger 
darin liegt, dass in absehbarer Zeit mit 
der technischen Optimierung der Na-
tur des Menschen oder einer »Machtü-
bernahme« künstlicher Intelligenzen zu 
rechnen ist. Vielmehr werden durch die 
angestoßenen Umwälzungen im Mensch-
Maschine-Verhältnis vordergrün-
dig weniger spektakuläre, aber lebens-
praktisch und ethisch bedeutende Fra-
gen aufgeworfen, die in einem laufenden 
Vertiefungsprojekt zur Pflegerobotik un-
tersucht werden.
Entgrenzungen durch Neurotechnologie, 
KI und Robotik, dabei werden auch his-
torisch-kulturelle und gesellschaftliche 







































R. Grünwald, C. Caviezel
Hintergrundpapier Nr. 21
Wie flexibel können Kernkraftwerke be-
trieben werden? Ist ihr Betrieb kompati-
bel mit hoher fluktuierender Einspeisung 
durch erneuerbare Energien? Zu diesen 
Fragen wurde ab 2010 in Politik, Wissen-
schaft und der Öffentlichkeit eine kon-
troverse Debatte geführt. Anlass war das 
Energiekonzept der damaligen Bundesre-
gierung, das eine Laufzeitverlängerung 
der deutschen Kernkraftwerke vorsah.
Vor diesem Hintergrund wurde das TAB 
2010 beauftragt, den Stand der wissen-
schaftlichen Kenntnisse und der aktu-
ellen Debatte aufzuarbeiten und prägnant 
zusammenzufassen. Die Katastrophe in 
Fukushima im Frühjahr 2011 und die da-
rauf folgenden Umwälzungen des deut-
schen Energiesystems haben die Priorität 
dieser Untersuchung erheblich geschmä-
lert und den ursprünglichen Zeitplan ob-
solet werden lassen.
Dennoch sind die Ergebnisse immer noch 
interessant: Zum einen sind die hier vor-
gelegten Analysen zu den Anforderungen, 
die ein dynamischer Ausbau fluktuie-
render Erzeugung von erneuerbaren Ener-
gien an den konventionellen Kraftwerks-
park stellt, immer noch hochrelevant. 
Zum andern stellen sich die hier unter-
suchten Fragen in anderen Ländern (z. B. 
Frankreich, England) mit hoher Dring-
lichkeit. Es könnte daher gewinnbringend 












and Innovation« als Ansatz für 
die Forschungs-, Technologie- 
und Innovationspolitik – Hinter-
gründe und Entwicklungen
R. Lindner, K. Goos, S. Güth, O. Som,
T. Schröder
Hintergrundpapier Nr. 22
Responsible Research and Innovation 
(RRI) ist ein vergleichsweiser junger An-
satz in der Ausgestaltung und Steuerung 
von Forschungs- und Innovationsprozes-
sen, der gegenwärtig vor allem auf euro-
päischer, zunehmend aber auch auf natio-
naler Ebene wie etwa in Großbritannien, 
den Niederlanden oder Norwegen an Be-
deutung gewinnt. Im Kern geht es bei 
RRI darum, Forschung und Innovation 
stärker als bisher an gesellschaftlichen 
Werten und Bedarfen auszurichten.
Vor allem die Erfahrungen mit gesell-
schaftlich hochumstrittenen Technolo-
gien, die nicht antizipiert worden waren, 
gruppen, Nutzern und Bürgern sowie die 
Erschließung zusätzlicher Wissensquellen 
umfassen, sollen die Ausgestaltung und 
Steuerung von Forschung und Innova-
tion ref lexiver und insgesamt auf eine 
breitere, vielfältigere und damit legi-
timere Grundlage gestellt werden. In 
der Vorstudie wird gezeigt, dass RRI auf 
zahlreichen Konzepten und Methoden 
aufbaut, die teilweise seit Jahrzehnten 
zum Gestaltungsinstrumentarium von 
Forschung, Technologie und Innovation 
zählen. Nach einem Überblick über kon-
zeptionelle Grundlagen und unterschied-
liche Begriffsverständnisse von RRI wer-
den ausgewählte Ansätze beleuchtet, die 
Beiträge zur Umsetzung von RRI in For-
schungs- und Innovationsprozessen lei-
sten können. Aufgrund der großen Be-
deutung von Unternehmen für Forschung 
und Innovation wird besonderes Augen-
merk auf die Integration der RRI-Philo-
sophie in betriebliche Organisations- und 
Managementkonzepte gelegt.
sind ein wesentlicher Impetus für den 
Aufstieg des RRI-Konzepts. Durch ge-
eignete Verfahren, die insbesondere die 










































Stakeholder Panel Report Nr. 3
Online-Bürgerbeteiligung an 
der Parlamentsarbeit
B. Oertel, C. Kahlisch, S. Albrecht, unter 
Mitarbeit von J. Odenbach
TAB-Arbeitsbericht Nr. 173
Der Deutsche Bundestag war früh einer 
der Vorreiter der Nutzung des Internets 
zur Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern an politischen Entscheidungen. 
Seit mehr als zehn Jahren erproben 
Ausschüsse und Kommissionen unter-
schiedliche Formate der Online-Bür-
gerbeteiligung, die von der interaktiven 
Kommunikation in Onlineforen und so-
zialen Medien über Konsultationen und 
die Mitarbeit an Dokumenten bis hin zu 
elektronischen Petitionen reichen. 
Den Ausgangspunkt des TAB-Berichts 
bildet die Arbeit der Enquete-Kommis-
sion »Internet und digitale Gesellschaft« 
des 17. Deutschen Bundestages, die als 
»Experimentierfeld« neue Formate der 
Online-Bürgerbeteiligung an der Parla-
mentsarbeit erprobte, wie Livestreams von 
Sitzungen, einen Twitteraccount sowie 
die nach dem Prinzip der »Liquid Demo-
cracy« aufgebaute Beteiligungsplattform 
enquetebeteiligung.de. Vor dem Hinter-
grund der wissenschaftlichen Diskussion 
über Online-Bürgerbeteiligung analysiert 
der Bericht außerdem die Angebote der 
18. Legislaturperiode des Bundestages. 
Im TAB-Bericht werden Prinzipien für die 
Umsetzung von Onlinebeteiligungsan-
geboten beim Bundestag vorgestellt und 
Optionen einer behutsamen, sukzessiven 
Weiterentwicklung dieser Angebote dis-
kutiert, die sowohl Experimente als auch 









unter Mitarbeit von Jan Odenbach
Endbericht zum TA-Projekt
Online Bürgerbeteiligung an 
der Parlamentsarbeit
B. Oertel, C. Kahlisch, M. Evers-Wölk, 
C. Henseling, R. Nolte, J. Odenbach, 
M. Sonk
Stakeholder Panel Report Nr. 3
Die mittlerweile dritte Befragungswelle 
des Stakeholder Panel TA befasste sich 
mit Einschätzungen und Erfahrungen 
gesellschaftlicher Stakeholder zu An-
geboten der Online-Bürgerbeteiligung 
beim Deutschen Bundestag. Im Mittel-
punkt standen das Interesse an Beteili-
gungsangeboten sowie Faktoren, die zur 
Nutzung motivieren bzw. dieser entge-
genstehen. Außerdem wurden Anfor-
derungen an die Online-Bürgerbeteili-
gung erfragt.
Die mehr als 1.100 ausgewerteten 
Antworten belegen einen hohen Be-
kanntheits- und auch Nutzungsgrad 
und Gremien werden dagegen nur von 
einer Minderheit genutzt. Als wichtigste 
Motive der Beteiligung werden die Wich-
tigkeit eines Themas sowie die persön-
liche Betroffenheit genannt. Die Befra-
gung belegt ein insgesamt hohes Interesse 
an der Online-Bürgerbeteiligung beim 
Bundestag. Sie erbrachte außerdem mehr 
als 600 Kommentare und Anregungen, 
wie entsprechende Angebote aus Sicht 
der Stakeholder gestaltet bzw. verbessert 
werden sollten. 
Der Bericht stellt neben diesen Ergebnis-
sen der Befragung auch die Vorgehens-
weise sowie soziodemographische Ba-
sisdaten der Teilnehmenden dar. Auch 
wenn die Ergebnisse keinen Anspruch 
auf Repräsentativität erheben, bieten sie 
eine Basis, die bisherigen Erfahrungen 
des Deutschen Bundestages mit Ange-
boten der Online-Bürgerbeteiligung zu 
reflektieren.
insbesondere der E-Petitionen. Die Be-
























Edition Sigma in der Nomos Verlagsgesellschaft
Neue elektronische
Medien und Suchtverhalten
Forschungsbefunde und politische Handlungsoptionen zur
Mediensucht bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen
Studien des Büros für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag
Michaela Evers-Wölk | Michael Opielka 
Die Studie stellt die Aufarbeitung der 
wissenschaftlichen Befunde zu Um-
fang und Folgen suchtartiger Medi-
ennutzung in den Mittelpunkt, diff 
erenziert nach den verschiedenen 
Formen der Online(glücks)spiel-
sucht, -kaufsucht, -sexsucht sowie 
Social-Network-Sucht. Vor dem Hin-
tergrund heutiger im Wandel befind-
licher Normen und Werte werden 
die Anliegen und Interessenlagen 
der involvierten Stakeholder sowie 
politische Handlungsmöglichkeiten 
vorgestellt.





unter Mitarbeit von Matthias Sonk
Neue elektronische Medien und 
Suchtverhalten
Forschungsbefunde und politische 
Handlungsoptionen zur Medien-
sucht bei Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen
Das Thema »Neue elektronische 
Medien und Suchtverhalten« ist vor 
dem Hintergrund einer zunehmen-
den Mediatisierung der Gesellschaft 
sowie immer jüngerer Nutzer An-
lass gesellschaftspolitischer Diskus-
sionen. Das Verständnis darüber, 
was »normales« Mediennutzungs-
verhalten ist, geht u. a. zwischen den 
Generationen deutlich auseinander 
und führt innerhalb von Familien, 
aber auch in Bildungseinrichtun-




Forschung und Produktentwicklung zur Bekämpfung 
vernachlässigter Krankheiten
Katrin Gerlinger
Studien des Büros für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag
grund der seit Jahren signalisierten 
Bereitschaft der deutschen Politik 
zu höherem Engagement bietet das 
Buch eine solide Informationsbasis 
für die weiterführende Befassung 
mit unterschiedlichen Ansätzen zur 
Stärkung der Produktentwicklung 
zu vernachlässigten armutsassozi-
ierten Krankheiten und der besse-
ren Ausrichtung des medizinisch-
technischen Innovationssystems auf 
eben diese.





Forschung und Produktentwicklung 
zur Bekämpfung vernachlässigter 
Krankheiten
Fehlende Medikamente zur Be-
kämpfung armutsassoziierter 
Krankheiten sind ein globales Ge-
sundheitsproblem. Katrin Gerlin-
ger stellt in diesem Band Initiativen 
öffentlicher, gemeinnütziger und 
privater Akteure zur Stärkung der 
Produktentwicklung vor und nennt 
politische Optionen zur Förderung 
des Engagements. Bei der Betrach-
tung der Folgedimensionen berück-
sichtigt die Autorin Praxisrelevanz 
und Reichweite einzelner Steue-
rungselemente ebenso wie Mög-
lichkeiten zum Wissenstransfer und 
Kapazitätsaufbau in Ländern des 
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gische Vielfalt nicht nur allgemein 
wertgeschätzt, sondern durch öko-
nomische Methoden auch konkret 
in Wert gesetzt wird. Dieser Band 
gibt einen umfassenden Überblick 
über Grundlagen, Stand und Pers-
pektiven ökonomischer Instrumen-
te zur Bewertung und Inwertsetzung 
der Biodiversität; er diskutiert ihre 
Reichweite und Grenzen sowie die 
Kontroversen um ökonomische Na-
turschutzansätze. Insbesondere mit 
Blick auf den internationalen Kon-
text wird dabei deutlich, dass der 
Schutz der Biodiversität mehr denn 
je eine politische Gesamtaufgabe ist, 
die nicht allein dem Markt überlas-
sen werden sollte.
2015, 319 Seiten, kartoniert
ISBN 978-3-8487-2064-4
27,90 Euro
Christoph Kehl,  
unter Mitarbeit von Arnold Sauter
Was kostet die Natur?
Wert und Inwertsetzung von 
Biodiversität
Der Erhalt der Biodiversität zählt ne-
ben dem Klimawandel zu den größ-
ten umweltpolitischen Aufgaben un-
serer Zeit. Denn eine intakte Natur 
sichert existenzielle Lebensgrund-
lagen – darunter gesunde Nahrung, 
sauberes Wasser oder fruchtbare Bö-
den –, sie ist aber auch unerlässliche 
Ressource für viele Bereiche der auf-
kommenden Bioökonomie. Trotz-
dem verschwinden Jahr für Jahr 
weitere wertvolle Ökosysteme und 
seltene Arten unwiederbringlich von 
der Erde – hauptsächlich bedingt 
durch menschliche Aktivitäten. Eine 
Trendwende lässt sich nach Ansicht 
einer wachsenden Zahl von Exper-
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